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251. Sitzung 

Bonn, den 11. Juni 1976 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
heutige Tagesordnung um die Erste Beratung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung der Bundesärzteord-
nung — Drucksache 7/5314 — ergänzt werden. — 
Meine Damen und Herren, ich stelle fest, daß das 
Haus damit einverstanden ist; es ist so beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Beschluß des Assoziationsrates EWG—Griechenland zur Än-
derung des Beschlusses Nr. 2/75 über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen zur Anwendung der 
Art. 7 und 8 des Abkommens zur Gründung einer Assozia-
tion zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Griechenland 

Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1496/75 vom 11. Juni 1975 zur Durchführung der Vor-
schriften über den Warenverkehr zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland, die infolge 
der Ausdehnung der Assoziation auf die neuen Mitglied-
staaten erlassen wurden (Drucksache 7/5278) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Richtlinien des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über Tierarzneimittel zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die analytischen, toxikologisch-pharma-
kologischen und ärztlichen oder klinischen Vorschriften und 
Nachweise über Versuche mit Tierarzneimitteln (Drucksache 
7/5283) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über die Verlängerung der 
Ausnahmeregelung bei der Einfuhr von Butter aus Neusee-
land in das Vereinigte Königreich (Drucksache 7/5284) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Beschluß des Assoziationsrates EWG—Türkei zur Änderung 
des Beschlusses Nr. 5/72 über die Methoden der Zusammen-
arbeit der Verwaltungen zur Anwendung der Artikel 2 und 
3 des Zusatzprotokolls zum Abkommen von Ankara 

Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 428/73 vom 5. Februar 1973 über die Anwendung der 
Beschlüsse Nr. 5/72 und Nr. 4/72 des im Abkommen über 
die Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei vorgesehenen Asso-
ziationsrates (Drucksache 7/5285) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2742/75 über die Erstattung bei der Erzeugung 
für Getreide und Reis (Drucksache 7/5286) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinien 72/159/ 
EWG, 72160/EWG, 72/161/EWG, 73/131/EWG und 75/268/EWG 
über die Reform der Landwirtschaft (Drucksache 7/5304) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung ire Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 986/68 zur Festlegung der Grundregeln für die 
Gewährung von Beihilfen für Magermilch und Magermilch-
pulver für Futterzwecke (Drucksache 7/5326) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 557/76 über die in der Landwirtschaft anzuwen-
denden Umrechnungskurse, mit der die Verordnung (EWG) 
Nr. 475/75 aufgehoben wird (Drucksache 7/5327) 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) Nr. 1179/76 des Rates vom 18. Mai 1976 
zur Änderung der in der Verordnung (EWG) Nr. 3328/75 
vorgesehenen Einfuhrregelung für Rindfleisch mit Ursprung 
in bestimmten Staaten in Afrika, im karibischen Raum und 
im Pazifischen Ozean 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen den Vorschlag er-
hoben werden 

Verordnung (EWG) Nr. 1198/76 des Rates vom 18. Mai 1976 
zur Festsetzung des Grundpreises und des Ankaufspreises 
für Äpfel für Juni 1976 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen den Vorschlag er-
hoben werden 

Ich schlage vor, daß wir mit dem Zusatzpunkt: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung der Bundesärzteordnung 

— Drucksache 7/5314 — 

beginnen. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Die Bundesregierung wünscht keine Begründung 
des Entwurfs vorzunehmen. Das Wort wird auch zur 
Aussprache nicht begehrt. Ich schlage Ihnen vor, die 
Vorlage an den Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit zu überweisen. — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Ich rufe nunmehr Punkt 23 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage der Abgeordneten Dr.-Ing. 
Laermann, Kern, Egert, Dr. Bardens, Spitz-
müller und der Fraktionen der SPD, FDP 
betr. Krebsforschung 

— Drucksachen 7/3236, 7/4711, 7/4815 — 

Für diese Große Anfrage ist nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung die Dauer der Aussprache 
auf 180 Minuten festgelegt. Ich gehe davon aus, daß 
das Haus mit dieser Vereinbarung einverstanden 
ist. — Es ist so beschlossen. 

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Kern das 
Wort. 

Kern (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Als ich Ende 1974 in meiner Fraktion und 
beim Koalitionspartner anregte, eine Große Anfrage 
zur Krebsforschung einzubringen, mußte ich zunächst 
feststellen, daß viele in diesem Hause mit dem 
Thema Krebsforschung schreckliche Erfahrungen ver-
binden. Sie mußten an krebskranke Freunde und 
Verwandte denken, die nicht mehr geheilt werden 
konnten. Die Große Anfrage der Koalitionsfraktio-
nen entspringt daher der Sorge, daß immer mehr 
Menschen an Krebs erkranken und daß vielleicht 
nicht alles getan wird, um die Krebsforschung in 
der Bundesrepublik voranzubringen. 

Hinzu kommt, daß Krebsforschung heute in der 
Bundesrepublik auf vielfältige Weise gefördert wird, 
so daß sich die Frage stellt, ob weniger nicht mehr 
wäre, wenn es gelänge, alle Aktivitäten der Krebs-
forschung so zu koordinieren, daß jeder vom ande-
ren weiß, was er tut, und ein arbeitsteiliges Vor-
gehen unnötige Doppelarbeit vermeidet. 

Krebsforschung wird heute vor allem von den Län-
dern an den wissenschaftlichen Instituten und Klini-
ken der Hochschulen, von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft durch Einzelfördermaßnahmen und 
Sonderforschungsbereiche, von der Max-Planck-Ge-
sellschaft und ihren Instituten mit naturwissenschaft-
licher und medizinischer Ausrichtung, von der phar-
mazeutischen Industrie in Entwicklungslaboratorien 
und schließlich vom Bund im Rahmen verschiedener 
Fachprogramme sowie seit einigen Jahren vom 
Land Baden-Württemberg zusammen mit dem Bund 
im Deutschen Krebsforschungszentrum in Heidelberg 
gefördert. 

Durch unsere Große Anfrage wollten wir alle in 
der Krebsforschung Tätigen auf den Weg der Ko-
operation und Koordination drängen — wohl wis-
send, daß dies wegen der außerordentlich kompli-
zierten Kompetenzverteilung sehr schwierig ist. 
Aber sollte nicht die Not der Menschen, die an 
Krebs leiden und sterben, und derjenigen, die in 
Krebsangst leben, die Phantasie beflügeln und Hin-
dernisse und Grenzen überspringen helfen? Wenn 
heute täglich nahezu 400 Menschen in der Bundes-
republik an Krebs sterben, dann kann man kein 
Verständnis für Kompetenzgerangel, Rivalitäten und 
Eifersüchteleien aufbringen. Um es deutlich zu sa-

gen: Es gibt keine CDU-Krebsbekämpfung im Gegen-
satz zur SPD-Krebsbekämpfung. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Es gibt keine Länderkrebsbekämpfung im Gegensatz 
I zur Bundeskrebsbekämpfung. Es gibt auch keine 

Krebsbekämpfung der Grundlagenforschung im Ge-
gensatz zur Klinikforschung. Konkret heißt dies, daß 
es allerhöchste Zeit ist, daß es nach der Neuorgani-
sation, die im Deutschen Krebsforschungszentrum in 
Heidelberg erfolgt ist, zu einer integrierten Krebs-
forschung und Krebsbekämpfung zusammen mit den 
Heidelberger Kliniken kommen muß. 

Wesentliche Aufgaben einer derartigen Modell-
institution in Heidelberg wären dabei: Erstens Ent-
wicklung und klinische Erprobung neuartiger Metho-
den der Früherkennung und Diagnostik; zweitens 
Erarbeitung und kritische Anwendung neuer thera-
peutischer Verfahren; drittens Effizienzkontrolle 
bisher bestehender und in Erprobung befindlicher 
Diagnostik- und Therapieverfahren; viertens best-
mögliche diagnostische, therapeutische und sozial-
medizinische Versorgung der Krebskranken durch 
praktizierte interdisziplinäre Zusammenarbeit und 
koordinierte Nachsorge; fünftens Einbeziehung mo-
derner Ansätze der ärztlichen, psychologischen und 
sozialmedizinischen Rehabilitation in die Onkolo-
gie ; sechstens sozialmedizinische und psychologische 
Begleituntersuchungen des Krebsproblems als kriti-
schen Faktors in der Gesundheitsvorsorge; siebtens 
Entwicklung realisierbarer Modelle für ambulante 
Massenuntersuchungen auf bestimmte Organkrebse; 
achtens Planungen und Kordinationen überregiona-
ler Projekte auf epidemiologischem, diagnostischem 
und therapeutischem Sektor — eine intensive Zu-
sammenarbeit mit der Tumorklinik in Essen und 
einschlägigen Universitätsinstitutionen und Behör-
den ist hierbei unerläßlich —; neuntens aktive Teil-
nahme an internationalen Forschungs- und Therapie-
projekten sowie Anschluß an bereits bestehende 
Datenverarbeitungs-/Informationsnetze im Bereich 
der Onkologie; zehntens Förderung aller innovati-
ven Tendenzen im Bereich der medizinischen Tech-
nologie und der Organisationsformen moderner Ver-
sorgungssysteme, soweit sie für die Aufgaben der 
Krebsforschung und -bekämpfung relevant sind. 

Der unzureichende Stand der deutschen Forschung 
im internationalen Vergleich ist offenbar. Verwiesen 
sei auf die niederschmetternden Ergebnisse von S. 
Honda vom Japanischen Nationalen Krebszentrum 
in Tokio, über die die „Frankfurter Allgemeine Zei-
tung" am 23. Oktober 1974 berichtete. In der Rang-
liste der wissenschaftlichen Veröffentlichungen aus 
dem Gebiet der Krebsforschung liegt die Bundes-
republik an 13. Stelle, hinter den Vereinigten Staa-
ten, England, Frankreich, Kanada, Japan, Schweden, 
Italien, Israel, Niederlande, Australien, Sowjetunion 
und Belgien. 

Die Analysen von Honda legen den Schluß nahe, 
daß die deutsche Krebsforschung weder quantitativ 
noch qualitativ dem internationalen Niveau ent-
spricht. Der unzureichende Stand der deutschen 
Krebsforschung ist aber nicht allein auf Diskontinui- 
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tät der Forschungs- und Ausbildungstradition in 
Deutschland zurückzuführen, sondern ebenso auf 
die, wenn auch entschuldbare, Konzeptionslosigkeit 
und die Schwierigkeiten der Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern bei der Koordination der 
Forschung, die eine inhaltliche Abstimmung über 
Zielsetzungen wie im Bildungsbereich in der partei-
politischen Polarisierung ersticken. 

Die Bundesregierung konnte daher über die Prü-
fung von Vorschlägen der Kooperation von an der 
Krebsforschung beteiligten Institutionen noch nicht 
weit hinauskommen. Während der langen Bearbei-
tungszeit dieser Großen Anfrage wurden einige 
Schritte in der richtigen Richtung getan. So wurde 
im vergangenen Jahr ein Sachverständigenkreis zum 
Thema „Technologien für die Krebsfrüherkennung" 
vom Bundesministerium für Forschung und Techno-
logie berufen mit der Folge, daß bereits in diesem 
Haushaltsjahr für diesen Forschungsschwerpunkt 
8 Millionen DM aufgewendet werden. 

Das Krebsforschungszentrum in Heidelberg hat 
im Oktober letzten Jahres nach kritischer Diskus-
sion mit in- und ausländischen Experten das Pro-
grammbudget 1976 für den Planungszeitraum 1975 
bis 1979 vorgelegt und sich dabei bewußt auf fünf 
Forschungsschwerpunkte beschränkt: 1. Krebs-
erzeugende Faktoren und Umweltkarzinogene, 
2. Mechanismen der Krebsentstehung, 3. Erkennung 
und Früherkennung der Krebskrankheiten, 4. Thera-
pie der Krebskrankheiten und 5. biologische Grund-
lagen der Tumortherapie. Es ist gut, daß sich das 
Krebsforschungszentrum im Interesse von Kosten- 
und Zeitersparnis auch um eine internationale Ar-
beitsteilung und Abstimmung bemüht. Diesem Ziel 
dient z. B. ein Workshop des Deutschen Krebsfor-
schungszentrums in Heidelberg mit dem National 
Cancer Institute der Vereinigten Staaten, der in 
diesem Monat in Heidelberg stattfindet. Wie wich-
tig die Bundesregierung die internationale Zusam-
menarbeit nimmt, ist in der Antwort auf die Frage 1 
der Großen Anfrage deutlich geworden. Daß es 
heute für jeden Wissenschaftler und Arzt in der 
Bundesrepublik möglich ist, aus dem in deutsch-
französischer Gemeinschaft aufgebauten elektroni-
schen Krebsliteratur-Informationssystem in Heidel-
berg kostenlos Informationen abzurufen, verdient 
besondere Erwähnung. 

Vor wenigen Wochen haben die Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit und für For-
schung und Technologie gemeinsam einen Diskus-
sionsentwurf eines längerfristigen Rahmenpro-
gramms „Forschung und Technologie im Dienste 
der Gesundheit" vorgelegt. Dieser Weg scheint mir 
angesichts der komplexen Struktur der Verantwort-
lichkeiten im Gesundheitswesen gerade auch für 
die Krebsforschung richtig zu sein. Angesichts die-
ser schrecklichen Krankheit kommt es darauf an, 
daß alle Verantwortlichen, Ärzte, Wissenschaftler, 
aber auch Politiker sich nicht nur der Diskussion 
stellen, sondern zur Konkretisierung und richtigen 
Schwerpunktbildung beitragen, damit die Ergeb-
nisse der Forschung in die Praxis umgesetzt werden 
können. Dies ist im wahrsten Sinne des Wortes 
notwendig, um den Menschen in unserem Lande zu  

helfen und zu dienen. Ich hoffe, daß uns die heutige 
Debatte weiterbringt. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat Frau Bundesministerin Focke. 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wer heute die Erkenntnisse der Krebs-
forschung in der Erwartung bewertet, daß sich nun 
endlich bahnbrechende Ergebnisse abzeichnen, der 
wird enttäuscht sein. Trotz großer Anstrengungen 
der für die Forschungsförderung Zuständigen, u. a. 
auch des Bundes, trotz der Einrichtung von Groß-
forschungseinrichtungen, wie dem Deutschen Krebs-
forschungszentrum, trotz einer Verbesserung des 
internationalen Forschungsverbundes konnte die 
endgültige Lösung des Krebsproblems bislang nicht 
gefunden werden. Zwar hat sich die große Mei-
nungsvielfalt verdichtet, und es erscheint so, als ob 
eine schrittweise Erhellung des Grundproblems in 
absehbarer Zeit erwartet werden kann. Die Erkennt-
nisse der Grundlagenforschung sind aber, gemessen 
an der Forschungsintensität im In- und Ausland, an 
der Länge der Zeit, während der sie bereits durch-
geführt wird, vor allem jedoch auf dem Hintergrund 
der allgemeinen Erwartungen nicht zuletzt der Be-
troffenen selbst unbefriedigend. Krebs kann offenbar 
durch hunderte von ursächlichen Faktoren ausgelöst 
werden, die einzeln oder kombiniert über mehr oder 
minder lange Zeit und auch noch in verschiedener 
Form wirksam werden. Dies ist eine Erklärung für 
die unvergleichbare Problemstellung der Forschung 
auf diesem Gebiet; aber sie wirkt auf die allgemeine 
Erwartung eher dämpfend. Deshalb ist es wichtig, 
im Bereich der Krebsbekämpfung, um die es gesund-
heitspolitisch schließlich geht, die Chancen besser 
zu nutzen, die nach dem Stand der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse heute schon gegeben sind. 

Die Bedeutung, die wir der Krebsforschung in 
ihrer ganzen Breite beimessen, wird dadurch doku-
mentiert, daß sie zu den besonderen Schwerpunkten 
gehört, die in dem Entwurf des Rahmenprogramms 
„Forschung und Technologie im Dienste der Ge-
sundheit" genannt sind, welches der Bundesminister 
für Forschung und Technologie gemeinsam mit mir 
vor kurzem vorgelegt hat. 

Lassen Sie mich dazu einige Anmerkungen ma-
chen. Wir sind bei der Vorlage des Diskussionsent-
wurfs davon ausgegangen, daß die vom Bund geför-
derte Forschung stärker als bisher in den Dienst der 
Gesundheit gestellt und auf gesundheitspolitisch be-
deutsame Gebiete konzentriert werden muß. Mit dem 
Programm, das jetzt mit allen Beteiligten diskutiert 
wird, ist aus der Sicht des Bundes ein Rahmen ab-
gesteckt worden, innerhalb dessen trotz der Begren-
zung der Mittel, die uns zur Verfügung stehen, For-
schung im Dienst der Gesundheit wirkungsvoll 
durchgeführt werden kann. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß diese Auf-
gabe nicht allein dem Bund zufällt, sondern daß es 
wesentlich darauf ankommen wird, alle an der For-
schungsförderung oder der Forschung selbst Betei- 
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ligten dazu anzuspornen, für die weitere Erarbei-
tung dieses Programms und schließlich für seine 
Durchführung einen Beitrag zu leisten. 

Dieses Programm soll die Voraussetzungen dafür 
verbessern, daß die Forschungsaktivitäten mehr als 
bisher aufeinander abgestimmt und zusammenge-
führt werden, daß Schwerpunktbildungen dort erfol-
gen, wo sie gesundheitspolitisch besonderes Gewicht 
haben, und daß die Aufgaben- und Arbeitsteilung 
zwischen dem Bund und den anderen die Forschung 
fördernden Einrichtungen — wie der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, der Max-Planck-Gesellschaft, 
der Stiftung Volkswagenwerk — und den Ländern 
weiter verbessert werden kann. Im Interesse der 
Lösung gesundheitspolitisch wichtiger Forschungs-
probleme — und dazu gehört vorrangig auch die 
Forschung im Bereich der Krebsbekämpfung — muß 
die partnerschaftliche Zusammenarbeit nicht nur 
zwischen dem Staat und den Institutionen der For-
schungsförderung, den Einrichtungen des Gesund-
heitswesens und schließlich der Wissenschaft selbst 
verstärkt werden, sondern in besonderer Weise 
auch mit der Industrie. 

Forschung im Dienst der Gesundheit darf sich 
ebensowenig wie die Gesundheitspolitik auf medi-
zinische Fragestellungen beschränken. Das Pro-
gramm geht folgerichtig über diesen traditionellen 
Rahmen hinaus und bezieht schon die Risikofakto-
ren und Entstehungsbedingungen von Krankheiten 
wie auch die Forschung zur strukturellen Verbesse-
rung des Systems der gesundheitlichen Versorgung 
ein und ist deshalb als eine an den Notwendigkei-
ten der Gesundheitspolitik orientierte forschungs-
politische Willenserklärung zu verstehen. 

Bei der gegebenen Situation in der Krebsfor-
schung und ihrer mutmaßlichen weiteren Entwick-
lung müssen wir den Mut aufbringen, uns darüber 
klar zu werden, daß sich hier die Erwartung offen-
bar nicht erfüllen läßt, die auf die einfache Formel 
zu bringen wäre: Mehr Geld schafft mehr For-
schungskapazität; mehr Forschungskapazität bringt 
schneller bessere wissenschaftliche Erkenntnisse 
über das Wesen der Krebserkrankungen. Geradezu 
verhängnisvoll könnte es sein, wenn diese uns ge-
wohnte Verknüpfung, bei der die wirksame Be-
handlung immer und allein von den Erkenntnissen 
über die Ursachen der zu behandelnden Krankhei-
ten abhängig ist, alternative Entwicklungen lähmt. 

Der heute verbreiteten Resignation, die sich in 
der Auffassung, Krebs sei nicht heilbar, ausdrückt, 
gilt es entgegenzuwirken. Sie darf auch durch diese 
Debatte keine neue Nahrung bekommen. Denn sie 
lähmt gerade jene Aktivitäten, die wir im Bereich 
von Früherkennung, Vorsorge wie auch Nachsorge 
mobilisieren müssen, damit die Voraussetzungen 
geschaffen werden, die die heute von vielen Ärzten 
und Wissenschaftlern geteilte Auffassung rechtfer-
tigt: Krebs ist heilbar. 

Wir müssen uns von der gewohnten Vorstellung 
freimachen, daß die Grundlagenforschung absolute 
Priorität hat. Das bedeutet natürlich nicht, daß hier-
für keine zusätzlichen Mittel bereitgestellt werden 
müssen. 

Entscheidend ist für die  Grundlagenforschung, daß 
sie durch einen möglichst engen internationalen Ver-
bund nicht nur effizienter, sondern durch den Weg-
fall von Informationsschranken und durch die engere 
wissenschaftliche Kooperation hoffentlich auch effek-
tiver wird. Die Entwicklung gemeinsamer Arbeits-
programme wird dazu wesentlich beitragen können, 
ohne daß sich neue nationale oder überregionale 
Krebsforschungsprogramme entwickeln müssen, de-
ren Planung bei der in der Krebsforschung nun ein-
mal gegebenen Situation kaum oder nur bedingt 
möglich erscheint. 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist allerdings 
ein Abbau des Forschungsegoismus, der z. B, die 
vollständige Übersicht über die laufenden, vor al-
lem aber über die geplanten und vorbereiteten For-
schungsvorhaben im Bereich der Krebsforschung 
blockiert. Überregionale Zusammenarbeit, offene 
Kooperation und fortlaufender Verfahrensaus-
tausch können hierzu einen Beitrag leisten. 

So wie sich die Situation darstellt — lassen Sie 
mich das noch einmal nachdrücklich sagen —, ist 
die Grundlagenforschung nicht als unabdingbare 
Voraussetzung für alle anderen Aktivitäten im Be-
reich der Krebsbekämpfung zu sehen. Die ange-
wandte Forschung gewinnt gerade im Bereich der 
Krebsbekämpfung eigenständiges Gewicht. Dazu ge-
hört insbesondere die klinische Krebsforschung, 
von der Erkenntnisse für die Diagnostik von Krebs-
erkrankungen und vor allem für geeignete Be-
handlungsformen erwartet werden können. Es ge-
hören aber auch dazu die epidemiologische Krebs-
forschung und Forschung im präventiven Bereich, 
die unmittelbar Vorsorge und Früherkennung be-
stimmen. Ihnen sind besondere Prioritäten einzu-
räumen. 

Der letzte Teilbereich — Vorsorge und Früh-
erkennung — verdient gesundheitspolitische Auf-
merksamkeit. Neben den Früherkennungsunter-
suchungen, die seit 1971 als Leistungen der gesetz-
lichen Krankenversicherung bereitgestellt werden 
und die Schritt für Schritt auch noch erweitert wer-
den müssen, wird es künftig darauf ankommen, für 
möglichst viele der bösartigen Neubildungen Risi-
kobefunde zu ermitteln, die mit großer Wahrschein-
lichkeit zu Krebserkrankungen führen, um diese 
bösartigen Erkrankungen nicht erst dann zu erfas-
sen, wenn sie bereits vorhanden sind. 

Dieser spezielle Vorsorgeaspekt muß wissen-
schaftlich weiter abgesichert werden. Viese Krebs-
erkrankungen — und darauf kann, um die allge-
meine Krebsangst abzubauen, nicht oft genug hin-
gewiesen werden — sind heilbar, wenn sie recht-
zeitig erkannt, bestmöglich behandelt und vor al-
lem auch in der Nachsorge konsequent versorgt 
werden. Leider sind derzeit noch die Frühformen 
verschiedener Krebserkrankungen nur durch einen 
mit hohen Kosten verbundenen technischen Auf-
wand zu erkennen. Diese Techniken können deshalb 
nicht allgemein eingesetzt werden. 

Die Schaffung der Voraussetzung dafür, daß diese 
Techniken mit einem vertretbaren Aufwand und mit 
ausreichender Kapazität zur Verfügung stehen, ist 
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mittelbar auch ein Feld künftiger Krebsforschung. 
Gerade in diesem Zusammenhang zeigt sich eine 
besondere Problematik. 

Ein Beispiel dazu. Die Heilungschancen bei Ma-
genkrebs werden heute allgemein mit 50 % ange-
geben. Sie könnten auf 80 oder sogar 90 % ange-
hoben werden, wäre es möglich, die bereits verfüg-
baren röntgenologischen und endoskopischen Un-
tersuchungstechniken auf breiter Basis zur Früh-
erkennung einzusetzen. Das ist aus Gründen der 
verfügbaren Kapazität und der anfallenden Kosten 
nicht möglich. Für viele Menschen, die an Magen-
krebs erkranken, wird deshalb das Frühstadium 
der Erkrankung nicht erkannt; ihre Heilungschancen 
verstreichen ungenutzt. 

Gleiches gilt für die Aufdeckung von Frühformen 
anderer Krebserkrankungen, so z. B. denen der 
weiblichen Brust. Daraus ergibt sich die Diskrepanz, 
daß wir über den Techniken bereits verfügen, um 
Krebserkrankungen im Frühstadium zu entdecken, 
wir diese Techniken aber nicht allen möglicherweise 
Betroffenen zugänglich machen können, weil sie der-
zeit noch zu ungezielt eingesetzt werden und daher 
noch zu kostenaufwendig sind, weil es zu wenige 
Apparate gibt, mit denen diese Techniken durchge-
führt werden können, und zu wenige Ärzte, die mit 
dieser Technik vertraut sind. Diese Situation ist eine 
Notlage, die es vordringlich zu beseitigen gilt. 

Ein weiterer bislang vernachlässigter Bereich der 
Krebsbekämpfung ist die Nachsorge. Hier gilt es 
nicht nur Organisationsmodelle zu entwickeln, sie in 
ihrer Effektivität und Effizienz zu überprüfen, son-
dern vor allem die Nachsorgeprogramme für die ver-
schiedenen Krebsformen nach dem Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnisse zu standardisieren, damit 
die Patienten einer bestmöglichen Betreuung unter-
zogen werden können. Heute noch sterben viele 
Menschen unnötigerweise nach einer durchaus er-
folgreich verlaufenen Krebsbehandlung, weil die 
Nachbetreuung ungenügend war oder vernachlässigt 
wurde und Rückfälle nicht rechtzeitig erkannt wer-
den konnten. In diesem Zusammenhang sind die ge-
sundheitliche Aufklärung und die mit ihr verbunde-
nen Forschungsansätze zu bedenken. 

Wir müssen feststellen, daß von dem Früherken-
nungsangebot nur ungenügend Gebrauch gemacht 
wird. Wir finden immer wieder, daß vom einzelnen 
Bürger zu erkennende Warnzeichen übersehen wur-
den und der Arzt erst später — manchmal zu spät — 
aufgesucht worden ist, als dies hätte möglich sein 
können. Offenbar wissen wir immer noch nicht ge-
nug darüber, wie wir den einzelnen Bürger besser 
motivieren können, sich gesundheitsgerecht zu ver-
halten, sich das Wissen anzueignen, welches ihm 
helfen kann, Risiken zu erkennen, und Entschei-
dungshilfen zu entwickeln, diese Risiken abzubauen. 
Zu dem breiten Feld der angewandten Forschung für 
die Krebsbekämpfung gehört dieser Aspekt nicht zu-
letzt deswegen, weil er beitragen kann, die noch 
immer weit verbreitete Krebsangst abzubauen, die 
rechtzeitige Vorsorge nur allzu häufig blockiert. 

Wir haben auf die Besonderheiten der Krebsfor-
schung, auf ihre Schwierigkeiten, auf die Möglich-
keiten, sie zu intensivieren, in unserer Antwort auf  

die Große Anfrage hingewiesen. Obwohl keiner ab-
streiten wird, daß wissenschaftlich auf den Gebieten 
der Grundlagenforschung, aber auch auf denen der 
Epidemiologie und der klinischen Krebsforschung 
mit ihren Ausstrahlungen in die Bereiche der Prä-
vention und der Nachsorge noch sehr viel zu tun 
bleibt, obwohl auch wissenschaftspolitisch noch wich-
tige Entscheidungen für die Krebsforschung zu tref-
fen sein werden und wir alle nach wie vor mit Un-
geduld auf die wissenschaftliche Klärung der Ur-
sachen der Krebserkrankungen warten, kann ich als 
gesundheitspolitische Bilanz aus der gegebenen Si-
tuation nur wiederholen, was in unserer Antwort 
ganz bewußt und ganz betont als abschließende Aus-
sage dargelegt worden ist: Wenn es gelingt — die-
ses Wenn ist jeweils eine zielorientierte programma-
tische Aussage —, die finanzielle Forschungsförde-
rung in dem derzeit vorgesehenen Umfang sicher-
zustellen und eine stärkere Kooperation auch über 
die Grenzen hinaus in der hier mehrfach erwähnten 
Art zu erreichen, wenn es gelingt, die Krebsfor-
schung institutionell wie dargelegt weiterzuentwik-
keln und wenn gleichzeitig das Patientenverhalten 
so verändert werden kann, daß die Früherkennungs-
angebote wahrgenommen werden, wenn die Ärzte 
besser in den Stand gesetzt sind, Krebserkrankungen 
frühzeitig und genügend sicher zu erkennen, was 
die Neu- und Fortentwicklung technischer Diagnose-
hilfen voraussetzt, dann, meine Damen und Herren, 
sollte es möglich sein, den Krebserkrankungen schon 
bald Schritt für Schritt ihren Schrecken zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein. 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein -Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen! 
Meine Herren! Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt, daß 
durch die Große Anfrage zur Krebsforschung im 
Deutschen Bundestag die Gelegenheit gegeben wird, 
diesen wichtigen Problembereich zu diskutieren. 
Wie Sie sich sicherlich erinnern werden, haben wir 
im vorigen Jahr anläßlich der Debatte unserer 
Großen Anfrage zur Situation im Gesundheitswesen 
mit Rücksicht auf die Krebsanfrage unserer Kollegen 
aus SPD und FDP die Erörterung dieses Teilberei-
ches zunächst ausgeklammert. Für die gesundheits-
politische Debatte des Jahres 1975 wie aber auch 
für den heutigen Tag gilt die gleiche Feststellung: 
Es bedarf offensichtlich erst parlamentarischer Initia-
tiven, bevor die Bundesregierung Auskunft über 
ihre gesundheits- und forschungspolitischen Zielset-
zungen gibt. Der lange Zeitraum zwischen Fragestel-
lung und Beantwortung zeigt, daß sich die Bundes-
regierung erst die notwendigen Informationen ver-
schaffen mußte. Die Bundesregierung brauchte ein 
Jahr zur Beantwortung. Dies ist für den Informa-
tionsstand in den zuständigen Ministerien kenn-
zeichnend und läßt obendrein auf Kompetenzschwie-
rigkeiten schließen. Wenn in einem wichtigen Pro-
blembereich wie der Krebsforschung und Krebsbe-
kämpfung letztlich fünf Bundesministerien Zustän-
digkeiten besitzen, so sind Leerlauf, Kompetenz- 
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streitigkeiten und unterschiedliche Bewertungen 
zwangsläufig. 

Wir stimmen mit unseren Kollegen aus den an-
deren Fraktionen darin überein, daß die Regierung 
größere Anstrengungen darauf verwenden müßte, 
die Forschung im Dienste der Gesundheit effektiver 
zu gestalten. Hier sind schwerwiegende Versäum-
nisse dieser Bundesregierung zu erkennen. Die Ant-
wort der Regierung auf die Anfrage sowie andere 
Verlautbarungen berechtigen zu dieser kritischen 
Feststellung. Die Bundesregierung verspricht in ihrer 
Antwort zwar, „zu prüfen", „zu klären" und „darauf 
hinzuwirken", ohne daß diese Absichtserklärungen 
mit verbindlichen Festlegungen oder eindeutigen 
Stellungnahmen verbunden werden. Allein die Tat-
sache, daß die Bundesregierung in drei gleichzeitig 
herausgegebenen Publikationen unterschiedliche Be-
hauptungen zum Stand der Krebsforschung vertritt, 
beweist, daß von dieser Regierung in dieser Sache, 
um die es uns allen geht, wenig zu erwarten ist. 
Unter dem Titel „Leistung verdient Vertrauen — 
eine Bilanz nach sieben Jahren sozialliberaler Re-
gierung" wird in dem mehr als dürftig ausgefallenen 
Kapitel „Gesundheitswesen" behauptet: gezielte 
Förderung der Krebsforschung auf mehreren Gebie-
ten, Spitzenstellung deutscher Forscher. So lautet 
also die für den Wahlkampf bestimmte Propaganda. 

In der Antwort der Regierung auf die Anfrage 
lesen wir hingegen, es sei schwierig, über den Stand 
der deutschen Krebsforschung gültige Aussagen zu 
machen. „Nimmt man" — so fährt die Regierung 
fort — „die deutschen Beiträge in international aner-
kannten Fachzeitschriften als Beweis, so hat Deutsch-
land eine durchaus angemessene Stelle inne." — 
Vorhin hat der Kollege Kern mit Recht auf Unter-
suchungen hingewiesen, nach denen diese Behaup-
tung nicht zutreffend ist, so daß sich die Regierung 
diese Information offensichtlich nicht beschafft hat. 
Der Bundesregierung hätte doch nicht verborgen 
bleiben dürfen, daß, wie sich aus den im „Internatio-
nal Journal of Cancer", Band 13, veröffentlichten 
Daten ergibt, in den fünf führenden internationalen 
Krebszeitschriften im Zeitraum von 1966 bis 1971 
der deutsche Anteil bei 0,64 % liegt und damit den 
13. Rang erreicht. Selbst in der europäischen Litera-
tur liegt die Bundesrepublik hinsichtlich der Ver-
öffentlichungen auf dem siebenten Rang. Diese Auf-
stellung ließe sich beliebig fortsetzen, etwa hinsicht-
lich der Zahl der Stipendiaten, die Möglichkeiten in 
der Bundesrepublik nutzen. Diese und andere Bei-
spiele zeigen, wie wenig sorgfältig die Fragen der 
Kollegen von SPD und FDP letztlich beantwortet 
wurden. 

Niemand wird bestreiten wollen, daß die Bundes-
republik Deutschland über international anerkannte 
Forscher verfügt. Das ist aber doch wohl nicht das 
Verdienst der Regierung. Auch der Beweis für die 
behauptete gezielte Förderung der Krebsforschung 
durch die Regierung wird nicht angetreten. Vielmehr 
muß die Regierung in der Antwort, über die wir 
heute debattieren, eingestehen, daß in der Krebs-
forschung und Krebsbehandlung in der Bundesrepu-
blik Deutschland Lücken auf folgenden Gebieten be-
stehen — ich zitiere — : 1. Zellbiologie maligner 

Tumore, 2. Genetik eukaryonter Systeme, 3. Virus-
forschung, 4. Immunologie, 5. Versuchsplanung, 
6. kliniknahe Grundlagenforschung, 7. experimen-
telle Chemotherapie, 8. Molekularbiologie, 9. kli-
nische Onkologie, 10. Tumorepidemiologie, 11. Nach-
sorge und Rehabilitation. 

Meine Damen und Herren, ich frage: Welche Ge-
biete bleiben denn nach dieser Aufzählung über-
haupt noch übrig? 

(Dr. Hammans [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Welche Gebiete werden so gezielt gefördert, daß 
von einer Spitzenstellung einerseits und von opti-
maler Abdeckung von Teilgebieten andererseits 
überhaupt die Rede sein kann? 

In dem Regierungsentwurf des Rahmenprogramms 
„Forschung und Technologie im Dienst der Gesund-
heit" werden ebenfalls Bereiche aufgezählt, in denen 
Mängel offensichtlich sind und wo künftig Schwer-
punkte in der Forschung vorgesehen werden sollen. 
In dem Kapitel „Bösartige Neubildungen" kommt 
man zu vernichtender Kritik der Situation in For-
schung, Prävention und Behandlung in diesem 
Lande. So heißt es in diesem Diskussionsentwurf: 

Auf Grund des Mangels einer zuverlässigen 
Statistik der Krankheitshäufigkeit können we-
der zum Risiko, an einzelnen Tumorformen zu 
erkranken, noch zu den weiterhin vermuteten 
Umwelteinflüssen auf die Krebsgefährdung 
sichere Angaben gemacht werden. 

Dadurch wird eine wirksame Prävention sehr 
erschwert und eine Bewertung der Effizienz 
von Früherkennungsprogrammen praktisch un-
möglich. Auch in der Therapie von Krebs-
erkrankungen steht ein weitgehend individuel-
les und somit nicht standardisiertes Vorgehen 
im Vordergrund. 

An anderer Stelle wird ausgeführt: 

Diese Aufgaben 

— nämlich die Forschung im Grundlagenbereich — 

erfordern Forschungen in medizinisch-naturwis-
senschaftlichen Grundlagenfächern, die teil-
weise in der Bundesrepublik als lückenhaft an-
zusehen sind. Eine optimale Abdeckung aller 
Probleme in einem Land ist nicht möglich. An-
zustreben ist vielmehr eine noch stärker abge-
stimmte internationale Verbundforschung. 

Ein zunehmend wichtiger werdendes For-
schungsfeld, das ein besonderer Schwerpunkt 
künftiger Forschungsmaßnahmen sein muß, ist 
die klinische Krebsforschung, von der Erkennt-
nisse über wirksame diagnostische und thera-
peutische Maßnahmen erwartet werden. Ge-
messen an anderen Ländern 

— fährt diese Publikation der Bundesregierung 
fort — 

ist für die Bundesrepublik Deutschland ein 
Rückstand festzustellen. 

Welch ein Gegensatz zwischen diesen Aussagen, 
die ich hier zitiert habe! Auf der einen Seite kühne 
Behauptungen, die für den Wahlkampf bestimmt 
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sind, in der Antwort der Bundesregierung falsche 
Auskünfte und ausweichende Antworten, und im 
Rahmenprogramm eine nüchterne, differenzierende 
Analyse. Welche der Aussagen dieser Regierung 
trifft nun wirklich zu?, frage ich und fragt sicher 
auch die interessierte Öffentlichkeit. 

Ich darf Sie, Frau Bundesminister, auffordern, zu 
diesen widersprüchlichen Aussagen hier und heute 
eine Erklärung abzugeben. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Können Sie das nicht, so vernichten Sie Ihre Wahl-
propaganda. Der Bürger erwartet, daß mit dem 
Krebsproblem keine billige Wahlpropaganda betrie-
ben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Daher sollte sich die Regierung mehr Zurückhal-
tung auferlegen. Auch sollte sich die Regierung ent-
scheiden, ob sie das Rahmenprogramm als einen 
Diskussionsentwurf über künftige Prioritäten oder 
— wie es in einer Anzeige des Bundespresseamtes 
vom 9. Juni hieß — als ein bereits beschlossenes 
Programm verkaufen will. Der Regierung scheint 
wohl jedes Mittel recht zu sein, mit der Krebsangst 
des Bürgers auf Stimmenfang zu gehen. Sonst hätte 
diese Verlautbarung in der Bilanz „Sieben Jahre 
sozialliberale Koalition" nicht in dieser verein-
fachten, falschen Kurzform zum Ausdruck gebracht 
werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Hammans 
(CDU/CSU) : Sehr wahr! Da sind noch an

-

dere Punkte!) 

Die CDU/CSU hatte erwartet, daß die Regierung 
in ihrer Antwort deutlich macht, wie die nationale 
Forschung und Krebsbekämpfung künftig effektiver 
gestaltet werden kann. Die Fragen der Kollegen 
nach der internationalen Koordination sind gleich-
falls nicht ausreichend beantwortet worden. Nach 
unserer Auffassung sind schon zu viele europäische 
Organisationen und Programme im Bereich der 
Krebsforschung entstanden. Eine Zusammenführung, 
wie wir sie in unserem Entschließungsantrag gefor-
dert haben, ist zwingend geboten. 

Was die nationale Forschung betrifft, so stimmen 
wir mit der Regierung überein, daß sie weitgehend 
in Abstimmung mit anderen Ländern erfolgen muß, 
um die zur Verfügung stehenden Finanzmittel so 
sinnvoll wie möglich zu verwenden. Eine Erhöhung 
der Ansätze, also mehr Geld allein, garantiert nicht 
zwangsläufig mehr Erfolg. In der Planung künftiger 
Schwerpunkte ist gemeinsam mit anderen Ländern 
eine Lückenanalyse durchzuführen, um die Prioritä-
ten klar zu setzen. Grundlagenforschung, klinische 
Forschung, Verbesserung der Früherkennungsmetho-
den, Behandlung und Nachsorge müssen gleichge-
wichtig nebeneinander stehen. Es wäre vermessen, 
wenn wir hier als Abgeordnete den Versuch machen 
wollten, aus eigener Erkenntnis bestimmte Prioritä-
ten aufzustellen. In dem Entschließungantrag der 
CDU/CSU wird ausdrücklich der Vorschlag der Re-
gierung aufgegriffen, ein besonderes Fachgremium 
für die Krebsforschung und Krebsbekämpfung zu  

schaffen. Diese Institution könnte die geeignete 
Stelle sein, von der sachgerechte Vorschläge erwar-
tet werden dürften. 

An dieser Stelle sei es auch gestattet, Frau Dr. 
med. Scheel, der Gattin unseres verehrten Bundes-
präsidenten, Reverenz zu erweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie hat mit der Gründung der Deutschen Krebshilfe 
und der Deutschen Stiftung für Krebsforschung dem 
Kampf gegen Krebs einen unschätzbaren Dienst er-
wiesen. Die Aktivität dieser gemeinnützigen Organi-
sation, die immerhin in dem kurzen Zeitraum ihres 
Bestehens mehr als 15 Millionen DM in diesem 
Lande sammeln konnte, muß in geeigneter Form mit 
der Arbeit der staatlichen Stellen koordiniert wer-
den. Die Tatsache, daß sowohl der Bundesminister 
für Forschung und Technologie wie die Deutsche 
Krebshilfe je eine gleiche Untersuchung mit gleicher 
Zielsetzung zur Zeit durchführen, spricht für meinen 
Vorschlag nach mehr Koordination in diesem Be-
reich. 

Die Forschungs- und Wissenschaftspolitik der 
großen Industrienationen wird - von der Kritik 
an einzelnen Projekten abgesehen — nirgends 
in breitem Umfang von unabhängigen Institu-
tionen analysiert. Das Parlament und die öffent-
lichen Medien sind dazu kaum fähig, die wis-
senschaftlichen Gremien haben sich dieser Auf-
gabe bisher entzogen. 

Dies stellt Rainer Flöhl in der FAZ fest, und ich 
stimme ihm zu. Hier liegt in der Tat eine wichtige 
Aufgabe für ein unabhängiges Fachgremium. Vor-
aussetzung aber für die notwendige, bessere Orga-
nisation der nationalen Forschung ist, daß sobald 
wie möglich eine Übersicht erarbeitet wird, wer wo 
was wie forscht. Die CDU/CSU hatte dies bereits im 
letzten Jahr bei der Gesundheitsdebatte gefordert 
und auf bewährte Beispiele aus dem Bereich der 
Umweltforschung hingewiesen. 

Die Krebsforschung bedarf ebenso wie die For-
schung in anderen Bereichen der Planung, der Orga-
nisation und der Kontrolle als Voraussetzungen er-
folgreicher Arbeit. Dabei kommen Erkenntnissen 
der Epidemiologie und Sozialmedizin besondere Be-
deutung zu. In den USA wurden auf Grund geo-
graphisch festgestellter Krebshäufigkeit Arbeits-
hypothesen aufgestellt, deren Überprüfung durch 
weitere epidemiologische Untersuchungen die Er-
forschung der Krebsursachen vorantreiben soll. Hier 
wäre ein lohnendes Feld für die Arbeit des Instituts 
für Sozialmedizin und Epidemiologie im Bundes-
gesundheitsamt und auch für die Zusammenarbeit 
zwischen Bundesgesundheitsamt und Umweltbun-
desamt in Berlin. 

Die Feststellung, daß von der Bereitstellung wei-
terer Finanzmittel allein zusätzliche Erfolge in der 
Forschung nicht zwangsläufig zu erwarten sind, ist 
zutreffend. Vielmehr geht es um die Durchsetzung 
von Grundforderungen, die unseres Erachtens deut-
liche Forschritte in der Krebsbekämpfung mit sich 
bringen würden: 

1. Eine schnellere und wirkungsvollere Umset-
zung wissenschaftlicher Forschungsergebnisse in 
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praktische Methoden zur Verhütung und Früherken-
nung von Krebs sowie in Behandlung und Nachsorge 
Krebskranker; 

2. Entwicklung von Organisationsformen, die 
Grundlagenforschung und klinisch orientierte Krebs-
forschung stärker zusammenführen; 

3. Entwicklung eines nationalen Programms der 
Krebsbekämpfung, Behandlung und Betreuung von 
Krebskranken. Nach Professor Ott muß eine Funk-
tionskette von der Aufklärung der Bevölkerung, 
gesundheitlicher Erziehung über ärztliche Vorsorge, 
wirksame Früherkennung, Therapie, also interdiszi-
plinäre Zusammenarbeit, bis zur Nachsorge und 
Rehabilitation geschaffen werden. 

Da 50 °/o der Krebskranken unter 50 Jahre alt 
sind, kommt der Rehabilitation besondere Bedeu-
tung zu. Die Onkologie muß in der Ausbildung und 
Weiterbildung stärker berücksichtigt werden. Onko-
logische Abteilungen müssen flächendeckend in 
Schwerpunktkrankenhäusern entwickelt werden. 

Nach wie vor sind die besten Heilungsaussichten 
vorhanden, wenn im allerersten Stadium der Krebs-
erkrankung der Gefahrenherd durch Operation be-
seitigt wird. Daher kommt der Früherkennung, der 
gesundheitlichen Aufklärung und Erziehung der Be-
völkerung entscheidende Bedeutung zu. Die Bundes-
regierung verfügt mit der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung über ein Institut, welches 
hervorragend geeignet wäre, hier schwerpunkt-
mäßig zu arbeiten. Wie wir aus den Arbeiten von 
Professor Soost wissen, ist die Beteiligung der 
Frauen bei Früherkennungsuntersuchungen in den 
einzelnen Altersstufen sehr unterschiedlich. Um hier 
zu besseren Beteiligungsquoten vor allem der Risi-
kogruppen zu kommen, müssen wir für die Infor-
mationsarbeit alters-, gruppen- und schichtenspezi-
fische Methoden anwenden. Das deutsche Früher-
kennungsprogramm darf nicht allein im Angebot 
von Pflichtleistungen der Krankenkassen bestehen, 
sondern muß von wirkungsvollen flankierenden 
Maßnahmen im Rahmen der gesundheitlichen Er-
ziehung begleitet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hierfür ist die Bundesregierung und der Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit zu-
ständig und verantwortlich. Wenn sich eben nur 
10 bis 15 % der Männer und 31,5 % der Frauen 
— nebenbei gesagt: auch hier ist die Zahl in ihrer 
Antwort auf die Anfrage falsch — an der Früh-
erkennungsuntersuchung beteiligen, so ist der Fest-
stellung von Frau Focke zuzustimmen, die sie auf 
dem 13. Kongreß der Deutschen Krebsgesellschaft in 
Hamburg getroffen hat: 

Eine Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit 
und der gesundheitlichen Aufklärung ist drin-
gend notwendig, um einen Abbau der Krebs-
angst zu erreichen und durch breites Wissen um 
Risikofaktoren, Frühwarnzeichen und Hei-
lungschancen die Teilnahmefrequenz zu er-
höhen. 

So sprachen Sie in Hamburg. Dem ist zuzustimmen. 
Aber ich frage: Wo sind denn die Konsequenzen 

und Folgerungen des verantwortlichen Ministers 
aus diesen richtigen Erkenntnissen? 

Anstatt sachliche, personelle und organisatorische 
Folgerungen zu ziehen, gibt der zuständige Bundes-
minister unverantwortlicherweise der Ausgestaltung 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
zum Propagandainstrument des Ministeriums den 
Vorzug. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] und Maucher 
[CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Wo bleiben die Vorschläge zur verbesserten Aus-
bildung von Zytologieassistenten? Wir fordern sie 
in unserem Antrag. Wo bleibt der Schutz vor krebs-
erzeugenden Substanzen? 66 solcher Substanzen 
zählt die Regierung in dem Ergänzungsbericht auf. 
Warum wird nicht erwähnt, daß 600 kanzerogene 
Substanzen bereits bekannt sind? Wo bleibt der 
Forschungsauftrag auf Überprüfung aller Arzneimit-
tel auf Kanzerogenität, die über einen längeren 
Zeitraum angewendet werden? 

Im Kampf gegen den Krebs ist im übrigen eine 
konsequente Nachsorge für den krebserkrankten 
Patienten ebenso wichtig wie die Vorsorge. Hier 
erwarten wir gleichfalls Maßnahmen der Bundes-
regierung, beginnend mit der Förderung von Klinik-
registern, um eine umfassende Nachsorge für alle 
Patienten sicherzustellen. 

Diese Beispiele genügen, um zu beweisen, daß 
neben weiterer Forschung schon die Nutzung bis-
heriger Erkenntnisse und Erfahrungen ausreichen 
würde, um den Kampf gegen den Krebs in diesem 
Lande wirkungsvoller zu gestalten. „Man wird 
deshalb neben der materiellen Förderung der 
Krebsforschung ihr zugleich andere Wege eröffnen 
müssen, um zu einer größeren Effizienz zu ge-
langen." Auch dieser Feststellung der Regierung in 
der Antwort — ich habe sie eben wörtlich zitiert —
kann man nur zustimmen. Hier muß man aber 
gleichfalls fragen, wo denn dann die konkreten Vor-
schläge zu dieser Erkenntnis sind. 

Wir bedauern, daß neben einigen positiven 
Aspekten durch zu viele Absichtserklärungen und 
Vereinfachungen sowie fehlende Antworten auf 
Fragen der Kollegen von SPD und FDP die Aus-
sage der Bundesregierung die der Sache angemes-
sene Seriosität vermissen läßt. 

(Zurufe von der SPD: Na, na, na!) 

Die CDU/CSU fordert daher die Erstellung und Vor-
lage eines nationalen Krebsberichts zum 31. Dezem-
ber 1978. Sie erwartet, daß mit der Vorlage dieses 
Berichts konkrete Vorschläge für die Krebsfor-
schung, die Krebsbekämpfung und die Krebsbe-
handlung gemacht werden. Die Weiterentwicklung 
der Früherkennungsmethoden, eine bessere Beteili-
gung der Bevölkerung, Forschung in Zusammen-
arbeit mit der Klinik und eine intensive Nachbe-
handlung der Krebspatienten müssen Schwerpunkte 
sein. Die Zusammenarbeit der einzelnen klinisch-
onkologischen Fachrichtungen und ihre Zusammen-
fassung zu Behandlungszentren ist dringend gebo-
ten. Solche Zentren dienen gleichzeitig als organisa-
torischer Mittelpunkt für die regionale Versorgung 
von Krebskranken. 
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Ob ein Patient hierzulande eine optimale Thera-

pie erhält, darf nicht davon abhängen, wo gerade ein 
Krankenbett frei ist oder wo der Krankenwagen 
hält, wie Flöhl zutreffend formulierte. Optimale 
Therapie setzt heute die weitgehende Standardisie-
rung von Behandlungsmethoden und eine Koordi-
nierung von Operation, Bestrahlung und Chemo-
therapie voraus. Nicht die einzelnen Therapiemaß-
nahmen, sondern der Verbund aller Möglichkeiten 
einschließlich der Nachsorge in enger Verbindung 
mit dem niedergelassenen Arzt sowie Maßnahmen 
zur Rehabilitation machen die moderne Krebsbe-
handlung zu einem wirksamen Instrument. Durch 
sachgerechte Aufklärung und intensive Gesund-
heitserziehung können Angst und Vorurteile abge-
baut werden. 

Jeder muß wissen: Im Kampf gegen Krebs haben 
wir eine echte Chance. Wir müssen sie nur nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen] [SPD] : Das tun wir auch!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Laermann. 

Dr. - Ing. Laermann (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein, ich muß zunächst zum Ausdruck brin-
gen, daß ich sehr enttäuscht bin darüber, daß es für 
die Opposition offensichtlich möglich ist, dieses so 
wichtige allgemeine und, wie ich meine, doch sehr 
unpolitische Thema Krebs zu einem politischen 
Thema und zu einer parteipolitischen Auseinander-
setzung zu machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Laermann (FDP) : Bitte. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Sehr verehrter Herr Kollege, wären Sie nicht 
besser beraten, anstatt einer solchen Bewertung die 
Fragen, die ich aufgeworfen habe, zu beantworten 
und uns mitzuteilen, warum die Bundesregierung zu 
diesem wichtigen Bereich im selben Zeitraum so 
völlig widersprüchliche und gegensätzliche Aussa-
gen macht? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. - Ing. Laermann (FDP) : Ich kann jetzt wiederum 
nur Ihre Ungeduld bewundern; denn Sie glauben 
doch wohl nicht, daß ich ohne einen einleitenden 
Satz zu Ihren einzelnen Ausführungen Stellung neh-
men könnte. Ich hätte mir jedenfalls in der Tat ge-
wünscht, daß wir dieses Thema wegen seiner Be-
deutung für die Menschheit — nicht nur für die 
Bundesrepublik — aus parteipolitischen Ausein-
andersetzungen hätten heraushalten können. 

Wie können Sie denn, Herr Kollege zu Sayn- 
Wittgenstein, den Vorwurf erheben, daß Ressort-

schwierigkeiten und Ressortstreitereien die Beant-
wortung der Großen Anfrage verzögert hätten? 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Welche Gründe dann?) 

Ist Ihnen immer noch nicht klar, wie komplex der 
gesamte Themenbereich ist, ist Ihnen immer noch 
nicht klar, daß in der Tat sehr weit verzweigte Zu-
sammenhänge aufzudecken sind und daß daher diese 
Zeit erforderlich war, um zu einer so sorgfältigen 
Beantwortung der Großen Anfrage zu kommen? 

Wie können Sie, Herr Kollege zu Sayn-Wittgen-
stein, der Bundesregierung Versäumnisse vorwer-
fen? Ist Ihnen nicht klar, daß gerade Forschung und 
Forschungsprojekte auf diesem Gebiet sehr lange 
Zeit erfordern? Dazu bedarf es des Aufbaues der 
entsprechenden Forschungskapazität. Die Forscher 
müssen vorhanden sein, und schließlich müssen die 
Forschungsprojekte ja gegebenenfalls auch zu ge-
sicherten Ergebnissen führen. Ich frage Sie, ob Sie 
diesen Vorwurf an die jetzige Bundesregierung 
nicht besser an frühere Bundesregierungen hätten 
richten müssen, die doch offensichtlich für diese 
Versäumnisse zur Verantwortung zu ziehen sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie eine weitere Zwischen-
frage? 

Dr.-Ing. Laermann (FDP) : Aber gern. 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein -Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Verehrter Herr Kollege, darf ich Sie fragen, 
ob Ihnen bekannt ist, daß auf Antrag der CDU/CSU 
im Haushaltsausschuß Streichungsvorschläge der 
Bundesregierung für das Krebsforschungszentrum 
Heidelberg rückgängig gemacht wurden? Es ist der 
Initiative der CDU/CSU zu verdanken, daß diese 
Mittel für Heidelberg erhalten blieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. - Ing. Laermann (FDP) : Gestatten Sie mir, auf 
diese Frage etwas später noch einmal zurückzu-
kommen. Ich bin in der Tat der Meinung, daß man 
nicht ein Einzelprojekt herausgreifen und zum Ge-
genstand einer allgemeinen Beurteilung machen 
darf. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Ich kann mehrere nennen!) 

Das Thema, das uns heute im Deutschen Bundes-
tag beschäftigt, ist so umfassend, in seiner gesamten 
Komplexität so schwer zu erfassen, nimmt in der 
medizinischen wie in der allgemeinen Diskussion 
einen so breiten Raum ein und ist für alle Men-
schen — nicht nur für die in unserem Lande — so 
bedeutungsvoll — wenn das auch außer den un-
mittelbar davon Betroffenen leider nur ein relativ 
geringer Teil bedenkt --, daß es mir als Nichtfach-
mann als Anmaßung erscheint, in der gebotenen 
Kürze über den gesamten Problembereich zu spre-
chen. Ich darf mich daher auf einige wenige, mir 
besonders wichtig erscheinende Teilaspekte be-
schränken. 
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Ein gesunder Geist in einem gesunden Körper — 

das war schon vor 2 000 Jahren eine wichtige Aus-
sage, die bis heute nichts an Aktualität und Bedeu-
tung verloren hat, ja, die in besonderem Maße heute 
wichtiger denn je geworden ist, weil trotz aller ge-
waltiger Fortschritte in der medizinischen For-
schung und der Steigerung der Kenntnisse und Er-
kenntnisse der Mensch zwar viele Krankheiten be-
herrscht und heilen kann, aber andererseits die Fort-
schritte der Zivilisation uns neue Bedrohungen von 
Gesundheit und Leben in der Welt gebracht haben. 
Hier sind in erster Linie die Krebserkrankungen zu 
nennen, Krebs, eine Geißel der Menschheit. 

Bei gleichbleibenden Verhältnissen wird voraus-
sichtlich jeder dritte oder vierte Mensch in der zivi-
lisierten Welt an Krebs erkranken, nur jeder zehnte 
wahrscheinlich eine Krebserkrankung geheilt über-
stehen können; eine schreckliche Vorstellung, wenn 
man bedenkt, wieviel menschliches Leid damit ver-
bunden ist. 

Es kann nicht nachdrücklich genug darauf hin-
gewiesen werden, wie notwendig es ist, daß auch 
dieser Problembereich in die politische Arbeit ein-
bezogen wird, und zwar in weitaus stärkerem Maße, 
als das bisher schon geschehen ist. Nur möchte ich 
hoffen, daß dies ohne parteipolitische Akzente ge-
schehen könne. 

Die Erhaltung der Gesundheit der Menschen ist 
in erster Linie ein Gebot der Humanität. Not und 
Leiden der an Krebs Erkrankten wie auch das Leid 
in den betroffenen Familien zu mindern oder, besser 
noch: zu verhüten ist eine der grundsätzlichen und 
höchsten Aufgaben der Politik. Aber auch die ge-
samtstaatlichen Aspekte, die Auswirkungen z. B. 
auf die Sozialpolitik, spielen eine große Rolle. Es 
dürfte unstreitig sein, daß es also im Interesse des 
einzelnen, der insgesamt Betroffenen wie der Ge-
sellschaft in erster Linie darauf ankommt, Krank-
heit zu verhüten, verbunden mit den intensivsten 
Anstrengungen, die Krankheit selbst zu bekämpfen, 
zu heilen und den Erkrankten alle Hilfe zuteil wer-
den zu lassen, die Menschen nur leisten können. 

Aus dieser Erkenntnis heraus haben sich die 
Fraktionen von SPD und FDP veranlaßt gesehen, 
eine Große Anfrage zur Krebsforschung einzubrin-
gen. Die Bundesregierung benötigte zur Beantwor-
tung außergewöhnlich lange Zeit, weil sie wegen 
der in der Tat unerwarteten Komplexität der ange-
schnittenen Fragen umfangreiche Erhebungen an-
stellen mußte, um im Ergebnis eine umfassende 
Bestandsaufnahme über den Stand der Krebsfor-
schung in ihrer Antwort vorzulegen. Als solche, 
Herr Kollege Prinz zu Sayn-Wittgenstein, bitte ich 
die Antwort zu betrachten. 

Allen an der Erstellung dieser Bestandsaufnahme 
Beteiligten gebührt unser Dank, den ich hier aus-
drücklich für meine Fraktion aussprechen möchte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Antwort gibt einen Überblick über die bis-
herigen Aktivitäten auf dem Gebiet der Krebsfor-
schung im staatlichen wie im privaten Bereich. Hier 
möchte ich für meine Fraktion ausdrücklich die viel-
fachen Aktivitäten und selbstlosen Bemühungen im  

außerstaatlichen Bereich begrüßen und ausdrücklich 
dafür danken. Die Bedeutung des Wirkens dieser 
privaten Initiativen in der Öffentlichkeit und in der 
medizinischen Fachwelt kann nicht hoch genug ein-
geschätzt werden und sollte den politisch Verant-
wortlichen Ansporn und Verpflichtung sein, sich der 
Bedeutung des Kampfes gegen den Krebs entspre-
chend zu engagieren. 

Die Antwort der Bundesregierung weist aus, daß 
zwischen den Organisationen und Institutionen der 
Bundesrepublik und den entsprechenden Organisa-
tionen in anderen Ländern enge Kontakte bestehen, 
insbesondere aber mit den zahlreichen internatio-
nalen Organisationen. Diese intensive und enge 
Kooperation ist nachdrücklich zu begrüßen; sie ist 
fortzuentwickeln und zu vertiefen. Dazu gehört be-
sonders die Fortentwicklung des Austauschs von 
Informationen über Ergebnisse auf allen Gebieten 
der Krebsforschung, auch den Randbereichen. 

Die bisherigen Leistungen auf dem Gebiet der 
Dokumentation und Information, der Aufbau eines 
Krebsinformationssystems und die Beteiligung an 
ausländischen und internationalen Datenbanken und 
die Entwicklung eines Verbundsystems sind als ein 
beachtlicher Beitrag zur Krebsforschung anzusehen, 
der weiter auszubauen ist. 

In ihrer Antwort weist die Bundesregierung ein-
deutig darauf hin, daß es zu einer Intensivierung 
der Zusammenarbeit in der Krebsforschung nicht 
eines übernationalen Programms oder eines beson-
deren Programms in der EG bedarf. Auf Grund der 
bestehenden engen Zusammenarbeit bedarf es in 
der Tat nicht weiterer, zusätzlicher administrativer 
Organisationen, sondern statt dessen sollten die 
verfügbaren finanziellen Mittel für die eigentlichen 
Forschungsaufgaben eingesetzt werden. Natürlich 
kann nicht einfach durch beliebig hohe Aufstockung 
der eingesetzten Finanzmittel die Forschungskapa-
zität vergrößert werden. Dazu müssen Spezialisten 
ausgebildet werden, müssen sich Forscherteams zu-
sammenfinden und sich in die differenzierten Pro-
blembereiche einarbeiten. Schließlich müssen sich 
wegen der Differenziertheit und der komplexen und 
weitverzweigten Zusammenhänge in stärkerem 
Maße als bisher interdisziplinäre Kooperationen 
entwickeln. Ich möchte hier insbesondere die Not-
wendigkeit der engeren Zusammenarbeit zwischen 
Naturwissenschaftlern und Medizinern ansprechen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]): Umgekehrt!) 

— Wenn Sie so wollen, auch umgekehrt; das kommt 
auf den Standpunkt an. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Die Bekämpfung des Krebses 
ist immer noch in erster Linie ein medizi

-

nisches Problem!) 

Neben der experimentellen Krebsforschung ist als 
gleichrangig die wissenschaftliche klinische Ge-
schwulstforschung, die sogenannte Onkologie, zu 
betrachten. Die Funktionskette der Krebsbekämp-
fung ist in der Praxis zu verbessern: von der Un-
tersuchung der Krebsursachen, der Krebsverhütung, 
der verbesserten Frühdiagnose, der Behandlungs- 
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methoden, der Nachsorge und der Rehabilitation 
sowie der psychosomatischen und psychosozialen 
Auswirkungen. 

In Übereinstimmung mit der in der Antwort der 
Bundesregierung vertretenen Ansicht und der maß-
gebender Mediziner erscheint es dringend geboten, 
daß für die klinische Krebsforschung sowohl regio-
nale interdisziplinäre Krebszentren als auch onko-
logische Stationen in bestimmten allgemeinen Kran -
kenhäusern eingerichtet werden müssen, um eine 
gemeindenahe Versorgung zu sichern. Dies sollte 
hier noch einmal eindeutig betont werden. 

Derartige Zentren und Stationen können nach 
Meinung von Fachleuten in angemessenem Verhält-
nis moderne Krebsbehandlung sowie biomedizi-
nische und klinische Forschung ermöglichen und 
gleichzeitig die Möglichkeit von Ausbildung und 
Fortbildung onkologischer Fachärzte wie auch die 
Umsetzung der weltweiten Forschungsergebnisse 
verbessern. Über ein Dutzend derartiger Zentren ist 
z. B. in den USA inzwischen eingerichtet worden; 
weitere sollen folgen. Auch in europäischen Län-
dern sollen derartige Konsequenzen aus der moder-
nen Krebsforschung gezogen werden, und es sollte 
— wie in dem Entschließungsantrag der Koalitions-
fraktionen gefordert — nachdrücklich die Einrich-
tung derartiger Zentren in der Bundesrepublik be-
trieben werden. 

Ich möchte mir hier die Feststellung erlauben, daß 
zweifellos in Heidelberg alle Voraussetzungen er-
füllt sind, die an ein umfassendes Krebszentrum ge-
stellt sind, und es sollte doch in Anbetracht des 
durch Krebserkrankungen verursachten Leidens vie-
ler Menschen möglich sein, anscheinend vorhandene 
Differenzen zwischen Wissenschaftlern des Deut-
schen Krebsforschungszentrums und der Heidel-
berger Kliniken zu überwinden und hier ein erstes 
Zentrum in der Bundesrepublik zu gründen. 

Die Antworten der Bundesregierung konnten ge-
wiß nicht in allen Punkten befriedigend sein. Sie 
hat aber - und dies ist, wie ich meine, als beson-
ders positiv herauszustellen — klar und eindeutig 
die auch nach ihrer Meinung unbefriedigenden Er-
gebnisse der durchgeführten Erhebungen nicht be-
schönigt, sondern verantwortungsvoll unmißver-
ständlich die Problembereiche angesprochen, die 
einer dringenden Bearbeitung durch die Wissen-
schaft bedürfen; sie hat die Bereiche aufgezeigt, in 
denen staatliches Handeln notwendig wird. 

Es kann doch wohl zweifellos nicht um die Frage 
gehen, ob nun wir in der Bundesrepublik besondere 
Verdienste auf dem Gebiet der Krebsforschung ha-
ben oder im internationalen Vergleich besonders 
tüchtig sind. Das Engagement in der Krebsforschung 
kann doch vielmehr nur in weltweitem Zusammen-
hang gesehen werden; wir können und wir müssen 
unseren Beitrag zur Bekämpfung dieser Geißel der 
Zivilisation leisten. 

(Josten [CDU/CSU] :An der Zusammenarbeit 
fehlt es aber!) 

— Zusammenarbeit zwischen wem? 

(Josten [CDU/CSU] : Auf internationalem 
Gebiet in der Forschung!) 

Möglicherweise, wie sich heute wieder erwiesen hat, 
zwischen den Parteien des Deutschen Bundestages, 
was ich schon einmal ausdrücklich bedauert habe. 

(Josten [CDU/CSU] : Nein, auf internatio

-

naler Ebene! — Fellermaier [SPD]: Aber das 
stimmt doch nicht, Herr Josten! Schauen Sie 
sich doch einmal die internationalen Pro

-

gramme an!) 

Eine deutsche Tageszeitung sprach nach der Ver-
öffentlichung der Antwort der Bundesregierung von 
einem „Katalog der Lücken". Ich möchte dazu aus-
drücklich bemerken, daß ich gerade diese Analyse 
der Lücken für besonders wichtig halte und daß 
schon die dazu nötigen Erhebungen die Große An-
frage rechtfertigen. Denn die Einbeziehung der 
Virusforschung in den Katalog ist durchaus nicht 
selbstverständlich. Auf dem kürzlich in Hamburg ab-
gehaltenen Kongreß der Deutschen Krebsgesellschaft 
hat der Virologe Zur Hausen die Otto-Warburg-Ge-
dächtnisvorlesung unter dem Thema „Die Bedeu-
tung von Viren bei der Krebsentstehung" gehalten. 
Otto Warburg selbst aber hat von der Auffassung, 
daß Viren bei der Krebsentstehung von Bedeutung 
sind, nichts gehalten, und er hat nicht mehr miter-
lebt, daß 1975 der Nobelpreis gerade für grundle-
gende virologische Arbeiten auf dem Gebiet der 
Krebsforschung verliehen wurde. Diese Vorgänge 
zeigen deutlich, wie rasch sich Ansichten auch von 
Experten wandeln können. Es erscheint daher drin-
gend geboten, auf dem Gebiet der Krebsforschung 
auch bisher vielfach nicht stärker beachtete und ge-
förderte unkonventionelle Forschungsansätze zu ver-
folgen, auch wenn sie von renommierten Speziali-
sten nicht besonders positiv beurteilt werden. Über 
„Lehrmeinungen" können sich Wissenschaftler treff-
lich streiten, aber wenn es um die Erhaltung der 
Gesundheit von Millionen von Menschen geht, kann 
kein rationaler Ansatz unbeachtet bleiben — auch 
unter Einkalkulierung von gelegentlichen Fehlschlä-
gen, vor deren negativen Folgen sicher die wissen-
schaftliche Begleitung und Kontrolle bewahren kann. 
Im Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen ist 
daher ausdrücklich auf die unkonventionellen Me-
thoden Bezug genommen. 

Verhüten und Vorbeugen ist nach meiner Mei-
nung zunächst einmal noch wichtiger als Heilen. Es 
erscheint mir daher besonders wichtig, auf den Be-
reich der Krebsforschung einzugehen, der sich mit 
der Erforschung krebsfördernder Umweltbedingun-
gen befaßt. Diese Untersuchungen erstrecken sich 
schwerpunktmäßig auf die Entstehung und Wir-
kungsweise kanzerogener Substanzen, auf deren 
Vorkommen in den Nahrungsmitteln, im Wasser 
und in der Luft, auf ihre Auswirkungen auf den 
Organismus. Dazu zählen aber nicht nur chemische 
Substanzen wie auch gewisse mineralische Faser-
stoffe, sondern auch die natürlichen und die künst-
lichen Strahlenbelastungen. Zu den zu untersuchen-
den Bereichen zählen weiter die mittelbaren Aus-
wirkungen wie z. B. der Einfluß von friogenen Gasen 
auf die Ozonschicht in der oberen Atmosphäre, die 
Schutz vor kosmischen Strahlen bietet. 

Mit der Entwicklung neuer Produkte und Produk-
tionstechniken sind in der Tat zwangsläufig die 
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Entstehung und die Abgabe neuer kanzerogener 
Substanzen und Strahlendosen an die Umwelt ver-
bunden, deren Auswirkungen sich möglicherweise 
erst in Jahrzehnten herausstellen werden. Hier sieht 
die Bundesregierung zu Recht einen Schwerpunkt 
ihrer Förderungsmaßnahmen, nämlich Aufspüren 
der Ursachen und ihre Verhütung. Es ist dringend 
notwendig, die Auswirkungen radioaktiver Strah-
len hinsichtlich der Krebsentwicklung oder der För-
derung kanzerogener Geschwulste intensiv zu un-
tersuchen. Dazu gehören nicht nur die Strahlenbe-
lastungen aus kerntechnischen Anlagen — hier sind 
insbesondere der Alpha-Strahler Plutonium oder die 
radioaktiven Jod- oder Wasserstoffisotope zu nen-
nen —, sondern auch die Auswirkungen aus der 
Strahlentherapie. 

So tritt z. B., wie Untersuchungen von Regetoff 
in den USA eindeutig ergeben haben, bei Kindern 
und Jugendlichen, die wegen Mandelentzündungen, 
Veränderungen der Lymphknoten, Ausschlägen oder 
aus anderen Gründen mit Röntgenstrahlen behan-
delt wurden, häufig Schilddrüsenkrebs auf. Zwi-
schen der strahlentherapeutischen Behandlung und 
dem Auftreten von Tumoren liegen durchschnittlich 
25 Jahre. Nach den vorliegenden Untersuchungen 
muß bei wahrscheinlich 7 % der behandelten Patien-
ten mit Tumoren gerechnet werden. Es ist daher 
dringend erforderlich, daß sich alle Patienten, die aus 
irgendeinem Grunde eine Strahlentherapie erhiel-
ten, regelmäßig und über eine lange Zeit regel-
mäßig untersuchen lassen. Nur durch kontinuier-
liche Überwachung kann sichergestellt werden, 
besonders bei Kindern, daß unerwartete oder 
bis dahin unbekannte Folgen entdeckt und unver-
züglich therapeutisch behandelt werden. 

In diesem Zusammenhang muß auch darauf hin-
gewiesen werden, daß die Untersuchungsmethoden 
zur Früherkennung wesentlich verbessert und fort-
entwickelt werden müssen. Früherkennung stellt 
heute immer noch einen der wichtigsten Bereiche der 
Krebsbekämpfung dar, weil Früherkennung in ei-
nem Stadium, in dem noch keine krankhaften Er-
scheinungen bemerkt werden, die größten Heil-
erfolge sichert. Aber es müssen für eine Reihe von 
Krebsarten noch derartige Methoden und technische 
Diagnosehilfen entwickelt werden, die möglichst 
einfache, aber zuverlässige Untersuchungen auch 
größerer Personenkreise mit vertretbarem Auf-
wand ermöglichen. Hier sollten Schwerpunkte auch 
einer staatlichen Förderung liegen. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort klar 
zum Ausdruck gebracht, für wie wichtig sie größtes 
Engagement auf dem Gebiet der Krebsforschung 
hält. Sie hat die Position der Bundesrepublik auf 
diesem Gebiet analysiert. Sie hat die Probleme auf-
gezeigt, die dringend einer Lösung bedürfen. 

Niemand wird erwarten können, daß in dem welt-
weiten Kampf gegen den Krebs für uns, die Bundes-
republik, die Welt in Ordnung sei, daß alle Pro-
bleme für uns, in unserem Bereich gelöst seien. 

Für meine Fraktion darf ich daher nochmals be-
tonen, daß die Antwort auf die Große Anfrage zur 
Krebsforschung nach unserer Meinung eine not-

wendige, kritische Bestandsaufnahme auf der 
Grundlage langfristiger Entwicklungen darstellt. 
Aus diesen Erkenntnissen die erforderlichen Konse-
quenzen zu ziehen ist unsere politische Aufgabe. Es 
sind langfristig und in Kontinuität die Rahmenbe-
dingungen zu schaffen und zu sichern, damit For-
schungen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens, 
insbesondere aber und mit großem Nachdruck auf 
dem Gebiet der Krebsforschung, wirkungsvoll be-
trieben und in praktische Anwendung umgesetzt 
werden können, damit auch wir, die Bundesrepublik, 
unseren notwendigen und, wie ich meine, angemes-
senen Beitrag in der Welt leisten, Not und Leid von 
den Menschen fernzuhalten. Frei von Leiden und 
persönlicher Bedrängnis zu sein ist auch ein be-
deutender Teil der Freiheit des Individuums, der 
wir uns verpflichtet fühlen und die wir erhalten 
wollen. 

Für meine Fraktion darf ich zum Ausdruck brin-
gen, daß wir die Erkenntnisse aus der Antwort in 
politisches Handeln umsetzen werden, dies unab-
hängig von den politischen Zuständigkeiten unter 
dem Gebot der Humanitas, dem Dienst am Men-
schen verpflichtet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte schließen mit der Bitte, dem Entschließungs-
antrag von SPD und FDP zuzustimmen. Wenn ich 
Ihren Antrag, den Antrag der Opposition, richtig 
lese, ergibt sich für mich die Feststellung, daß er 
inhaltlich mit dem Entschließungsantrag der Koali-
tionsfraktionen übereinstimmt. Daher dürfte es wohl 
nicht schwierig sein, hier zu einer einhelligen Mei-
nung des Hauses zu kommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir fahren in der Aussprache 
fort. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Egert. 

Egert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Deutsche Bundestag debattiert heute ein 
Thema, das die Bürgerinnen und Bürger in unserem 
Lande bewegt. Neben den Herz- und Kreislaufer-
krankungen ist der Krebs Todesursache Nummer 
eins. Seine Pathogenese ist in vielen entscheidenden 
Punkten noch nicht geklärt. 

Die Risikofaktoren und Risikoindikatoren, beides 
entscheidende Grundlagen für eine wirksame Vor-
sorge und Früherkennung, liegen in vielen Be-
reichen noch im dunkeln. Es lassen sich eine Viel-
zahl von Gründen und Argumenten anführen, die 
nachdrücklich auf eine Intensivierung der Krebsfor-
schung drängen. Es wird bei dem Umfang der dabei 
anfallenden Aufgaben auch deutlich, daß es einer 
Vielzahl von Personen und Gruppen bedarf, die 
systematisch kooperieren und die Probleme koordi-
niert angehen. Der Umfang der Aufgabe erfordert 
es auch, eine internationale Aufgabenverteilung vor-
zunehmen und von Land zu Land, entsprechend den 

jeweiligen Möglichkeiten, Schwerpunkte zu setzen. 
Ein enger internationaler Erfahrungsaustausch ist 
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dabei Grundlage und Vorbedingung für die Wirk-
samkeit der getroffenen Maßnahmen. 

Wenn man aufmerksam der Rede des verehrten 
Kollegen zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein gefolgt 
ist, so stellt man fest, daß er versucht hat, uns den 
Eindruck einzureden, als sei die Bundesrepublik auf 
dem Gebiet der Krebsforschung noch ein Entwick-
lungsland. Diesem Eindruck kann nicht energisch ge-
nug entgegengetreten werden. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Das steht doch in Ihrem Pa

-

pier!) 

— Ich komme noch auf dieses Papier zu sprechen, 
Herr Kollege. 

Für die SPD-Fraktion will ich dies ausdrücklich 
tun. Die Tatsache, daß die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Große Anfrage zur Krebsforschung 
selbstkritisch auch auf Lücken hinweist, ist und kann 
kein Indiz dafür sein, daß unsere Krebsforschung 
etwa nicht den internationalen Erfordernissen ge-
nügt, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

sondern sie ist Beweis dafür, daß diese Regierung 
auch dort, wo sie Bestandsaufnahmen macht und die-
sem Hause vorlegt, eine ehrliche Bilanz zieht und 
nicht Schönfärberei versucht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Für die SPD-Bundestagsfraktion erkläre ich aus-
drücklich, daß die deutsche Krebsforschung inter-
nationalen Rang hat und auch international aner-
kannte Ergebnisse erbracht hat. Den in der  Krebs

-

forschung tätigen Wissenschaftlern gebührt dafür 
Dank und Anerkennung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Im Interesse des Patienten liegt es, daß in der For-
schung gewonnene Erkenntnisse in die Praxis umge-
setzt werden. Um die Umsetzung der in der For-
schung gewonnenen Erkenntnisse in praktisch an-
wendbare Verbesserungen in Diognose und Thera-
pie der Krebskrankheit zu gewährleisten, ist eine 
stärkere Verzahnung zwischen Forschung und Klinik 
erforderlich. Wir begrüßen es deshalb außerordent-
lich, daß es dem Bundesminister für Forschung und 
Technologie gelungen ist, dies zwischen dem Deut-
schen Krebsforschungszentrum in Heidelberg und 
der medizinischen Fakultät der Universität Heidel-
berg zu erreichen. Wir erkennen ausdrücklich an, 
daß dort besondere Schwierigkeiten zu überwinden 
waren, die wohl eher im menschlich-psychologisch 
schwierigen Feld der autonomen Forschungsaktivitä-
ten der Universitätsprofessuren lagen. Aber dort, 
wo es um ein so wichtiges Gut wie die Gesundheit 
der Bürgerinnen und Bürger in unserem Lande geht, 
sollten auch solche Dinge überwindbar sein. 

Gestatten Sie mir in dem Zusammenhang folgende 
Bemerkung, Herr Kollege zu Sayn-Wittgenstein-
Hohenstein. Sie haben hier darauf hingewiesen, wel-
che Aktivitäten sie gerade wegen des Krebs-
forschungszentrums in Heidelberg unternommen ha-
ben. Das war im Jahre 1971, was in diesem Zusam-
menhang ganz interessant ist. Auch interessant ist, 
daß sich inzwischen die Lastenverteilung für die Trä-

gerschaft im Deutschen Krebforschungszentrum zwi-
schen Bund und Ländern im Verhältnis 90 : 10 auf-
teilt. Ich meine, auch dies muß gesagt werden, wenn 
wir die gemeinsame Basis für eine so wichtige Frage 
wie die, die wir heute debattieren, nicht verlassen 
wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir Sozialdemokraten sehen in dem erzielten Er-
gebnis einen wichtigen wirklichkeitsnahen ersten 
Schritt, den wir unterstützen. Wir hoffen, daß hier-
mit die erforderliche Zusammenarbeit zwischen For-
schung und Klinik erreicht werden kann. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
einiges zu dem Problem der klinischen Onkologie 
sagen. Dem Essener Tumorforscher Professor Carl 
Schmidt ist sicherlich zuzustimmen, wenn er fest-
stellt, daß es nicht sinnvoll wäre, die Bundesrepu-
blik mit einer Vielzahl von besonderen Krebsklini-
ken zu überziehen. Abgesehen davon, daß dies wohl 
kaum finanzierbar wäre, meinen wir, daß drei oder 
vier große onkologische Zentren ausreichend sind. 
Um eine bessere Versorgung unserer an Krebs er-
krankten Mitbürger zu erreichen, sind in erster Linie 
eine Intensivierung und ein Ausbau der Förderung 
für diejenigen Mediziner erforderlich, die sich die-
sem Spezialgebiet widmen. Dies gilt zwar weniger 
für die operative, um so mehr jedoch für die kon-
servative, vor allem die radiologische und chemo-
therapeutische Onkologie. Mehr Onkologen an chir-
urgischen, internistischen und Strahlenkliniken wür-
den die medizinische Versorgung der Krebskranken 
erheblich verbessern. Es ist zudem unbestritten, daß 
die Onkologie auch der Krebsforschung in vielen 
Punkten wichtige Anregungen geben kann. 

Gestatten Sie mir einige Worte zum Problem der 
Verbesserung der Zusammenarbeit in der Krebsfor-
schung — national wie international. Auf das 
Problem der nationalen Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern muß in diesem Zusammenhang 
nochmals hingewiesen werden. Auch mir scheint es 
eine wichtige Voraussetzung zu sein, auf dieses Ver-
hältnis einzugehen, wenn wir den Bestand aufneh-
men. Die Opposition fordert in ihrem mit heißer 
Nadel genähten Zehn-Punkte-Entschließungsantrag, 
bei dessen Abfassung spürbar die Absicht im Spiel 
war, unbedingt die magische Zahl 10 zu errei-
chen — -- 

(Zuruf des Abg. Prinz zu Sayn-Wittgen
- stein-Hohenstein [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege, Sie hätten ein Acht-Punkte-Pro-
gramm sicher besser hingekriegt, wenn Sie nicht die 
magische Zahl 10 angestrebt hätten. — Sie haben 
also gefordert, diese Zusammenarbeit national wie 
international zu verbessern. So weit — so gut. 

Aber, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, es ist doch wohl unredlich, wenn Sie in Ihrem 
Antrag so tun, als gebe es diese Zusammenarbeit 
bisher gar nicht. Sie ist verbesserungswürdig. Dies 
steht in der Antwort der Bundesregierung, und da 
stimmen auch wir voll zu. Aber es gibt diese Zusam-
menarbeit. Es gibt sie sowohl im europäischen 
Krebsforschungszentrum in Lyon als auch in der 
Deutschen Krebsgesellschaft, um nur zwei Beispiele 
zu nennen. Und wenn gesagt wird, die Zusammen- 
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arbeit in der Krebsforschung müsse verbessert wer-
den, dann darf man wohl Vorschläge dazu erwarten, 
und zwar auch dann, wenn die, die dies sagen, Ver-
treter der Oppositionsfraktion sind und wir in die-
sem Land vor einer Wahl stehen. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Programm „For-
schung und Technologie im Dienste der Gesundheit" 
hierzu ganz konkrete Vorstellungen entwickelt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein? 

Egert (SPD) : Nach dem Beitrag des Kollegen Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein heute hier nicht. 

Frau Minister Focke hat mit Recht auf das Ge-
wicht hingewiesen, das die Krebsforschung in die-
sem Programm hat. Die SPD-Bundestagsfraktion 
unterstützt die Vorstellungen zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit in der Krebsforschung, die in dem 
Zehn-Jahres-Programm angesprochen sind. 

Die Opposition sollte sich davor hüten, bei der Be-
völkerung, vor allem bei den Krebskranken in die-
sem Land, den Eindruck hervorzurufen, als liege die 
Krebsforschung als Grundlage der weiteren Ver-
besserung einer wirksamen Krebsbekämpfung in un-
serem Land am Boden. Als Ergebnis eines solchen 
Verhaltens könnte in der Bevölkerung die ohnehin 
vorhandene fatalistische Einstellung gegenüber die-
ser Krankheit zusätzlich verstärkt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die von der Opposition in ihrem Entschließungs-
antrag geforderte Motivationsstudie könnte dann 
leicht als ein Motiv für die mangelnde Inanspruch-
nahme der Vorsorgeuntersuchungen pessimistische 
Reden der Bundestagsopposition in diesem Hause 
angeben. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Das hat auch die Frau Bundes-
gesundheitsministerin als richtig ange-
sehen! Ich weiß gar nicht, wen Sie meinen!) 

— Herr Kollege Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen-
stein, gerade in der Erkenntnis und vor dem Hin-
tergrund, daß sich dieses Thema nicht zur parteipoli-
tischen Polemik eignet, 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Dann sagen Sie doch solche 

Dinge nicht!) 

sollten wir sicherstellen, daß Sie deutlich machen, 
daß Sie es ebensowenig wollen wie wir. Ich habe 
aus Ihrem Beitrag vorhin empfinden müssen, daß 
Sie den 3. Oktober mehr im Kopf hatten als das 
Problem, das heute hier in Rede steht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein [CDU/ 
CSU] [eine Zeitungsanzeige der Bundes

-

regierung vorweisend] : Ich habe einiges 
gegen Weihrauch!) 

Gestatten Sie mir ein Wort zur Motivations-
studie, die die Opposition fordert. Sie soll helfen,  

die Risikogruppen gezielter anzusprechen und sie 
stärker zu Vorsorgeuntersuchungen zu bewegen. 
Aber wie soll das denn gelingen, wenn wir die mei-
sten Risikogruppen überhaupt noch nicht kennen 
und wenn viele Risikofaktoren und Risikoindikato-
ren überhaupt noch nicht aufgedeckt sind. Wir sind 
uns ja darüber einig — das ist auch in Ihrem Bei-
trag deutlich geworden —, daß in diesem Punkt 
ein Mehr an Geld nicht ein Mehr an Erkenntnis be-
deutet. Hier müssen wir, wie auch an dem amerika-
nischen Beispiel deutlich wird, sehen, wie wir mit 
den vorliegenden Erkenntnissen in der Praxis ein 
Optimum im Interesse der Patienten und der Ver-
sicherten erreichen, die Opfer dieser heimtückischen 
Krankheit sind. 

Der Entschließungsantrag der Opposition ist in 
einigen Punkten durchaus mit dem identisch, was 
von den Koalitionsfraktionen als Entschließungsan-
trag eingebracht worden ist. Das Ziel, die Krebsfor-
schung und die Krebsbekämpfung, sei es in der Vor-
sorge, der Früherkennung, der Akuttherapie oder 
der Nachsorge, weiter entscheidend zu verbessern, 
muß ein gemeinsames Anliegen aller Fraktionen die-
ses Hauses bleiben. Wir wissen nicht, wo und wann 
der entscheidende Durchbruch in der Krebsforschung 
gelingt. Es gibt sicherlich keine monokausalen Er-
klärungen der Entstehung dieser Krankheit. Trotz-
dem bin ich sicher, daß der längere Teil dieses We-
ges hin zu diesem entscheidenden Durchbruch hinter 
uns liegt. 

Bei rechtzeitiger Inanspruchnahme von Vorsorge 
und Früherkennung gilt schon heute weitgehend 
der Satz: Krebs ist heilbar. Wir alle wollen, daß die 
Gültigkeit dieses Satzes so umfassend wie möglich 
wird und jetzt in dem möglichen Rahmen auch ge-
währleistet wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Dr. Neumeister. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist zu begrüßen, daß 
wir heute Gelegenheit haben, ohne die hier übliche 
Hektik — wenn auch vor leeren Bänken — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das gehört zum 
Freitag!) 

über die Antwort der Bundesregierung auf die Gro-
ße Anfrage zur Krebsforschung zu sprechen. 

Erlauben Sie mir einige Bemerkungen hierzu, die 
zugleich im Zusammenhang mit den beiden anderen 
Diskussionsbeiträgen meiner Kollegen Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein und Alber als Begründung un-
seres Entschließungsantrages gewertet werden soll-
ten. 

Als positiv zu bewerten ist die Ankündigung der 
Bundesregierung, in Zukunft eine gezielte Planung 
der Forschungsförderung zu betreiben. Nur muß 
man sich angesichts ihres Eingeständnisses, noch 
keinen Überblick über die bearbeiteten bzw. nicht 
bearbeiteten Gebiete der Krebsforschung zu haben, 
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sehr erschreckt fragen: Nach welchen Gesichtspunk- 
ten wurde denn bisher von der Regierung gefördert? 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Die Sachverständigen haben der Regierung nun-
mehr zu einer gewissen Transparenz verholfen, in-
dem sie eine ausführliche Liste der als lückenhaft 
zu charakterisierenden Probleme der Krebsfor-
schung aufzählen. Die Bundesregierung gibt aller-
dings keine Erklärung dafür, auf Grund welcher 
Erkenntnisse sie aus dem breiten Katalog der bis-
her nicht bearbeiteten Bereiche die klinische Krebs-
forschung als den wichtigsten Schwerpunkt heraus-
greift. Frau Minister Focke hat in ihren Ausfüh-
rungen heute erfreulicherweise auch andere, gleich-
wichtige Schwerpunkte erwähnt. 

Als Hauptziel wird von der Regierung in diesem 
Zusammenhang eine „standardisierte Krebsthera-
pie" angekündigt. Aber, meine Damen und Herren, 
ist es nicht reichlich mager, dieses Ziel lediglich mit 
rein strukturellen Überlegungen, nämlich — wie 
hier aufgeführt — personell, institutionell und or-
ganisatorisch, im Bereich der Versorgung zu ver-
knüpfen? Es sollte hier doch nicht ausschließlich 
um Standardisierung und Zentralisierung gehen, 
wenn auch diese Zielsetzungen durchaus in das poli-
tische Konzept dieser Regierung passen würden. Wir 
von der CDU/CSU erwarten eigentlich die Bekannt-
gabe inhaltlicher Schwerpunkte in der klinischen 
Forschung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In verschiedenen Teilen der Antwort wird mit 
Recht auf die fundamentale Bedeutung der Tumor-
epidemiologie hingewiesen. 

(Zuruf von der SPD: Welche Bundesklinik 
gibt es denn?) 

Unverständlich ist es bei dieser Sachlage, daß die 
wenigen Krebsregister der Bundesrepublik als offen-
bar ausreichend betrachtet werden. Hier fehlt es 
sowohl an sachlichen Einsichten als auch an einem 
Konzept. Einerseits heißt es in der Antwort richtig, 
daß die reinen Sterbeziffern keine allgemeingültige 
Aussage über die Zahl der Krebskranken darstel-
len; im Zusammenhang mit der Meldepflicht wird 
andererseits behauptet, daß die Sterbestatistik eine 
ausreichende Basis für epidemiologische Erhebungen 
sei. Anscheinend ist die weltweite kritische Fach-
diskussion zur Problematik amtlicher Mortalitäts-
statistiken dabei nicht zur Kenntnis genommen wor-
den. Von fachlich kompetenter Seite wird nämlich 
immer wieder darauf verwiesen, daß nur wissen-
schaftlich sorgfältig geführte Krebsregister mit re-
präsentativem Verteilungsmuster innerhalb des 
Landes und längerer Laufzeit als ausreichende 
Grundlage für die dringend benötigten epidemiolo-
gischen Grunddaten betrachtet werden können. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Diese Register werden in unserem Lande bisher 
völlig unzureichend gefördert. Solche Register sind 
letztlich jedoch die einzige zuverlässige Möglichkeit, 

die langfristige Effizienz von Früherkennungsmaß-
nahmen zu kontrollieren. 

In der Bundesrepublik Deutschland besitzen wir 
derartige Krebsregister nur in Hamburg und seit 
1967 im Rahmen der Bemühungen des Europarats 
um eine gesamteuropäische Krebsstatistik auch noch 
im Saarland. Beide Register zusammen erfassen 
aber nur 5 0/o unserer Gesamtbevölkerung, d. h., sie 
sind nur eine relativ kleine Stichprobe, die außer-
dem nicht hinreichend repräsentativ sein dürfte. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Gegenüber der amtlichen Todesursachenstatistik 
haben derartige Krebsregister zahlreiche Vorzüge. 
Während die amtliche Statistik nur Angaben über 
Geschlecht, Alter, Wohnsitz, Familienstand, Beruf 
und Todesursache des Verstorbenen enthält, versu-
chen die Register, mehr und genauere Informatio-
nen über die Krebskranken einzuholen, insbeson-
dere detaillierte Angaben hinsichtlich der Diagnose. 
Außerdem sind Krebsregister, wenn sie längere 
Zeit funktionieren, in der Lage, Häufigkeitstrends 
der Krankheitsfrequenz und Änderungen in den 
Überlebensraten krebserkrankter Personen zu er-
mitteln und damit Kriterien für die Wirksamkeit 
der dem Krebspatienten im Durchschnitt zur Verfü-
gung stehenden Therapie zu liefern. 

Wir fordern daher die Schaffung eines weiteren 
Krebsregisters in einem ländlich strukturieren Flä-
chenstaat wie auch den beschleunigten Ausbau von 
Klinikregistern, die alle in der betreffenden Klinik 
behandelten Krebskranken erfassen, um so eine 
umfassende Nachsorge im Anschluß an die Behand-
lung zu ermöglichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein weiterer gravierender Mangel in der For-
schungseffizienz liegt in der weitgehend ungenutz-
ten Medizin-Dokumentation in unserem Lande, wor-
auf Rainer Flöhl in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" im Dezember 1975 zutreffend hingewie-
sen hat. Das dem Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit als nicht rechtsfähige Bun-
desanstalt unterstehende Deutsche Institut für me-
dizinische Dokumentation und Information in Köln, 
kurz Dimdi genannt, deckt mit der Beantwortung 
von etwa 9 000 Anfragen, z. B. im Jahr 1975, nur 
etwa 7 % des tatsächlichen Bedarfs. Wie notwendig 
aber eine Verbesserung der Informationsversorgung 
ist, geht allein aus der Tatsache hervor, daß rund 
30 % aller Forschungsprojekte wegen unzureichen-
der Übersicht eigentlich überflüssig sind, weil es 
sich um Doppelarbeiten oder aber um Untersuchun-
gen handelt, die nach den bereits vorhandenen Er-
kenntnissen keinen Erfolg versprechen. Mit allem 
Recht weist Flöhl darauf hin, daß diese wesentli-
chen Zusammenhänge auf politischer Ebene noch 
nicht deutlich genug erkannt worden sind. Sonst 
hatte man bei den Kürzungen für das Informations-
und Dokumentationsprogramm der Bundesregierung 
die Erkenntnis berücksichtigen müssen, daß Spar-
maßnahmen äußerst teuer werden können, denn 
sie kosten letztlich neben einer Verzögerung wich-
tiger Objekte finanziell erheblich mehr, als augen-
blicklich eingespart wird. 



17848 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 251. Sitzung. Bonn, Freitag, den 11. Juni 1976 

Frau Dr. Neumeister 
So fällt der Ausbau des Datenfernübertragungs-

netzes aus dem biomedizinischen Informationsspei-
cher — kurz Dimdinet genannt -, für das die Pla-
nungsarbeiten weitgehend abgeschlossen sind, vor-
erst den Sparmaßnahmen zum Opfer, obgleich klar 
nachgewiesen werden kann, daß für etwa 3 Millio-
nen DM pro Jahr die Kapazität des Informations-
zentrums verdreifacht werden könnte. Es wäre un-
verantwortlich, wenn die Bundesregierung und ins-
besondere das für Dimdi zuständige Bundesmini-
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit es zu-
lassen würden, daß zwar Milliarden DM für über-
flüssige Forschung und Doppelarbeiten vergeudet 
werden, andererseits aber die 3,3 Millionen DM für 
Dimdinet jährlich nicht zur Verfügung gestellt wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Summe würde der Verschwendung öffentli-
cher Mittel wirksam Einhalt gebieten können. Eine 
Fortsetzung der bisherigen Politik wäre nicht nur 
vor den Wissenschaftlern nicht zu rechtfertigen, sie 
würde auch ein eklatantes Beispiel unzureichender 
Planung und falsch gesetzter Prioritäten darstellen. 

Meine Damen und Herren, an der Spitze unseres 
Entschließungsantrags steht nicht zufällig die Auf-
forderung an die Bundesregierung, eine Motiva-
tionsstudie mit dem Ziel zu erstellen, eine stärkere 
Beteiligung der Bevölkerung, insbesondere der Risi-
kogruppen, an den Krebsfrüherkennungsmaßnahmen 
herbeizuführen. Ich bin Ihnen, Frau Minister Focke, 
sehr dankbar, daß Sie durch Ihre Rede selbst eine 
Begründung für diesen unseren Antrag geliefert 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In Übereinstimmung mit dem Diskussionsentwurf 
der Bundesregierung für ein längerfristiges Rahmen-
programm für Forschung und Technologie im Dienst 
der Gesundheit erscheint auch uns zur Eindämmung 
von Risikofaktoren und zur Bekämpfung von Krank-
heitsursachen eine verstärkte Forschung zur Be-
einflussung des Verhaltens im Hinblick auf gesund-
heitsgerechte Lebensweise dringend erforderlich. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Es geht hier sicher auch um solche von der Bundes-
regierung ausdrücklich erwähnten Bereiche wie 
Effektivität der Gesundheitserziehung und -aufklä-
rung, Entwicklung von zielgruppenspezifischen Maß-
nahmen der gesundheitlichen Aufklärung, Gründe 
für die mangelnde Akzeptanz gesundheitlicher Ver-
haltensmuster. Richtig ist auch die Feststellung, daß 
sich das Gesundheitsverhalten der Bevölkerung an 
traditionellen Verhaltensmustern orientiert und 
daher heute erhöhte Gefahren in sich birgt. Die 
Kenntnis dieser Zusammenhänge ist in weiten Krei-
sen der Bevölkerung sicher noch sehr verbesse-
rungsbedürftig. Andererseits wird die Bereitschaft 
zu Verhaltensänderungen auch nur langsam ent-
wickelt werden können. 

Wir schließen uns zwar gern diesen Erkenntnissen 
der Bundesregierung an, müssen aber bemängeln, 
daß die Bundesregierung offenbar immer noch nicht 

die absolute Priorität der Gesundheitserziehung und 
gesundheitlichen Aufklärung erkannt hat 

(.Josten [CDU/CSU]: Sehr zutreffend!) 

bzw. nicht in der Lage oder sogar nicht einmal 
gewillt ist, in ihrem politischen Handeln — d. h. in 
erster Linie in der finanziellen Ausstattung — den 
Aufgaben der Gesundheitserziehung und gesund-
heitlichen Aufklärung wirklich echte Priorität ein-
zuräumen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Hammans 
[CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Dabei zeigt schon ein flüchtiger Blick auf den Ka-
talog gesundheitsschädlichen Verhaltens, den die 
Bundesregierung in ihrem Diskussionsentwurf „For-
schung und Technologie im Dienst der Gesundheit" 
selbst zusammengestellt hat, daß es sich hier um die 
schwerwiegendsten Ursachen der modernen Massen-
krankheiten handelt. Dieser Entwurf wird in der 
Öffentlichkeit bereits als Programm verkauft, ohne 
daß auch nur im entferntesten eine finanzielle Ab-
sicherung dieses sogenannten Programms zu erken-
nen ist. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: So ist es! Das ist Wahlkampf! 
— Zuruf von der SPD: Natürlich ist es fi

-

nanziell abgesichert, und zwar im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung!) 

Entscheidend wichtig ist also eine planmäßige 
organisatorische Entwicklung der Krankheitsfrüh-
erkennung und der Gesundheitsvorsorge. Es wird 
zwar seit einiger Zeit immer wieder betont, daß die 
Tätigkeit des Arztes in Zukunft vorwiegend auf prä-
ventivem Gebiet liegen wird; auch wird angesichts 
der Kostenentwicklung im Gesundheitswesen klar 
herausgestellt, daß hierdurch ein Beitrag zur Ko-
steneindämmung geleistet werden kann. Aber allein 
die Tatsache, daß die im Leistungskatalog der ge-
setzlichen Krankenversicherung angebotenen Vor-
sorgeuntersuchungen von der Bevölkerung bei wei-
tem  nicht in dem Maße genutzt werden, wie es 
erwünscht wäre, verpflichtet doch alle Verantwort-
lichen, nachzuprüfen, wie es zu diesem Fehlverhal-
ten der Bevölkerung kommt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Allein mit der außerdem noch falschen Aussage, 
daß es sich um kostenlose Untersuchungen handelt, 
kann man die Versicherten anscheinend nicht von 
der Notwendigkeit der Vorsorge überzeugen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sollen sie 
auch noch bezahlen?) 

Hier gilt es zu prüfen, was die Versicherten zurück-
hält: ob es allein Angst vor der Diagnose ist oder 
der Horror vor der langen Wartezeit, abschreckende 
Bilder von Operationen, Auflehnung gegen einen 
„medizinischen Dirigismus" oder auch die Dauer-
berieselung mit Krankheitsthemen. 

Wären eine positive gesundheitliche Aufklärung, 
Aussagen über gute Heilungsmöglichkeiten — wie 
erfreulicherweise zur Zeit von der Deutschen Krebs-
hilfe praktiziert —, die seelische Aufklärung, die 
ein gesunder Mensch, der sich freiwillig zum Arzt 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 251. Sitzung. Bonn, Freitag, den 11. Juni 1976 	17849 

Frau Dr. Neumeister 
begeben soll, nun einmal braucht, und Gesundheits-
erziehung von frühester Jugend an nicht viel wir-
kungsvoller? Leider kann man erkennen, daß das 
Verantwortungsbewußtsein des einzelnen durch 
übersteigerte Anreize zum Anspruchsdenken ins-
gesamt verkümmert. Menschen, denen zuviel Ver-
antwortung abgenommen wird, verlieren leicht die 
Verantwortung gegenüber der eigenen Person und 
warten allein auf die Hilfe des Staates. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Hammans 
[CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Die Bundesregierung muß die Einsicht tatkräf-
tiger fördern, daß Krankheitsfrüherkennung und 
Gesundheitsvorsorge ebenso wie die kurative Me-
dizin spezifische organisatorische Voraussetzungen 
benötigen und neben einem Wandel bestehender 
Einrichtungen vor allem einen Wandel im Ge-
sundheitsbewußtsein der Bevölkerung bedingen. 
Die Verwirklichung der präventiven Medizin erfor-
dert harte, systematische organisatorische Arbeit, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein [CDU/CSU] : Und 

Fachleute!) 

und jeder Dilettantismus auf diesem Gebiet erweckt 
falsche Hoffnungen bei der Bevölkerung und mindert 
in unverantwortlicher Weise die Effektivität. 

Man muß sich hier immer wieder fragen, warum 
die Bundesregierung das ihr zur Verfügung ste-
hende Instrument, die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung, nicht zu nutzen weiß. Es ist 
eine Einrichtung, die sich in einer permanenten 
Umorganisation befindet, die im Jahr 1976 mit über 
13 Millionen DM im Haushalt berücksichtigt wird 
und für die bereits seit Jahren von Politikern aus 
verschiedenen Parteien eine Steigerung der Effek-
tivität und Effizienz gefordert wird, aber anschei-
nend ohne großen Erfolg. Allerdings fragt man sich 
auch, ob es die richtige Art der Stellenausschrei-
bung ist, wenn man für den Direktor dieser so wich-
tigen Einrichtung sowie auch für seinen stän-
digen Vertreter lediglich Führungskräfte, insbe-
sondere aus der Werbebranche, ermutigt, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

sich zu bewerben, ohne die geringsten medizini-
schen Kenntnisse als Voraussetzung zu fordern. 
Gesundheitliche Aufklärung nud im ganz beson-
deren Maße die Motivation der Bevölkerung, Krebs-
früherkennungsmaßnahmen zu nutzen, ist keine 
Frage der Werbung und kann auch nicht allein mit 
bunten Broschüren erreicht werden. Hier geht es 
um Menschenleben. Hier geht es auch um den mün-
digen Bürger dieser Bundesrepublik Deutschland, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

der sich in verstärktem Maße seiner Verantwortung 
für seine Gesundheit, aber auch gegenüber der 
Solidargemeinschaft der Versicherten bewußt wer-
den muß. 

Es gilt, dem von allen negativen Bildern ver-
schreckten Bürger Hilfestellung zu geben, ihm Mut 
zu machen, ihn vor selbstverschuldeten Schäden zu 
bewahren. Die von uns geforderte Motivationsstu-
die sollte dazu beitragen, durch eine systematische 

Analyse der organisatorischen Schwierigkeiten ein 
Konzept für die Krebsbekämpfung zu erarbeiten. 
Auf Grund der Notwendigkeit all dieser Bemühun-
gen halten wir es für erforderlich, daß bis zum 
31. Dezember 1978 ein nationaler Krebsbericht er-
stellt wird, der hoffentlich eine positive Tendenz 
aufweist. Dies wird aber nur möglich sein, wenn 
man erkennt, daß die Krebsvorsorge andere Me-
thoden erfordert. Auf Vorsorgepatienten zu warten, 
genügt nicht. 

Ich bitte im Namen der Fraktion der CDU/CSU, 
unserem Entschließungsantrag zuzustimmen. Wir 
sehen durchaus eine Möglichkeit, beide Entschlie-
ßungsanträge insgesamt zu übernehmen, auf daß 
wir so gemeinsam all die Probleme angehen kön-
nen, die wir heute aufgezeigt haben und die drin-
gend einer Lösung bedürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Lüdemann. 

Frau Lüdemann (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Große Anfrage der Koali-
tionsfraktionen befaßt sich in erster Linie mit der 
wissenschaftlichen Erforschung der Ursachen und 
Therapie der Krebskrankheiten. In den bisherigen 
Debattenbeiträgen, ganz besonders von meinem 
Kollegen Herr Dr. Laermann, ist zu der Antwort der 
Bundesregierung aus wissenschaftlicher Sicht Stel-
lung genommen worden. Ich möchte mich deshalb 
mehr mit der Auswirkung dieser Antwort für die 
Bürger unseres Landes befassen. 

Aus der uns vorliegenden Drucksache wird deut-
lich, daß bei den am häufigsten auftretenden Krebs-
formen für 70 bis 90 % der Erkrankten Heilungs-
chancen bestehen, wenn die Krankheit rechtzeitig 
erkannt und behandelt wird. Erschreckend ist aber 
die Tatsache, daß nur cirka 12,5 % der Männer 
und nicht einmal die Hälfte aller Frauen die für sie 
geschaffenen Früherkennungsuntersuchungen nut-
zen. Das gilt, obwohl sich im Jahr 1974 die Zahl 
der durch Krebs hervorgerufenen Todesfälle bei 
Männern und Frauen fast die Waage hielten: es 
waren genau 74 289 Männer und 74 525 Frauen, bei 
denen als Todesursache Krebs angegeben wurde. 
Dies sollte für uns die Konsequenz haben, daß wir 
als verantwortungsvolle Politiker keine Gelegen-
heit ungenutzt lassen, die Bürger und ganz beson-
ders die Männer darauf hinzuweisen, daß sie diese 
Vorsorgeuntersuchungen besser nutzen müssen. 

Der Hessische Landfrauenverband hat wohl auf 
diesem Gebiet in dankenswerter Weise eine einma-
lige Aufgabe übernommen. Schon vor ca. 15 Jahren 
wurden in den Orts- und Kreisverbänden geeignete 
Fachvorträge in Verbindung mit der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung gehalten, die die 
Mitglieder mit den Gefahren dieser grausamen 
Krankheit bekannt machten, die aber auch über die 
Heilungschancen bei Früherkennung aufklärten. Da 
damals die Kliniken und Krankenhäuser zumindest 
in Hessen schon freiwillig für Frauen Untersuchun-
gen auf Unterleibskrebs durchführten, geschah das 
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Erstaunliche: Die Landfrauen organisierten gemein-
same Fahrten zu diesen Untersuchungsterminen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Die Scheu oder Angst vor den vielleicht noch unbe-
kannten Untersuchungen waren durch die Vorträge 
weitgehend abgebaut, und der verbleibende Rest 
ließ sich in der Gemeinsamkeit leichter überwinden; 
die Untersuchungsergebnisse konnten ausgetauscht 
und besprochen werden. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Ein gutes Modell!) 

Heute sind die Frauen an diese Untersuchungen ge-
wöhnt und gehen selbstverständlich allein. 

Das Krankenversicherungsänderungsgesetz vom 
21. Dezember 1970 hat die Möglichkeiten der Kran-
kenkassen, zur Sicherung der Gesundheit Leistungen 
zur Kranheitsverhütung vorzusehen, erheblich 
erweitert. So waren die Krankenkassen bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes nur ermächtigt, durch 
ihre Satzung Maßnahmen zur Krankheitsverhü-
tung für ihre Mitglieder vorzusehen, und konnten 
Mittel für Zwecke der allgemeinen Vorsorge bereit-
stellen. Durch das Zweite Krankenversicherungsän-
derungsgesetz bestand nun für alle Frauen über 30 
und für die Männer vom Beginn des 45. Lebens-
jahres an ein Rechtsanspruch auf Vorsorgeunter-
suchungen, und die Krankenkassen wurden durch 
den Gesetzgeber verpflichtet, in Zusammenarbeit 
mit den Kassenärztlichen Vereinigungen die Ver-
sicherten über ihren Versicherungsanspruch zu in-
formieren, aufzuklären und sie zur Inanspruchnahme 
zu animieren. Die Versicherten wurden durch Veröf-
fentlichungen in der Tagespresse, in Funk und Fern-
sehen, durch Versicherten-, Werks- und Verbands-
zeitschriften nicht nur über ihre Rechte, sondern 
auch über die Bedeutung der Vorsorgeuntersuchun-
gen informiert. Die Kassen haben das für die Repor-
ter und Moderatoren notwendige Informationsma-
terial zur Verfügung gestellt. Die Kassen haben dar-
über hinaus noch individuelle Informationen an ihre 
Mitglieder gegeben. Besonders hervorzuheben ist 
die Bundesknappschaft, die ihre Mitglieder 100%ig 
individuell informierte. Es schließen sich die In-
nungs- und Landkrankenkassen mit 79,3 bzw. 77,8 % 
an. 

Erstaunlich bleibt für mich die Tatsache, daß die 
Männer trotz all dieser Informationen die Vorsorge-
untersuchungen so wenig nutzen, zumal sie am Ar-
beitsplatz noch besser Gelegenheit haben als z. B. 
nichtberufstätige Frauen, sich gegenseitig über Be-
deutung und Art der Untersuchungen auszutauschen. 
Aus einer Umfrage von Infratest wird aber deutlich, 
daß die Männer und Frauen prozentual fast gleiche 
Angaben über den Stand der Informationen machten. 
Mit zunehmendem Alter sinkt allerdings der Infor-
mationsstand langsam ab. Erfreulich ist aber, daß 
94 %  der Männer und 95 % der Frauen im Alter von 
40 bis 49 Jahren angaben, informiert zu sein. Es 
liegt also nicht an der mangelnden Information, son-
dern an der Motivation. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: So ist es!) 

Das Gesetz ist da; die Vorsorgeuntersuchungen wer-
den trotzdem nicht in Anspruch genommen. Es gibt 
einfach keine Fallsituation für den einzelnen Patien-
ten, die ihn zwingt, zu einem bestimmten Termin 
zum Arzt zu gehen. So wird trotz des guten Vorsat-
zes dieser Arztbesuch immer wieder hinausgescho-
ben. Der Kollege Prinz zu Sayn-Wittgenstein hat 
uns Abgeordnete mit Datum vom 9. Juni aufgefor-
dert, daß wir die nächste sitzungsfreie Woche nut-
zen, um zur Vorsorgeuntersuchung zu gehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war sehr 
gut!) 

Ich kann mir vorstellen, daß Sie, Herr Kollege, bei 
der Vorbereitung dieser Debatte plötzlich merkten, 
daß viele unserer Kollegen ihre Mandatspflichten 
ernster nehmen als die eigene gesundheitliche Für-
sorge. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : So ist es!) 

Damit komme ich noch einmal zu der Frage, 
warum das männliche Geschlecht diese Vorsorge-
maßnahmen so viel weniger nutzt als das weibliche. 
Ich kann mir eigentlich nur denken, daß es an der 
unterschiedlichen Psyche der Geschlechter liegt. 
Männer fühlen sich stark und kräftig und wollen 
nicht zur Kenntnis nehmen, daß auch sie von einer 
Krankheit oder Schwäche befallen werden können. 
Die Frauen sind dagegen vielleicht ängstlicher, aber, 
ich glaube, auch verantwortungsbewußter. Die Kran-
kenkassen und Kassenärztlichen Vereinigungen ha-
ben sich dankenswerterweise um die Aufklärung 
bemüht. Den Erfolg können wir am hohen Informa-
tionsstand ablesen. 

Meine Überlegungen gehen nun dahin — ich 
glaube, auch Ihre, Prinz zu Sayn-Wittgenstein —, 
wie die Bürger in den entsprechenden Altersstufen 
zu motivieren sind, diese Vorsorgeuntersuchungen 
durchführen zu lassen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Das ist das Problem, ja!) 

Ich glaube, daß dies nur wieder mit Hilfe der Ärzte-
schaft erreicht werden kann. Wir Freien Demokraten 
werden uns jedenfalls darum bemühen, diese Frage 
mit den Ärzteverbänden weiter zu erörtern und zu 
diskutieren. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Dafür wäre Herr Matakas der 

richtige Mann gewesen!) 

Sollte es möglich sein, die Patienten zu bestimmten 
Terminen zu Vorsorgeuntersuchungen in die Praxis 
zu bestellen? Sollte es möglich sein, jeden Patienten 
in der Praxis zu befragen, ob er seine diesjährige 
Vorsorgeuntersuchung schon hat durchführen las-
sen? Ich könnte mir denken, daß bei dem hohen 
Verantwortungsbewußtsein der Mediziner gegen-
über ihren Patienten die Ärzte bereit sind, über 
diese Fragen nachzudenken und vielleicht diese Auf-
gabe zu übernehmen. Hier liegt meiner Ansicht 
nach das größte Problem, nämlich die Menschen zu 
motivieren, die Vorsorgeuntersuchungen in An-
spruch zu nehmen. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau Kol-
legin Lüdemann, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein? 

Frau Lüdemann (FDP) : Bitte. 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein - Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Frau Kollegin, ist Ihnen bekannt, daß die 
deutsche Ärzteschaft auch aus den Gründen, die Sie 
hier genannt haben, bei der Früherkennungsunter-
suchung für Männer auch schon Untersuchungen auf 
Herz- und Kreislauferkrankungen durch Blutdruck-
messung durchführt, um die Attraktivität des Ange-
bots zu verbessern? 

Frau Lüdemann (FDP) : Ja. Man muß nur eines 
dazu sagen. Ich kenne eine Umfrage von Infratest, 
wo die Menschen gefragt worden sind: „Wenn 
Ihnen ein bestimmter Termin zur Vorsorgeuntersu-
chung bekanntgegeben würde, würden Sie dann hin-
gehen?" Darauf haben 84 % — allerdings der jünge-
ren Menschen — mit Ja geantwortet. Ich kann die 
Altersstufe jetzt aus dem Kopf nicht genau sagen. 
Aber es ist richtig, daß gerade bei den Männern mit 
der Vorsorgeuntersuchung auf Herz- und Kreislauf-
erkrankungen die Bereitschaft zur Untersuchung 
größer ist, als wenn sie nur zur Krebsvorsorgeunter-
suchung gehen. 

Wenn man nun bedenkt, daß sich nur ca. 50 % der 
krebsverdächtigen Fälle als Krebserkrankung her-
ausstellen, dann wird auch für uns deutlich, daß die 
Einrichtung umfassender und leistungsfähiger regio-
naler Krebsregister notwendig ist. Sie sind weltweit 
unbestritten. 

Frau Dr. Neumeister hat ausgeführt, daß es in der 
Bundesrepublik nur zwei solcher Krebsregister gibt: 
in Hamburg und im Saarland. Die internationalen 
Erfahrungen haben gezeigt, daß ein flächendecken-
des Bundesregister weder sinnvoll noch notwendig 
ist;  auch Sie haben das angedeutet. Da aber mit 
den derzeitigen Registern nur 5 % der bundesdeut-
schen Bevölkerung abgedeckt werden, müssen auch 
nach unserer Ansicht weitere Register eingerichtet 
werden, die zirka 10 bis 15 % der Bevölkerung ab-
decken, damit der unbefriedigende Entwicklungs-
stand der Krebsregistrierung in der Bundesrepublik 
abgebaut werden kann. 

Die Regionalregister müssen wegen der größeren 
Effizienz durch Klinik- und Spezialregister ergänzt 
werden. Individuelle und soziale Daten der einzel-
nen Patienten können hier besser erfaßt werden. 

Das Krebsregister des Saarlandes hat Modellcha-
rakter und sollte nach der neunjährigen Erfahrung, 
die dort gemacht wurde, für neu zu schaffende Re-
gister beispielhaft sein, zumal das saarländische 
Krebsregister als ein Glied in einer großen Kette 
von Krebsregistern in der ganzen Welt mitarbeitet 
und ihm somit nicht nur internationale Bedeutung 
zukommt, sondern auch weltweite Erfahrungen zu-
grunde liegen. 

Doch auch der Nachbehandlung und Nachsorge 
sollten wir noch ein klein wenig Aufmerksamkeit 
widmen. Wir alle kennen an Krebs erkrankte Men-
schen und solche, die von dieser Krankheit geheilt 
sind, auch dann, wenn schon der metastatische, 
der sich ausbreitende Krebs vorhanden war. Wenn 
man sagt, Schmerz wie Krankheit seien Prüfsteine 
für das Eigentlichste und Tiefste des Menschen und 
die menschliche Größe beweise sich erst vor dem 
Hintergrund von schicksalhafter Not oder unbe-
greiflichem Leid, so hat sich das bei den vielen 
Krebspatienten bewahrheitet. Ihre psychologische 
Situation ist erkennbar. Die Deutsche Krebshilfe 
sagt so schön, man könne sich gegen den Krebs 
wehren, wenn man nicht resigniere, sondern die 
ärztliche Therapie vertrauensvoll unterstütze, und, 
soweit es die Körperkräfte und die Funktionen zu-
ließen, auch noch arbeite, zumindest in seiner Ta-
gesgestaltung nicht nachlässig werde und einen fe-
sten Zeitplan einhalte. Auch der Kranke braucht an 
jedem Tag eine Selbstbestätigung. 

Die meisten der bösartigen Geschwulste werden 
im Frühstadium durch Operation entfernt. Nach die-
sem Eingriff steht dem Patienten ein Erholungs-
urlaub zu, dessen Dauer von der Schwere der Ope-
ration abhängig ist. In vielen Fällen empfiehlt sich 
für den Patienten eine Festigungskur. In Nordrhein-
Westfalen sind diese Nachkuren für Krebskranke 
bereits seit dem Jahre 1976 die Regel. Sie werden 
von der „Arbeitsgemeinschaft der Träger der ge-
setzlichen Kranken- und Rentenversicherung im 
Lande Nordrhein-Westfalen" vergeben. In der Bun-
desrepublik stehen dafür 22 Sanatorien mit annä-
hernd 2 000 Betten zur Verfügung. 

Die Nachsorge besteht in der Fortführung der in 
Klinik oder Krankenhaus begonnenen Behandlung, 
die durch Schwimmen, Bewegungstherapie, Gymna-
stik oder ähnliches ergänzt wird. Es stellt sich aber 
die Frage, warum die Durchführung solcher geziel-
ten Nachsorgemaßnahmen in den anderen Bundes-
ländern kaum praktiziert wird. Warum gibt es in 
den anderen Bundesländern keine solchen Arbeits-
gemeinschaften zur Betreuung von Krebserkrank-
ten? Ist eine solche zentrale Stelle wie in Nord-
rhein-Westfalen nicht geradezu eine Notwendigkeit, 
wenn die Krankenkassen die ihnen durch das Reha- 
Angleichungsgesetz zugewiesenen Aufgaben erfül-
len wollen? Hier stellt sich die Frage: Was ge-
schieht bei den Kassen und bei den Versicherungs-
trägern in anderen Bundesländern an Aktivitäten? 
Werden diese durch die heutige Debatte zum Nach-
denken und Handeln angeregt werden? Ich kann 
diese Hoffnung nur aussprechen. 

Meine Damen und Herren, ich muß zum Schluß 
kommen, da meine Redezeit abgelaufen ist. Wir 
Freien Demokraten werden uns jedenfalls weiter 
bemühen, immer wieder mit den Ärzteverbänden, 
den Kassenärztlichen Vereinigungen, den Kranken-
kassen und den Bürgern alle Verbesserungsvor-
schläge zu diskutieren und in die Tat umzusetzen, 
um mehr Hilfe zur Vorsorge, zur Therapie und 
Nachsorge dieser grausamen Krankheit Krebs zu 
erreichen. 

(Beifall) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau Kol

-

legin Lüdemann hat hier einige interessante allge-
meine Betrachtungen über die Psyche der Ge-
schlechter angestellt. Ich würde sie auf Grund der 
langjährigen Erfahrung dieses Hohen Hauses nicht 
allgemein auf die Damen und Herren des Hauses 
übertragen. 

(Heiterkeit — Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein [CDU/CSU] : Hier widerspre

-

chen wir dem Herrn Präsidenten nicht!) 

Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Jaunich. 

Jaunich (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Bevor ich zu meinem 
eigentlichen Beitrag komme, sei mir gestattet, kurz 
auf die Bemerkungen der beiden Oppositionsredner 
einzugehen. 

Nach den wohl mehr als Pflichtübung zu verste-
henden polemischen Ausfällen des Kollegen Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Ich habe nur zitiert!) 

haben sich die Ausführungen der Frau Kollegin Neu-
meister durch wohltuende Sachlichkeit ausgezeich-
net. Dies ist ja wohl die einzige Art, in der wir die-
ses Thema gemeinsam miteinander behandeln kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Gleichwohl waren natürlich auch bei ihr gewisse 
Bewußtseinstrübungen, ausgelöst durch das Datum 
3. Oktober 1976, feststellbar. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Das gibt es doch 
wohl nicht! — Pfeffermann [CDU/CSU] : 
Was nicht sozialdemokratisch ist, ist sofort 

Bewußtseinsstörung!) 

— Wissen Sie, Herr Kollege, halten Sie sich viel-
leicht noch ein wenig mit Ihren Zwischenrufen zu-
rück, bis ich Gelegenheit habe, auch zu erläutern, 
was ich damit gemeint habe. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Da bin ich aber 
sehr gespannt!) 

Frau Kollegin Neumeister, Sie haben sich kritisch 
mit der klinischen Krebsforschung auseinanderge-
setzt. Ich meine, es ist Bewußtseinstrübung, wenn 
man den Eindruck erwecken will, als sei das eine 
Sache, für die der Bund die umfassende Zuständig-
keit habe, und als sei hier ein Verschulden des Bun-
des anzuprangern. 

(Zustimmung des Abg. Immer [Altenkir

-

chen] [SPD]) 

Daß dies in den Ländern geschehen muß, wissen Sie 
so gut wie ich. Schauen Sie sich das an: Die Bun-
desratsbank sieht selten so leer aus wie heute. 

(Dr. Schweitzer [SPD] : Erschütternd! — Pfef

-

fermann [CDU/CSU] : Wenn wir auf die Re

-

gierungsbank sehen, sieht das nicht besser 
aus!) 

— Ich bitte Sie! Die hauptsächlich zuständigen Res-
sorts der Bundesregierung sind doch wohl vertreten. 
Allerdings ist das Plenum auch nicht überwältigend 
besetzt. In dieser Frage sind alle Länderinstitutio-
nen angesprochen, und kein einziger Ländervertre-
ter, nicht einmal ein nachgeordneter Referent, sitzt 
auf der Bundesratsbank. 

(Dr. Schweitzer [SPD] : Hört! Hört!) 

Sie haben auf die mangelnde Ausstattung des 
DIMDI-Instituts hingewiesen. Wir alle sind sicherlich 
gern bereit, miteinander zu überlegen, wie wir die-
ses Defizit aufarbeiten können. Nur denken Sie bitte 
daran, daß in anderen Debatten, die größer angelegt 
sind und auch ein größeres Forum haben, Sie und 
Ihre Fraktionskollegen immer wieder die Kritik an 
der Ausweitung der Staatsquote vortragen. Ich kann 
nicht einerseits sektoral immer wieder sagen, da 
und dort werde zuwenig getan, in Generaldebatten 
aber darauf hinweisen, der Anteil des Staates mit 
seiner aufgeblähten Bürokratie sei ohnehin zu hoch. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Durch Umschichtung der Mittel 

und weniger Propaganda!) 

Das ist doch der Widerspruch, in dem Sie sich selbst 
verfangen. 

Frau Dr. Neumeister hat auch beklagt, daß für die 
Gesundheitsaufklärung und -erziehung nicht genü-
gend finanzielle Prioritäten gesetzt würden, wohl 
wissend, daß dies falsch ist. Erinnern Sie sich bitte 
an die Haushaltsberatungen in unserem Ausschuß 
und an den Beschluß, die Mittel für die Bundeszen-
trale für gesundheitliche Aufklärung auszuweiten. 
Hiermit ist der Beweis dafür angetreten, daß das, 
was Sie hier vortragen, im Hinblick auf den 3. Okto-
ber überzeichnet ist. Das dient nicht der Sache. 

Der Kollege Prinz zu Sayn-Wittgenstein beklagte, 
daß es erst der Anfrage bedurft habe, um von der 
Bundesregierung Antworten zu bekommen. Das ist 
erstens wohl selbstverständlich; zum zweiten aber 
müssen Sie bei diesem Thema doch bedenken, daß 
Aussagen über das, was sich außerhalb der Bun-
desforschung, nämlich im universitären Bereich oder 
bei anderen freien Trägern, vollzieht, im Bereich des 
Bundes nicht gespeichert werden und wohl auch 
nicht gespeichert werden können und daß man hier 
auch keinen unverhältnismäßigen Aufwand bei den-
jenigen Stellen erwarten darf, die diese Forschung 
betreiben. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Im Bereich des Umweltschutzes 
haben wir das gemacht! Da hat der Innen

-

minister die Ubersicht!) 

- Ja, aber ich bitte Sie, das, was hierbei verbesse-
rungswürdig ist, kann seitens des Bundes nicht er-
zwungen werden; das wissen Sie ganz genau. Und 
die Antwort auf diese Große Anfrage legt ja offen, 
wo hier noch Möglichkeiten der Verbesserung sind, 
und alle sind angesprochen. Und ich muß noch ein-
mal sagen: Dies betrifft natürlich auch die Verant-
wortlichen, die sonst auf dieser Bank zu sitzen hät-
ten. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Ein letztes noch zu Ihren Bemerkungen, Herr Kol-

lege Sayn-Wittgenstein: 

(Vorsitz : Vizepräsident von Hassel) 

Niemandem wollen Sie doch wohl ernsthaft den Ein-
druck suggerieren, daß Krebs und seine Gefahren 
erst aus dem Jahre 1969 resultieren. Insofern müs-
sen Sie doch alles, was Sie kritisch angemerkt ha-
ben, auch auf sich selbst zurückwirken lassen, näm-
lich auf jene Zeiten, in denen Sie als CDU/CSU-
Mehrheit hier die Richtlinien der Politik bestimmt 
haben. 

Die Große Anfrage der Fraktionen von SPD und 
FDP sowie die Antwort der Bundesregierung hierauf 
haben deutlich gemacht, daß für die Politik in diesen 
Bereichen im wesentlichen vier Aufgaben gestellt 
sind: erstens Sicherung der Forschungsfinanzierung, 
zweitens Koordinierung der vorhandenen For-
schungsaktivitäten — national wie international —, 
drittens Umsetzung dieser Forschungsergebnisse in 
die medizinische Praxis durch Organisationsentschei-
dungen und viertens Öffentlichkeitsarbeit. 

Die Antwort der Bundesregierung vom 9. Februar 
1976 ist von großer Verantwortung getragen. Sie ist 
von dem peinlichen Bemühen durchdrungen, keine 
unbegründeten Hoffnungen zu wecken. Wir sind 
der Bundesregierung hierfür dankbar. Gleichwohl 
gilt es, den von dieser Krankheit betroffenen Men-
schen, ja darüber hinaus allen Menschen in unserem 
Lande deutlich zu machen, daß auch bei Krebser-
krankungen Heilungschancen gegeben sind und daß 
diese Heilungschancen um so größer sind, je früher 
die Krankheit angegangen wird, ja daß diese Hei-
lungschancen größer sind, als man gemeinhin an-
nimmt. 

Lassen Sie mich nun zu den vier von mir aufge-
zeigten Bereichen, in denen die Politik Zuständig-
keiten hat, kurz Stellung nehmen. Für die außer-
universitäre Krebsforschung hat der Staat, die öf-
fentlichen Hände also, im Jahre 1975 insgesamt rund 
60 Millionen DM aufgewendet; dies entspricht einem 
Forschungsaufwand für die Krebserkrankungen in 
Höhe von zirka 11,5 %, gemessen am Gesamtfor-
schungsaufwand im Gesundheitswesen. Wenn man 
den Anteil der universitären Forschung in gleicher 
Höhe veranschlagen wollte — und das wird man 
wohl mit Fug und Recht in etwa können —, kommt 
man auf rund 140 Millionen DM, die im Jahre 1975 
von den öffentlichen Händen für Krebsforschung auf-
gewendet wurden. Damit liegen wir zwar vor Frank-
reich und England, aber deutlich hinter den Ver-
einigten Staaten von Amerika und auch anderen 
Ländern. Die Vereinigten Staaten von Amerika 
wenden rund 29 v. H. ihrer Gesamtforschungsauf-
wendungen im Gesundheitswesen für den Schwer-
punktbereich Krebsforschung auf. Hier gilt es also, 
noch mehr Mittel zu aktivieren, obwohl man ja zu 
den Mitteln der öffentlichen Hand auch noch jene 
Mittel rechnen muß, die von anderen Trägern auf 
Grund von privaten Initiativen aufgebracht werden 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Von der Industrie!) 

— und natürlich von der Industrie; dies will ich hier 
gar nicht übergehen und unterschlagen. 

Wir sind also nicht auf einem Platz, auf dem wir 
das Gefühl haben könnten, dies könnte und bräuchte 
und müßte nicht ausgeweitet werden. Gleichwohl 
gilt es festzuhalten, daß — wie die Bundesregierung 
ja ausgesagt hat — mehr Geld nicht zugleich auch 
mehr Erfolg bedeuten muß. Diese Erkenntnis mag 
für manchen, der sich mit heißem Herzen dieser 
Frage zugewendet hat, möglicherweise ein wenig be-
drückend wirken; aber es täte uns allen gut, wenn 
wir dies so in uns aufnähmen. 

Das längerfristige Rahmenprogramm Forschung 
und Technologie — hier mehrfach angesprochen --
ist ein wesentlicher Bestandteil der Bemühungen in-
nerhalb dieses Fragenkomplexes. Wir werden ja 
darüber miteinander noch ausführlich diskutieren; 
ich erspare mir daher jetzt weitere Ausführungen 
dazu. 

Was den zweiten von mir gekennzeichneten Auf-
gabenbereich, die Koordination, anlangt, so begrü-
ßen wir, die sozialdemokratische Bundestagsfraktion, 
die Haltung der Bundesregierung, die da lautet, die 
deutsche Krebsforschung als einen deutschen Beitrag 
zur weltweiten Krebsforschung zu begreifen. Die ak-
tive Mitgliedschaft in der Internationalen Zentral-
stelle für Krebsforschung in Lyon dokumentiert 
diese Haltung genauso wie die Zusammenarbeit mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika sowie mit 
zahlreichen weiteren nationalen und internationalen 
Organisationen auf dem Gebiet der Krebsbekämp-
fung und Krebsforschung. 

Für den Laien — ich bekenne mich als einen sol-
chen — ist die Vielzahl der verschiedenen Einrich-
tungen — national wie international — sicher ver-
wirrend. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Sicher!) 

Allerdings werden wir uns mit der Tatsache, daß es 
so viel Institutionen gibt, abzufinden haben. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Nein!) 

Große Bedeutung kommt daher der Schaffung einer 
internationalen Datenbank auf dem Gebiet der 
Krebserforschung zu. Die Bundesregierung wird von 
uns aufgefordert, mit Nachdruck darauf hinzuwirken. 
Die ersten Schritte hierzu sind bereits getan. Es gilt, 
hier weiterzuarbeiten. 

Koordination, meine Damen und Herren, darf aber 
niemals zur Gängelei werden. Wissenschaft kann 
nur in Freiheit gedeihen. Die Abstimmung — ich 
betone: die nötige Abstimmung — kann daher im-
mer nur mit großem Einfühlungsvermögen erfolgen. 
Die Professoren Dr. Carl G. Schmidt und Dr. Eber-
hard Scherer haben im „Deutschen Ärzteblatt" in 
Heft 27 am 3. Juli 1975 zu diesem Thema Ausfüh-
rungen gemacht, 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Mit vernichtender Kritik!) 

die ich kurz zitieren möchte: 
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Forschungsprojekte größeren Ausmaßes kön-
nen heute nicht mehr an allen Universitäten 
und Forschungsinstituten mit gleichem Aufwand 
verfolgt werden. Die Kehrseite dieser durch 
finanziellen und Sachzwang sich abzeichnenden 
Situation ist aber der nicht zu vertretende 
Monopolanspruch, der gelegentlich von derar-
tigen Institutionen oder ihren Mitarbeitern 
ausgehen kann. Monopolansprüche stellen eine 
unverantwortliche Verarmung und Einengung 
der geistigen Auseinandersetzung und damit 
der Forschung dar. 

Meine Damen und Herren, dies zeigt uns die Gren-
zen von Koordinations- und Zentralisationsbemü-
hungen an. Noch einmal: Gängelei, die zur geisti-
gen Verarmung führen könnte, würde hier nur scha-
den, würde nichts nutzen. 

(Egert [SPD] : Sehr wahr!) 

Die Antwort der Bundesregierung macht auch 
deutlich, daß in der Bundesrepublik die Verbindung 
von naturwissenschaftlich-experimenteller mit kli-
nischer Forschung verbesserungsbedürftig ist. Hier 
setzt die Aufgabe der Politiker ein, durch Verbesse-
rung der Organisationsstrukturen einen wirkungs-
vollen Beitrag zu leisten. Die Regierung sollte 
schnell alle erforderlichen Maßnahmen zur Förde-
rung der klinischen Onkologie einleiten. Dies ist von 
allen Fraktionen heute morgen bereits übereinstim-
mend erklärt worden. Der Aufbau eines ersten 
onkologischen Zentrums in Heidelberg, und zwar in 
Zusammenarbeit zwischen dem Deutschen Krebs-
forschungszentrum und der Universität Heidelberg, 
kann daher nur nachhaltig begrüßt werden. 

Zusammen mit den Bundesländern sollten wei-
tere Standorte für solche Zentren ermittelt werden, 
um danach zügig an eine Verwirklichung solcher 
weiteren Zentren heranzugehen. In dem von mir be-
reits zitierten Artikel des Präsidenten der Deut-
schen Krebsgesellschaft, Herrn Professor Dr. Carl 
G. Schmidt, weist dieser darauf hin, daß dies nicht 
einmal außerordentlich hohe Investitionskosten er-
forderte. 

Weiterhin sollten wir, wie in den Vereinigten 
Staaten und in anderen Ländern, den Facharzt für 
Onkologie als Subdisziplin des Faches Innere Medi-
zin installieren. Hier sollten sich alle diesbezüg-
lichen Bemühungen konzentrieren. Denn internatio-
nale Forschung, weltweite Forschung auf dem Ge-
biet der Krebserkrankung hat ja bereits eine Viel-
zahl von Erkenntnissen gebracht, die in die Behand-
lung und Behandlungsmethoden umzusetzen sind. 
Die beste klinische Versorgung bleibt allerdings un-
zureichend, wenn nicht die entsprechenden Vorkeh-
rungen für eine zielgerichtete Nachsorge getroffen 
werden. Darum sind Klinikregister, in die alle kli-
nisch behandelten Krebspatienten aufgenommen 
werden, dringend erforderlich. Wir sehen: Wenn 
wir uns im sachlichen Bereich diesen Fragen stellen, 
gibt es zwischen den drei oder vier Parteien in die-
sem Bundestag kaum Kontroversen. 

Nun zur Öffentlichkeitsarbeit. Bestürzend und er-
schreckend zugleich ist die Resonanz auf das Ange-
bot der Vorsorge, sprich: Früherkennungsunter-

suchungen. Trotz zahlreicher Informationen durch 
die Kassen, durch staatliche und andere Stellen lag die 
Quote der Inanspruchnahme 1973 mit rund 12,65 % 
bei Männern und 40,04 % bei Frauen deutlich 
unter den Erwartungen, die all jene gehabt haben, 
die sich für Aufnahme dieser Maßnahmen in den Lei-
stungskatalog der gesetzlichen Krankenversiche-
rung eingesetzt haben. Der Herr Kollege zu Sayn-
Wittgenstein-Hohenstein hat uns alle in einem 
Brief aufgefordert, in den nächsten Tagen und 
Wochen an diese Möglichkeit zu denken. Ich unter-
stütze diese Initiative sehr; ich begrüße sie. Ich 
möchte allerdings einen Hinweis hinzufügen: wir 
müssen das gar nicht in der nächsten sitzungsfreien 
Woche tun, wir haben sogar die Möglichkeit, wäh-
rend der Sitzungswochen hier beim Arzt im Hause 
eine solche Früherkennungsuntersuchung durchfüh-
ren zu lassen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Ich möchte mir erlauben, das Präsidium des Deut-
schen Bundestages darauf hinzuweisen, daß man 
dies vielleicht allen Kolleginnen und Kollegen im 
Hause mitteilt. 

(Beifall bei der SPD — Prinz zu Sayn-Witt

-

genstein-Hohenstein [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Die Belastung in sitzungsfreien Wochen ist für uns 
oft größer als die in Sitzungswochen, was im einzel

-

nen zwischen den Kollegen sicher unterschiedlich ist. 

Wir, die es wissen, sollten immer wieder in der 
Öffentlichkeit sagen, daß Früherkennung und damit 
Frühbehandlung die Heilungschancen deutlich ver-
bessert, die inzwischen bei voller Ausnutzung der 
vorhandenen Möglichkeiten in Diagnostik und 
Therapie bei rund 35 % bis 40 % aller Krebsfälle 
liegen können. Dies ist eine grobe, vereinfachende 
Darstellung; sie hat allerdings den Vorteil, daß sie 
eingängig ist, und wir wenden uns hiermit an die 
Öffentlichkeit und nicht so sehr — — 

Vizepräsident von Hassel: Ich werde Ihnen noch 
ein paar Minuten zugestehen; aber ich darf Sie 
bitten, dann zum Ende zu kommen. 

Jaunich (SPD) : Ich bedanke mich. — Die Beteili-
gung an Früherkennungsuntersuchungen wird sehr 
durch die vorhandene Angstschwelle behindert, die 
auch daraus resultiert, daß dieses Thema weitge-
hend tabuisiert ist, daß niemand, der an Krebs er-
krankt ist, darüber spricht, auch nicht einmal jener, 
der diese schwere Krankheit erfolgreich überstan-
den hat. Lassen Sie mich daher in der nunmehr ge-
botenen Kürze wenigstens darauf hinweisen, daß 
sich das Beispiel der Schauspielerin Hildegard Knef 
mit ihrem letzten Buch — unabhängig davon, wie 
man ansonsten zum Inhalt dieses Buches stehen 
mag — deutlich aus allem anderen, was ansonsten 
bekannt ist, positiv heraushebt und daß wir als 
Politiker an jeder Stelle, wo wir es können, auch 
immer darauf hinweisen sollten, daß Krebs eine 
Erkrankung ist, die viele Menschen trifft, aber daß 
es Heilungschancen gibt. Erwecken wir also nicht 
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Resignation, erwecken wir Hoffnung, begreifen wir 
das auch als eine unserer Aufgaben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Alber. 

Alber (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Lassen Sie mich we-
gen der fortgeschrittenen Zeit nur in aller Kürze zu 
einigen Fragen der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Krebsforschung Stellung neh-
men. Es ist unbestritten, daß sich die Krebserkran-
kungen immer mehr zu einer Geißel der Mensch-
heit entwickeln. Wenn heute jeder Fünfte an Krebs 
stirbt — vor 50 Jahren war es erst jeder Fünfzehn-
te —, wenn der Krebs in der Rangliste der Todes-
ursachen von der siebenten Stelle im Jahre 1900 
inzwischen auf die zweite Stelle vorgerückt ist, und 
wenn man bedenkt, daß diese Zahlen steigen wer-
den, daß also am Ende dieses Jahrhunderts jeder 
vierte an Krebs erkranken wird, dann ist dies mehr 
als alarmierend. 

Eine Krankheit dieses Ausmaßes in den Griff zu 
bekommen, ist nur durch eine internationale Kam-
pagne möglich. Es bedarf hierzu geradezu eines 
international abgestimmten Kreuzzuges. Was die 
notwendige Kooperation anbelangt, so fehlt noch 
vieles. Fast wäre man versucht zu sagen: die inter-
nationale Koordinierung war auf dem Kinderkreuz-
zug ins Heilige Land im Jahre 1212 weitaus enger 
und besser als auf dem notwendigen Kreuzzug ge-
gen den Krebs. 

(Zuruf von der SPD) 

Dies ist kein Vorwurf gegen die betreffenden Wis-
senschaftler, ganz im Gegenteil; denn diese tun ihr 
Möglichstes. Zur internationalen Koordinierung be-
darf es aber staatlicher Hilfe, Anregung und Initia-
tive. Es ist deshalb der Bundesregierung nicht zu-
zustimmen, zumindest wenn es in dieser Form ge-
schieht, wenn sie die Meinung vertritt, zur Inten-
sivierung der Zusammenarbeit in der Onkologie 
bedürfe es nicht noch eines besonderen Forschungs-
programms auf europäischer Ebene. Gewiß gibt es 
schon internationale Organisationen, die sich mit 
der Krebsforschung befassen. Es gibt sogar fast 
schon zu viele, so daß hier eine Flurbereinigung 
und eine Zusammenlegung not täten. Wir haben die 
WHO in Genf; es gibt die internationale Zentral-
stelle für Krebsforschung in Lyon, die Union Inter-
nationale centre de Cancer in Genf, die European 
Organisation for Research on Treatment of Cancer 
in Brüssel, die European Tissue Culture Society in 
Lübeck, die International Atomic Energy Agency 
in Wien und die European Association for Research 

on Cancer in Kopenhagen. 

Diese Vielfalt ist weder effektiv noch sinnvoll, 
einmal, weil schon die Zusammenarbeit zwischen 
den Institutionen zu wünschen übrigläßt, zum an-
dern, weil einige dieser Stellen sich nicht nur mit 
Krebsforschung befassen, und außerdem, weil die 
Mitglieder nicht immer dieselben sind. Was für die 
Koordinierung zwischen dem Bund und den Län-

dern auf der nationalen Ebene gilt, gilt für diese 
Organisationen ebenso. 

Es wäre deshalb wünschenswert, daß sich mög-
lichst nur eine einzige internationale Stelle führend 
mit der Krebsforschung befaßt. Ob die Weltgesund-
heitsorganisation diese beste Stelle wäre, möchte ich 
auch im Hinblick auf die immer stärker werdende 
Politisierung selbst der Unterorganisationen der 
UNO stark bezweifeln. 

Im Gegensatz zur Anregung in der Großen An-
frage würde sich hierfür statt der Europäischen Ge-
meinschaften besser der Europarat anbieten, zum 
einen, weil er sich mit den Fragen der Gesundheits-
politik schon erfolgreich befaßt, und zum andern, 
weil er wegen der größeren Zahl seiner Mitglieder 
als Instrument der europäischen Zusammenarbeit 
und Koordinierung besser geeignet ist. 

Wenn die Bundesregierung gegen eine besondere 
europäische Einrichtung unter anderem finanzielle 
Bedenken äußert, so kann dem nicht gefolgt werden. 
Nicht nur würde eine internationale Flurbereinigung 
ihrerseits Geld einsparen. Im Hinblick auf das Nach-
hinken der deutschen Forschung würde die Bundes-
republik von einer solchen Institution auch profitie-
ren. Hierbei darf ja nicht vergessen werden, daß die 
Bundesrepublik unter anderem bei der vor kurzem 
im Krebsforschungszentrum in Heidelberg abgehal-
tenen Tagung der Gesellschaft für medizinische 
Physik als ein „Entwicklungsland" auf Teilgebieten 
der Krebsforschung bezeichnet worden ist. 

Dies bestätigen die Professoren Bautz und Helm-
reich in einem heute in der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung" erschienenen Artikel, aus dem ich mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten zitieren 
möchte: 

Wir unterstellen, daß die Forschung in unse-
rem Lande, speziell auf dem biomedizinischen 
Gebiet, . . . in Bälde nicht mehr den inter-
nationalen Rang besitzen wird, den wir für an-
gemessen und nötig halten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Solche Äußerungen müssen bedenklich stimmen. 

Eine sinnvolle und notwendige Aufgabe einer 
internationalen Stelle wäre nicht nur die Forcierung 
der Bemühungen um Koordinierung der internatio-
nalen Zusammenarbeit, wie es im Bericht der Bun-
desregierung zum Beschluß der Weltgesundheits-
versammlung vom Mai 1975 wörtlich heißt. Diese 
bloße Absichtserklärung ist fast ein Nichts. Was 
sein muß, ist nicht das Bemühen um eine Forderung 

 der Koordinierung, sondern die Koordinierung 
selbst, und zwar nicht erst im Bereich der Ergebnisse 
und im Austausch von Informationen und Daten. 
Die Datenbank wurde angesprochen; aber dies allein 
genügt doch nicht. Wichtiger noch ist schon das 
Steuern von Programmen, um unnötige und teuere 
Doppelarbeit zu vermeiden. Bereits beim Aufstellen 
und Ausarbeiten der Forschungsaufträge ist die 
Zusammenarbeit von entscheidender Bedeutung. 
Denn nur so können sinnvoll Prioritäten gesetzt 
werden; nur so ist eine echte interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit möglich; nur so ist eine Leistungs- 
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kontrolle möglich; und nur so kann vermieden wer-
den, daß es weiterhin lückenhafte Gebiete im Be-
reich der Krebsforschung gibt. 

Ich spreche nicht für ein Weisungsrecht dieser 
Institution. Ich bin sicher, daß die mit der Forschung 
befaßten Wissenschaftler und die betreffenden 
nationalen Institute im Rahmen einer solchen inter-
nationalen Stelle von sich aus am besten in der 
Lage sind, die notwendige Aufteilung vorzunehmen. 

Nur so wären die Wissenschaftler auch möglichst 
frei von bürokratischen Bremsen und von politischer 
Bevormundung. In dem von mir vorhin erwähnten 
Artikel heißt es ja unter anderem auch wörtlich 

ich zitiere wiederum mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten —: 

Die Gründe für die Schwierigkeiten der deut-
schen Forschung liegen vorwiegend in einer 
wissenschaftsfremden Bürokratie, die bald jede 
kreative und leistungsorientierte Wissenschaft 
ersticken muß. 

Dies wäre im Bereich einer internationalen Zusam-
menarbeit nicht so der Fall. 

(Egert [SPD] : Sie glauben doch selbst nicht, 
was Sie sagen!) 

Die Koordinierung schon beim Ausarbeiten von 
Programmen reicht aber noch nicht aus. Die Zu-
sammenarbeit von Institutionen kann nur ein Teil 
der internationalen Kampagne gegen den Krebs 
sein. Notwendig ist auch die Schaffung eines Fo-
rums, so daß sich die Wissenschaftler selbst ken-
nenlernen können, daß sie Gelegenheit haben, ihre 
Erfahrungen auszutauschen. 

Auch hierfür, meine ich, würde sich der Europarat 
anbieten, der im Wege ständiger Kolloquien dieses 
Forum schaffen könnte. 

(Zuruf von der SPD: Sind Sie auf dieser 
Ebene nicht tätig?) 

Von all dem würde die Bundesrepublik wegen 
ihres Rückstandes in der Krebsforschung profitieren. 
Es wäre sinnvoll, wenn wir zu einer echten inter-
nationalen Zusammenarbeit die Initiative ergreifen 
würden. Nach den bisherigen Versäumnissen wäre 
dies sogar dringend notwendig. Da nach der Selbst-
darstellung der SPD der Rat des Bundeskanzlers 
überall gehört wird, wäre eine solche Initiative 
sicher auch erfolgreich. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die 
bisherige internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Krebsforschung im Gegensatz zur Mei-
nung der Bundesregierung nicht ausreicht. Es trifft 
auch nicht zu, daß die vorhandenen internationalen 
Organisationen die gestellten Aufgaben bewältigen 
und den Anforderungen genügen. 

Ein eigenes, europäisches, multidisziplinäres Pro-
gramm zur Krebsforschung und Krebsbekämpfung, 
am besten, wie ich sagte, auf der Ebene des Europa-
rates und bei einer entsprechenden Zusammen-
legung vorhandener internationaler Organisationen, 
wäre wünschenswert. Mich wundert, daß die Kolle-
gen von den Koalitionsparteien heute die Lücken 
in der internationalen Zusammenarbeit gar nicht  

mehr sehen, obwohl sie doch in ihrer Frage 1 in der 
Großen Anfrage dies selbst angesprochen haben. 

Notwendig ist — wie ich eingangs erwähnte — 
ein internationaler Kreuzzug gegen den Krebs. Nur 
so, meine Damen und Herren, wird es möglich sein, 
daß es hoffentlich bald einmal, und zwar generell, 
heißen kann: Krebs ist heilbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Par-
lamentarische Staatssekretär Dr. Hauff. 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Debatte, die 
wir heute vormittag hier geführt haben, hat manch-
mal den Eindruck erweckt, als ob die Krebsfor-
schung ausschließlich in der Zuständigkeit des Bun-
des und in den Möglichkeiten der Bundesregierung 
läge und als ob es nicht Bund, Länder, Deutsche For-
schungsgemeinschaft, Max-Planck-Gesellschaft, Son-
derforschungsbereiche, Krankenhäuser, Kranken-
hausträger und was nicht alles gäbe — in einem 
sehr bunten Kompetenzgewirr, das zu einer sinn-
vollen Zusammenarbeit zusammengeführt werden 
muß. 

Es hat keinen Wert, die Augen vor den Proble-
men, die sich in der Koordination stellen, zu ver-
schließen und nur Forderungen zu erheben, ohne 
zu sehen, welche institutionellen Probleme damit 
unmittelbar ausgelöst sind. 

Ich möchte noch auf einige Punkte eingehen, die 
mich zwingen, einiges richtigzustellen, was hier im 
Verlauf der Debatte gesagt wurde und teilweise un-
richtig oder mindestens mißverständlich ist. Dies be-
ginnt mit der Dotierung der Finanzmittel des Bundes 
für das Deutsche Krebsforschungszentrum. Ich halte 
es für falsch und für gefährlich, im öffentlichen Be-
wußtsein draußen den Eindruck erwecken zu wollen, 
als ob das Deutsche Krebsforschungszentrum nicht 
im Rahmen des sachlich Gebotenen finanzielle Zu-
wendungen empfangen hätte, um die sachlich gebo-
tenen Arbeiten durchführen zu können. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Stimmt das denn mit den Kür

-
zungsvorschlägen?) 

Wir haben — und da muß man ein bißchen auf die 
Zahlen gucken — 1972 etwa 9 Millionen DM Be-
triebsmittel für das Deutsche Krebsforschungszen-
trum zur Verfügung gestellt. In diesem Jahr, im 
Jahre 1976, sind es über 35 Millionen DM. 

Das ist, Herr Kollege Sayn-Wittgenstein, in vier 
Jahren eine Steigerung von 400 %! Dies ist ohne 
Beispiel im Bereich der Großforschung der Bundes-
republik und ist Ausdruck dafür, daß wir der Krebs-
forschung ganz klar eine Priorität in der Forschungs-
förderung eingeräumt haben, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und zwar nicht nur deswegen, weil wir das für sach

-

lich geboten halten, sondern auch deswegen, weil 1969 
in diesen Bereichen eine katastrophale Ausgangslage 
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bestand und der Bund in den Jahren bis 1969 so viel 
wie nichts getan hatte, um diese Bereiche tatsächlich 
zu fördern. Erst seit dieser Zeit konnte das Krebs-
forschungszentrum wirklich zu dem ausgebaut wer-
den, was es jetzt ist und was hoffentlich dann auch 
mit entsprechenden Forschungsergebnissen ange-
füllt werden kann. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Das wird Frau Strobel nicht 

gern hören!) 

Ich bedaure es, daß das Diskussionsangebot, das die 
Bundesregierung mit der Vorlage des Programm-
budgets über das Deutsche Krebsforschungszentrum 
an das Parlament gemacht hat, ein Programmbudget, 
das ja die Ziele, die Maßnahmen und die Schwer-
punkte der Forschungsförderung nennt — der Kol-
lege Kern hat heute morgen noch einmal im ein-
zelnen genannt, wo wir die Schwerpunkte dieser 
Arbeiten für das Deutsche Krebsforschungszentrum 
sehen — von der Opposition bis jetzt in der Sache 
ausgeschlagen wurde. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Man hat sich auf Randprobleme beschränkt. Man 
hat aber in der Diskussion sowohl in den Aus-
schüssen des Deutschen Bundestages wie im Plenum 
des Deutschen Bundestages versäumt — dies wäre 
ja wohl der Ort —, etwas zu tun, wenn man in der 
Sache Bedenken hätte, daß hier Schwerpunkte ge-
setzt wurden. Dies gilt im übrigen auch für den 
generellen Ansatz der Krebsforschung, den wir 
vorgelegt haben und der besagt, daß wir uns im 
nationalen Bereich vor allem auf Fragen der Krebs-
bekämpfung und der Umsetzung von Forschungs-
ergebnissen konzentrieren und daß wir im inter-
nationalen Bereich — ich komme auf das, was Sie, 
Herr Kollege Alber, gesagt haben, nachher noch 
einmal zurück — die Koordinierung und die Ab-
stimmung verstärken, weil wir der Meinung sind, 
es sei wenig sinnvoll und übersteige unsere Kapa-
zität, ein autonomes nationales Krebsforschungspro-
gramm zu machen. Es muß in den internationalen 
Verbund eingegliedert werden, wobei ich mit In-
teresse zur Kenntnis genommen habe, daß die Oppo-
sition der Meinung ist, der Europarat sollte die 
Krebsforschung koordinieren. Ich bin sicher, daß 
das die Wissenschaftler draußen im Land nicht nur 
sehr interessieren, sondern auch sehr erheitern wird, 
wenn sie von dem Vorschlag hören, den Sie heute 
hier unterbreitet haben. Auch zu dem generellen 
Ansatz, zu der Frage, ob das richtig ist, ist von der 
Opposition in dieser Debatte nichts ausgeführt wor-
den. 

Nun zu dem Programm „Forschung und Techno-
logie im Dienste der Gesundheit", von dem Sie ge-
sagt haben, es sei Propaganda. Herr Kollege Sayn- 
Wittgenstein, Sie verkennen die besonderen Be-
dingungen der Forschungsförderung, wenn Sie mei-
nen, ein solches Programm würde sozusagen aus 
dem Leeren geschöpft. Es ist ein normaler Vorgang 
und hat vielfältig Beispiele, daß ein bestimmtes Ge-
biet gefördert wird, weil hier, von den Wissen-
schaftlern empfohlen, interessante Anträge vorlie-
gen, und daß es dann in diesem Bereich Wachstums

-

raten gibt. Übrigens hat die Gesundheitsforschung im 
Bereich der Bundesregierung insgesamt in den letz-
ten drei Jahren jeweils zweistellige Prozentsätze an 
Haushaltssteigerungen. Dann wird man an einem 
bestimmten Punkt sagen, nun ist es an der Zeit, dies 
zu systematisieren, zusammenzufassen, die Prioritä-
ten zur Diskussion zu stellen und mit der Öffentlich-
keit und den interessierten Wissenschaftlern darüber 
zu diskutieren, ob die Feststellungen so, wie sie ge-
troffen sind, eigentlich richtig sind. Deswegen ist es 
ein Diskussionsangebot, das auf einer bestehenden 
Förderungspraxis aufbaut, die ja darin ihren Aus-
druck findet, daß allein im Gesprächsbereich des Bun-
desministers für Forschung und Technologie in diesem 
Jahr rund 1 /4 Milliarde DM an Forschungsgeldern in 
dem Bereich „Forschung und Technologie im Dienst 
der Gesundheit" zur Verfügung gestellt werden. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Prinz zu Sayn-
Wittgenstein-Hohenstein? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Selbstver-
ständlich. 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein -Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Einem solchen Verfahren kann man durchaus 
zustimmen. Nur möchte ich Sie dann fragen, Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär,. warum Sie diesen 
Diskussionsentwurf in der Wahlpropaganda dieser 
Regierung schon als ein abgeschlossenes Programm 
der Bevölkerung anbieten und warum Sie, wenn 
Sie hinten die Finanzierung nennen, nicht auch 
gleichzeitig sagen, daß diese Mittel weitestgehend 
durch personelle Aufgaben gebunden sind. 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, das Programm soll 
so, wie es jetzt in der Öffentlichkeit vorgelegt wur-
de, die Absicht der Bundesregierung darstellen, 
und zwar nicht in der Zukunft, sondern — das wer-
den Sie merken, wenn Sie das Programm einmal auf-
schlagen und aufmerksam lesen, was darin steht — 
dies  ist 1 /4 Milliarde DM Förderungsgelder im Jahre 
1976. Dies ist kein Wechsel auf die Zukunft, sondern 
es ist die Systematisierung dessen, was in diesem 
Bereich bereits geschieht. Das gilt nicht nur für 
Forschung und Technologie, sondern für den Ge-
samtbereich der Bundesregierung. Dieses Verfahren, 
die Forschungsplanung nicht am grünen Tisch zu 
betreiben, sondern die Schwerpunkte auch im öf-
fentlichen Dialog zur Diskussion zu stellen, ist, 
wie ich glaube, ein nützliches und vernünftiges Ver-
fahren. Im übrigen ist das Programm selbst ja wirk-
lich ein mustergültiges Beispiel für die Kooperation 
und Koordinierung zwischen verschiedenen Bundes-
ressorts. Man kommt hier entsprechend den Be-
schlüssen des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages zu einem koordinierten Vorgehen. 

Lassen Sie mich nun noch ein Wort zu Ihrem 
Vorwurf sagen, die Deutsche Krebshilfe und das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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täten zur Zeit das gleiche. Ich glaube, daß Sie hier ei-
nem kleinen Irrtum aufgesessen sind. Ich nehme an, 
Sie beziehen sich auf die Umfrage, die die Deutsche 
Krebshilfe durchführt, und die Umfrage, die das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
durchgeführt hat. Zur Arbeitsteilung ist folgendes 
zu sagen. 

Erstens. Das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie hat eine Umfrage durchgeführt, die 
den Gesamtbereich von Forschung und Technolo-
gie im Dienste der Gesundheit umfaßt. Die Deutsche 
Krebshilfe hat eine Umfrage mit der klaren Ziel-
richtung durchgeführt, in dem Schwerpunktbereich, 
den sie schon innerhalb der Krebsforschung ausge-
wählt hat, herauszufinden, wo sich sehr differen-
zierte Ansatzpunkt für sie bieten. Es gibt hier also 
einen thematischen Unterschied. 

Zweitens gibt es einen zeitlichen Unterschied. 
Unsere Umfrage war längst durchgeführt, als die 
Krebshilfe mit ihrer Umfrage begann. 

Drittens. Sie werden lachen: Die Dinge sind sogar 
abgestimmt. Sie sind nicht nur von der Zielsetzung 
und der Anlage her, sondern auch von der Durchfüh-
rung her abgestimmt. Professor Munk, der wissen-
schaftliche Leiter des Deutschen Krebsforschungs-
zentrums, der innerhalb der Deutschen Krebshilfe 
zugleich ja sozusagen die Federführung oder Mode-
ration für die Forschungsförderung übernommen 
hat, ist in unserem Bereich ebenfalls mit dieser Um-
frage befaßt. Der Deutschen Krebshilfe stehen un-
sere Daten, die etwas grobrastiger sind und es ent-
sprechend der Zielsetzung der Umfrage auch sein 
müssen, voll zur Verfügung. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß noch auf einen Punkt hinweisen, der meines 
Erachtens in der Debatte etwas zu kurz gekom-
men ist. Bei aller Anerkenntnis der Leistungsfähig-
keit der Wissenschaft und der Notwendigkeit, die 
Krebsforschung zu intensivieren, dürfen wir nicht 
der Illusion erliegen, daß die Wissenschaft dieses 
Problem allein lösen könne. Sosehr wir die Krebs-
forschung auch intensivieren, eines ist heute be-
reits deutlich — und diese Erkenntnis ist schmerz-
haft; wir sollten auch schmerzhafte Erkenntnisse 
der Wissenschaft zur Kenntnis nehmen —: Die 
Pille gegen den Krebs wird es niemals geben. Es 
wird niemals ausreichen, nur wissenschaftliche Mit-
tel einzusetzen, um den Krebs zu bekämpfen. Es 
wird vielmehr notwendig sein, daß die Menschen 
ihr eigenes Verhalten überdenken und daß sie sich 
selbst für ihre Gesundheit verantwortlich fühlen. 
Nur dann, wenn dies gelingt, wird die Krebsfor-
schung überhaupt erst in vollem Umfang zum Tra-
gen kommen können. Mir wird unvergeßlich blei-
ben, wie der Leiter des amerikanischen Krebsfor-
schungszentrums auf meine Frage, wo denn sei-
nes Erachtens politisch die Hauptansatzpunkte lä-
gen, um den Krebs zu bekämpfen, ohne jedes 
Zögern sagte: Das Wichtigste wäre, das Rauchen 
einzuschränken, wenn nicht gar zu verbieten. Dies 
ist der Rat eines Mannes, der in der internationalen 
Krebsforschung einen absoluten Spitzenplatz inne-
hat und hinsichtlich des Rauchens einen Nachweis 
geliefert hat. Dies gilt nicht nur für das Rauchen,  

sondern auch für wichtige andere Bereiche in die-
sem Zusammenhang. Was wir brauchen, sind des-
halb nicht Kreuzzüge. Es ist vielmehr nötig, daß zu-
nächst einmal diejenigen, die es angeht — und es 
geht jeden einzelnen an, denn jeder ist vom Krebs be-
droht —, den Kampf gegen den Krebs zu ihrem 
eigenen Kampf machen. Im Rahmen der Krebs-
forschung sind dann insbesondere die Risikofakto-
ren herauszufinden, um präventiv tätig sein zu kön-
nen. Wir dürfen uns in der Krebsforschung nicht 
darauf beschränken, das Übel dann, wenn es ein-
getreten ist, zu heilen, sondern wir müssen ver-
suchen, die Dinge wirklich an der Wurzel zu pak-
ken. 

Ich möchte den Wissenschaftlern in der Bundes-
republik, die auf diesem Gebiet tätig sind und auf 
einigen Gebieten auch eine wirkliche Spitzenstel-
lung erreicht haben — Herr Kollege Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein, es gibt wichtige und große Bereiche 
der Krebsforschung, in denen die Wissenschaftler 
aus der Bundesrepublik einen führenden Platz ein-
nehmen; es wäre also falsch zu sagen, daß sich in 
der Forschung bei uns überall nur Lücken auftäten; 
es gibt auch bei uns große und wichtige Erfolge, 
etwa im Bereich der experimentellen Zytologie, der 
Biochemie und vor allen Dingen der Radiologie; 
aber auch im Bereich der neuen Technologien für 
die Früherkennung sind durchaus Erkenntnisse ver-
mittelt worden --, Dank und Anerkennung ausspre-
chen. Ich möchte diesen Dank und diese Anerken-
nung mit dem Appell und mit der Ermunterung an 
diese Wissenschaftler verknüpfen, auch unkon-
ventionelle Vorschläge, den Krebs zu bekämpfen, 
unvoreingenommen und sehr ernsthaft zu prüfen. 
Kein Vorschlag auf diesem Gebiet darf mit der lin-
ken Hand weggewischt werden. Dies kann nur 
durch die Wissenschaftler selbst geschehen, wenn 
sie verantwortlich ihrer Arbeit nachgehen und auch 
solche Vorschläge weiter verfolgen, die zunächst 
nicht unmittelbar überzeugen. Das ist notwendig. 

Es darf nicht eine weitere Zentralisierung geben, 
sondern wir müssen sehen, daß auch die Gefahr ent-
stehen kann — wenn wir große neue leistungsfähige 
Einrichtungen erstellen —, daß ein gewisser Mono-
polanspruch mehr oder weniger als ungewolltes 
Nebenprodukt entsteht. Wir müssen höllisch auf-
passen, daß Leute, die etwas abseits der normalen, 
anerkannten Straßen der Wissenschaft sich aufhal-
ten, dann nicht daran gehindert sind, zum Zuge 
zu kommen. Dies gilt gerade für die Krebsforschung, 
bei der es ja um ein Problem geht, wo man bereits 
in der Anlage der Forschung, d. h. im Ansatzpunkt, 
wo eigentlich Forschungsstrategien einzusetzen ha-
ben, weitgehend im dunkeln tappt. 

Deswegen kommt es entscheidend darauf an, daß 
wir hier wirklich einen pluralistischen Ansatz fin-
den, der keinen Lösungsweg verschüttet und der 
die Möglichkeit aufrechterhält, auf die Weise tat-
sächlich eine Hilfe zu leisten, um den Krebs zu be-
kämpfen, insbesondere dort zu bekämpfen, wo man 
ihn von seinen Ursachen her bekämpfen kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Vizepräsident von Hassel: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache zu 
dieser Großen Anfrage. 

Ihnen liegen zwei Entschließungsanträge vor, 
Drucksachen 7/5330 und 7/5336. Es wird vorge-
schlagen, beide Vorlagen an den Ausschuß für Ju-
gend, Familie und Gesundheit zu überweisen. — 
Ich sehe keinen Widerspruch; dann ist so beschlos-
sen. 

Wir sind am Ende unserer heutigen Tagesordnung 
angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung auf Mittwoch, den 
23. Juni 1976, um 13 Uhr ein. 

Ich schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 11.37 Uhr) 
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Anlage 2  

Antwort  

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche  

Frage des Abgeordneten Vogt (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5290 Frage B 1) :  

Entsprechen Pressemitteilungen den Talsachen, nach denen in 
dem ostafrikanischen Staat Malawi Zeugen Jehovas wegen ihres 
Glaubens verfolgt und zum Teil getötet werden, obwohl die Ver-
fassung des Staates Malawi die Glaubensfreiheit garantiert und 
derartige Verfolgungen gegen die Menschenrechts-Charta der 
Vereinten Nationen verstoßen, und für den Fall, daß diese Mel-
dungen zutreffen, hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten etwas unternommen, um diesen Verfolgungen Ein-
halt zu gebieten? 

Berichte über die Verfolgung von Zeugen Jehovas  

in Malawi sind schon wiederholt Gegenstand von  

mündlichen und schriftlichen Anfragen in der Frage-
stunde des Deutschen Bundestages gewesen. Am  

11. März 1976 hat die Bundesregierung eine Anfrage  

des Herrn Abgeordneten Dr. Meinecke beantwortet  

und ausgeführt, daß die vorliegenden Berichte wi-
dersprüchlich sind. Die örtlichen Stellen lehnen jede  

Äußerung zu den Vorgängen ab. Der Wahrheitsge-
halt von Pressemeldungen kann von uns nicht mit  
Sicherheit überprüft werden. Der deutsche Botschaf-
ter in Malawi hat aber die Meldungen zum Anlaß  

von Gesprächen mit Regierungsstellen genommen  

und nachdrücklich auf die den Beziehungen abträg-
liche Reaktion in der deutschen Öffentlichkeit hinge- 
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wiesen. Eine weitergehende Einwirkung der Bundes-
regierung zugunsten der Betroffenen, die in aller 
Regel malawische Staatsangehörige sind, würde die 
malawische Regierung als Einmischung in die in-
neren Angelegenheiten Malawis zurückweisen. 

Auf eine schriftliche Anfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Volkmar Köhler in der gleichen Frage-
stunde am 10./11. März 1976 hat die Bundesregie-
rung auf die in den Vereinten Nationen herrschenden 
Mehrheitsverhältnisse hingewiesen und erklärt, daß 
sie es nicht für aussichtsreich und nicht für zweck-
mäßig hält, die Vorfälle in Malawi in den Vereinten 
Nationen zur Sprache zu bringen. Die Erfahrungen 
in den Vereinten Nationen haben gezeigt, daß für 
die Mehrheit der Länder der Dritten Welt und auch 
für die sozialistischen Staaten wirtschaftliche Fragen 
und Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Be-
seitigung von Rassismus und Rassendiskriminierung 
im Vordergrund des Interesses stehen. Angesichts 
dieser Sachlage sollten wir es vermeiden, innere Vor-
gänge in Malawi vor einem Forum und in einer 
Weise zur Sprache zu bringen, die keine positive 
Änderung der Lage der Betroffenen herbeiführen 
würde. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5290 Fragen B 2 und 3) : 

Ist der Bundesregierung die Tatsache bekannt, daß die Bot-
schaft der Volksrepublik Polen in Köln von westdeutschen Bür-
gern, die im heute polnischen Gebiet geboren sind, vor Visum-
erteilung verlangt, daß die in deutsch im Reisepaß eingetragenen 
Geburtsorte — zum Beispiel Posen oder Breslau — in polni-
scher Sprache eingetragen werden bzw. verändert werden, und 
wie beurteilt die Bundesregierung diese Tatsache? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß hier durch die 
Konsularabteilung der Botschaft der Volksrepublik Polen ein un-
zulässiger Druck auf westdeutsche Paßbehörden ausgeübt wird, 
und ist sie bereit, gegen diese Praktiken vorzugehen? 

Zu Frage B 2: 

Der Bundesregierung sind die Schwierigkeiten, die 
bei der Visumerteilung teilweise auftreten, be-
kannt. Sie ist bemüht, in Gesprächen mit der pol-
nischen Regierung eine Regelung zu treffen, die 
diese Schwierigkeiten endgültig ausräumt. 

Zu den beiden genannten Fällen ist zu sagen, 
daß sie unterschiedlich zu betrachten sind. Die Bun-
desregierung hat 1970 mit der polnischen Regierung 
eine Absprache über die Bezeichnung von Geburts-
orten, die in den Gebieten des Deutschen Reiches in 
den Grenzen von 1937 liegen, getroffen. Insofern 
sollten bei der Ortsbezeichnung Breslau keine 
Schwierigkeiten auftreten. Posen hingegen liegt in 
den Gebieten, für die noch keine Regelung getrof-
fen wurde. Die Bundesregierung strebt sie an. 

Zu Frage B 3: 

Wie sich aus Antwort zu B 2 ergibt, ist die Bun-
desregierung um Klärung der auftretenden Schwie-
rigkeiten bemüht. 

Anlage 4 
Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Gerlach (Obernau) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Frage B 4) : 

Hat sich die Bundesregierung je darum bemüht, die Staaten 
des Ostblocks dazu zu bewegen, den in den staatlich gesteuerten 
Massenmedien herrschenden falschen und den internationalen 
Höflichkeitspflichten widersprechenden Sprachgebrauch, die Bun-
desrepublik Deutschland als „BRD" zu bezeichnen, aufzugeben 
und statt dessen die einzig richtige Bezeichnung „Bundesrepublik 
Deutschland" zu verwenden, und was gedenkt sie, um dies zu 
erreichen, weiterhin zu tun? 

Die Bundesregierung achtet im Verkehr mit allen 
Staaten darauf, daß die im diplomatischen Verkehr 
üblichen internationalen Höflichkeiten ihr gegen-
über voll gewahrt werden. 

Hierzu gehört auch, daß sie auf die Verwendung 
der vollständigen Staatsbezeichnung „Bundesrepu-
blik Deutschland" drängt, wo Abkürzungen weder 
sachlich geboten noch allgemein üblich sind. So-
lange jedoch selbst im Sprachgebrauch westlicher 
Medien und unserer eigenen Presse Kurzformen zu 
unserer Staatsbezeichnung häufig verwendet wer-
den, sehe ich wenig Aussichten, bei ausländischen 
Massenmedien die Verwendung der ausgeschriebe-
nen Staatsbezeichnung zu erreichen. 

Anlage 5 
Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Hösl (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5290 Frage B 5) : 

Welche Haltung hat die Bundesregierung zu den neuerlichen 
Protesten der sowjetischen Regierung gegen die Sitzung von 
Landtagsfraktionen im Gebäude des Deutschen Reichstags in 
Berlin gegenüber den drei Schutzmächten eingenommen, und 
wo und wie hat sie sich zu diesen neuerlichen Protesten geäußert? 

Grundsätzlich entspricht es nicht den internatio-
nalen Gepflogenheiten, daß sich die Bundesregie-
rung zu diplomatischen Vorgängen zwischen frem-
den Staaten, die ihrer Natur nach vertraulich sind 
— in diesem Fall geht es um eine sowjetische De-
marche bei den Drei Mächten — öffentlich äußert. 

Von einem Verschweigen kann also keine Rede 
sein. 

Im übrigen werden Sie der Presse entnommen 
haben, daß die Drei Mächte den von Ihnen ange-
sprochenen Protest bereits zurückgewiesen haben. 
Diese Antwort der Drei Mächte, die mit der Bundes-
regierung konsultiert worden ist, stellt fest, daß 
Sitzungen von Landtagsfraktionen in Berlin (West) 
stattfinden können, ohne gegen das Viermächteab-
kommen zu verstoßen. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Fragen B 6 und 7) : 
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Welche Bedeutung hat nach Ansicht der Bundesregierung die 
„Richtlinie für den Schutz von Kernkraftwerken gegen Druck-
wellen aus chemischen Reaktionen durch Auslegung der Kern-
kraftwerke hinsichtlich ihrer Festigkeit und induzierter Schwin-
gungen sowie durch Sicherheitsabstände" in der Fassung von 
1976 für den Bau vorhandener und den Bau neuer Kernkraft-
werke, und wird insbesondere der Bau bereits genehmigter 
Kernkraftwerke nachträglich verzögert? 

In welchem Umfang wurde der Sachverstand von Experten aus 
Wirtschaft und Wissenschaft bei der Ausarbeitung der in Frage 
6 genannten Richtlinie herangezogen, wie wurden die 
energiepolitischen Auswirkungen abgeschätzt, und welche Auf-
gaben hatten insbesondere Mitarbeiter des Instituts für Reaktor-
sicherheit bei der Ausarbeitung der Richtlinie zu erfüllen? 

Zu Frage B 6: 

Die Richtlinie nach dem Stand vom März 1976 ist 
von mir mit Briefen vom 5. bzw. 7. April 1976 an 
den Länderausschuß für Atomkernenergie und an 
die zentralen Vereinigungen betroffener Industrie-
zweige (Zentralverband der Elektrotechnischen In-
dustrie [ZVEI], Vereinigung Deutscher Elektrizitäts-
werke [VDEW], Verband der Chemischen Industrie 
[VCI], Deutscher Verein von Gas- und Wasserfach-
männern [DVGW]), das Deutsche Atomforum so-
wie Organisationen von Sachverständigen (Vereini-
gung der Technischen Überwachungsvereine 
[VdTÜV], Hauptverband der Gewerblichen Berufs-
genossenschaften [BG]) versandt worden mit dem 
Hinweis, daß ich beabsichtige, mit sofortiger Wir-
kung auf dem Wege der Einzelweisung die für Ge-
nehmigungen nach § 7 Abs. 1 des Atomgesetzes 
zuständigen Behörden um Anwendung der Richt-
linie auf diejenigen Kernkraftwerke zu bitten, für 
die noch keine den Anwendungsbereich der Richt-
linie betreffenden verbindlichen Entscheidungen ge-
troffen worden sind. Zugleich habe ich die Betrof-
fenen gebeten, die Richtlinie rechtzeitig in die Pla-
nung zukünftiger Projekte einzubeziehen. Damit hat 
die Richtlinie die Bedeutung einer Entscheidungs-
regel, welche die zuständigen Behörden bei der 
Prüfung zugrunde legen, ob die Genehmigungsvor-
aussetzungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 4 des Atomge-
setzes (erforderlicher Schutz gegen sonstige Einwir-
kungen Dritter) erfüllt ist. Für den Bau vorhande-
ner Kernkraftwerke hat die Richtlinie keine Bedeu-
tung, soweit schon ihren Anwendungsbereich be-
treffende verbindliche Entscheidungen getroffen 
worden sind; neue Kernkraftwerke sollen den An-
forderungen der Richtlinie in vollem Umfang genü-
gen. Da auf bereits genehmigte Kernkraftwerke die 
Richtlinie nicht angewendet werden soll, wird deren 
Bau nicht nachträglich verzögert. 

Zu Frage B 7: 

Ein Entwurf der Richtlinie vom Dezember 1974 
wurde den zentralen Vereinigungen der Industrie 
(ZVEI, VDEW, VCI, DVGW, VGB), der VdTÜV, 
der Bundesanstalt für Materialprüfung, der Physi-
kalisch-Technischen Bundesanstalt, der Reaktor-Si-
cherheitskommission und dem Germanischen Lloyd 
zur Stellungnahme zugeleitet. Die darauf eingegan-
genen Stellungnahmen wurden im Bundesministe-
rium des Innern am 1. Juli 1975 in einer Anhörung 
von Experten der genannten Kreise erörtert sowie 
in einer weiteren Beratung mit den auf diesem Ge-
biete tätigen sachverständigen Mitarbeitern der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, der Physika-
lisch-Technischen Bundesanstalt und des Instituts  

für Reaktorsicherheit ausgewertet. Parallel dazu hat 
der Unterausschuß „Chemische Explosionen" der 
Reaktorsicherheitskommission in mehreren Sitzun-
gen in der Zeit vom Dezember 1974 bis März 1976 
eingehend über den Problemkreis der Richtlinie 
beraten und dem BMI wesentliche Erkenntnisse ver-
mittelt. Der Sachverstand internationaler Experten 
wurde ergänzend über internationale Kontakte des 
Instituts für Reaktorsicherheit herangezogen. 

Die energiepolitische Bedeutung der Problematik 
hat die Bundesregierung bereits in der Ersten Fort-
schreibung des Energieprogramms, Randziffer 63, 
3. Spiegelstrich, hervorgehoben. Sie hat dort als 
Voraussetzung für das Teilgebiet Kernenergie un-
ter anderem betont, daß auch dem Gesichtspunkt 
des Schutzes vor äußeren Einwirkungen Rechnung 
getragen werden muß. Durch Klärung, Vereinheit-
lichung und Kodifizierung der nationalen sicher-
heitstechnischen Anforderungen an Kernkraftwerke 
soll das Genehmigungsverfahren sowohl für die 
Öffentlichkeit als auch für die Erbauer und Betrei-
ber überschaubarer und wirkungsvoller gestaltet 
werden. Die Verfolgung dieses Programmpunktes 
ist mit der Aufstellung der Richtlinie erheblich vor-
angekommen. 

Für langfristige Entwicklungsvorhaben (z. B. Nut-
zung der Kernenergie bei der Kohlevergasung) soll 
die Richtlinie den Anstoß geben, die Entwicklung 
der erforderlichen Schutzmaßnahmen frühzeitig in 
die Gesamtentwicklung der Prototypanlagen einzu-
beziehen, so daß zu einem späteren Zeitpunkt keine 
neuen, dann verzögernden Überlegungen hinsicht-
lich des Schutzes gegen Gefahren aus explosions-
artigen chemischen Reaktionen erforderlich werden. 
Hierbei ist zu beachten, daß die Richtlinie nicht un-
veränderlich ist, sondern mit großer Wahrschein-
lichkeit entsprechend dem zukünftigen Stande von 
Wissenschaft und Technik überarbeitet werden muß. 

Mitarbeiter des Instituts für Reaktorsicherheit, 
welches die erforderliche Sachkenntnis in der Kern-
technik hat und zugleich sich Sachverständige auf 
dem Gebiet des Schutzes vor chemischen Explosio-
nen herangebildet hat, hatten bei der Ausarbeitung 
der Richtlinie insbesondere die Aufgabe, die not-
wendige Verbindung zwischen der Sicherheitspra-
xis der konventionellen Technik hinsichtlich des 
Explosionsschutzes und der Sicherheitspraxis der 
Kerntechnik herzustellen. Sie haben wesentliche 
technische Grunddaten für die Richtlinie zusammen-
getragen, Kontakte zu verschiedenen nationalen 
und internationalen Experten geknüpft und ausge-
wertet und mich bei Erörterungen mit Sachverstän-
digen aus anderen Bereichen begleitend in Ergän-
zung der Beratung durch die Reaktor-Sicherheits-
kommission beraten. 

Anlage 7 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Frage B 8) : 
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In welcher Weise wirkt sich das Jugendarbeitsschutzgesetz auf 
die Anfängerausbildungslehrgänge im Bundesgrenzschutz aus? 

Das neue Jugendarbeitsschutzgesetz, das am 
1. Mai 1976 in Kraft getreten ist, gilt im Gegensatz 
zum alten Jugendarbeitsschutzgesetz auch für ju-
gendliche Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenz-
schutz. Durch die Vorschrift des § 72 Abs. 2 Nr. 3 
dieses Gesetzes ist die Verordnung über den Ar-
beitsschutz für jugendliche Bundesbeamte vom 
5. November 1964, die nicht für jugendliche Polizei-
vollzugsbeamte galt, außer Kraft gesetzt worden. 

Die Praxis hat inzwischen gezeigt, daß die unein-
geschränkte Anwendung des Jugendarbeitsschutz-
gesetzes, insbesondere dessen Bestimmungen über 
Arbeitsschutz und Freizeit sowie über Beschäfti-
gungsverbote und -beschränkungen, die Ausbildung 
der Dienstanfänger im Bundesgrenzschutz in einer 
Weise einengt, die mit der Eigenart des Polizei-
vollzugsdienstes nicht vereinbar ist und teilweise 
auch Belange der inneren Sicherheit beeinträchtigt. 

Die Gliederung des Bundesgrenzschutzes in Ver-
bände und Einheiten gestattet nicht nur im Einsatz, 
sondern bereits während der Ausbildung nicht, eine 
Trennung zwischen jugendlichen und volljährigen 
Polizeivollzugsbeamten vorzunehmen. Denn die Ein-
satzfähigkeit des Bundesgrenzschutzes und damit 
seine Fähigkeit, die ihm zugewiesenen Aufgaben 
voll wahrzunehmen, ist nur dann gewährleistet, 
wenn alle ihm angehörenden Polizeivollzugsbeam-
ten ohne Rücksicht auf ihr Alter zusammen ausge-
bildet und eingesetzt werden können. So bedingen 
zum Beispiel die Kontinuierlichkeit der laufbahn-
rechtlich vorgeschriebenen Ausbildung sowie die 
ausbildungsbegleitenden Einsätze Ausbildungsvor-
haben auch während der Nachtzeit und mit Rück-
sicht auf die Einsatzbereitschaft des BGS „rund um 
die Uhr" auch an Sonn- und Feiertagen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher, von der 
ihr in § 80 a Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
i. d. F. des § 65 Nr. 3 des Jugendarbeitsschutzgeset-
zes eingeräumten Ermächtigung Gebrauch zu ma-
chen, durch eine Rechtsverordnung Ausnahmen von 
den Vorschriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
für jugendliche Polizeivollzugsbeamte zu bestimmen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Druckache 7/5290 Frage B 9) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Erlaß der 
Kommunalbesoldungsordnung nach § 21 des Bundesbesoldungs-
gesetzes vordringlich ist, und wann ist mit deren Erlaß zu rech-
nen? 

Den gesetzlichen Auftrag des Zweiten Gesetzes 
zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besol-
dungsrechts in Bund und Ländern (2. BesVNG) für 
den Kommunalbereich nimmt die Bundesregierung 
ernst; sie hat dies bewiesen durch Vorlage der 

Rechtsverordnungen zur Sparkassen- und Werklei-
terbesoldung (§ 22 Bundesbesoldungsgesetz) sowie 
zu Sonderregelungen der Stellenplanobergrenzen im 
Kommunalbereich (§ 26 Abs. 4 Nr. 4 Bundesbesol-
dungsgesetz). 

Auch die Verordnung zu § 21 Bundesbesoldungs-
gesetz ist in Zusammenarbeit mit den Ländern auf 
Expertenebene vorbereitet worden. Allerdings wa-
ren die Vorarbeiten wegen der stark unterschiedli-
chen Verhältnisse in den einzelnen Ländern schwie-
rig. Trotz aller Bemühungen um eine möglichst ko-
stenneutrale Harmonisierung auf mittlerer Ebene 
läßt es sich nicht vermeiden, daß in einzelnen Län-
dern bereichsweise Höherstufungen und damit 
Mehrkosten und in anderen Ländern bereichsweise 
Herabstufungen (mit Besitzstandswahrung) zwangs-
läufig eintreten. Es bestehen deshalb im Hinblick auf 
die Dringlichkeit in den Ländern uneinheitliche Be-
urteilungen. Die Bundesregierung geht jedoch davon 
aus, daß die Schwierigkeiten überwunden werden 
können und daß die Verordnung zu § 21 des Bundes-
besoldungsgesetzes voraussichtlich in der ersten 
Jahreshälfte 1977 beim Bundesrat eingebracht wer-
den kann. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5290 Frage B 10) : 

Bestehen Pläne, Einrichtungen des Bundesgrenzschutzes auf dem 
Flugplatz Oberschleißheim (Gemeinde Oberschleißheim) zu 
schaffen? 

Die Grenzschutzausbildungsabteilung Süd ist seit 
langem mit je einer Hundertschaft in Deggendorf, 
Grafenau und Ströbing stationiert. Diese räumliche 
Trennung erschwert einen effektiven Einsatz der 
Lehrer und Lehrmittel und damit die Ausbildung im 
Bereich des Grenzschutzkommandos Süd. Deshalb 
werden seit geraumer Zeit Überlegungen angestellt, 
wo diese Einheiten zusammengefaßt werden kön-
nen. Untersuchungen haben ergeben, daß sich hier-
für das südliche Gelände des Flugplatzes in Ober-
schleißheim eignet, auf dem zur Zeit auch die Flie-
gerstaffel Süd untergebracht ist. 

Ob die Grenzschutzausbildungsabteilung Süd oder 
ein anderer Verband des Bundesgrenzschutzes in 
Oberschleißheim stationiert werden, kann zur Zeit 
noch nicht übersehen werden. Vorsorglich habe ich 
den Bundesminister der Finanzen jedoch gebeten, 
die südliche Teilfläche des Flugplatzes in der Größe 
von etwa 25 ha für den Bundesgrenzschutz zu reser-
vieren. Gleichzeitig habe ich die Grenzschutzverwal-
tung Süd beauftragt, mit den zuständigen kommuna-
len und staatlichen Stellen Verbindung aufzuneh-
men, um festzustellen, ob gegen die Stationierung 
von Bundesgrenzschutz-Einheiten in Oberschleiß-
heim grundsätzliche Bedenken bestehen. Das Ergeb-
nis liegt mir noch nicht vor. 
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Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfsburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5290 Fragen B 11 und 12) : 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts der Er-
fahrungen bei den Waldbrandkatastrophen in Niedersachsen, 
die im Raum Wolfsburg und Helmstedt stationierten Einheiten 
des Technischen Hilfswerks, die zur Zeit nur über 15 bis 20 
Jahre altes schweres Gerät verfügen, mit neuen Kraftfahrzeugen 
und wenigstens mit gebrauchsfähigen Rauchmasken auszurüsten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß angesichts der 
Erfahrungen der niedersächsischen Waldbrandkatastrophen der 
Selbstschutzgedanke jede vertretbare Förderung verdient und die 
Öffentlichkeitsarbeit für die entsprechenden Organisationen, z. B. 
das Technische Hilfswerk, verstärkt werden sollte, und wenn ja, 
welche Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Zu Frage B 11: 

Die Bundesregierung hat die bei den Waldbrand-
katastrophen in Niedersachsen und der Sturmflut-
katastrophe in Norddeutschland gewonnenen Erfah-
rungen eingehend analysiert und auf etwaige 
Schlußfolgerungen für das System der Hilfeleistung 
im Verteidigungsfall untersucht. 

Das Ergebnis wurde dem Innenausschuß des Deut-
schen Bundestages in zwei Berichten mitgeteilt. 

Eine der vorgeschlagenen Konsequenzen besteht 
in einer verstärkten Ausrüstung des Katastrophen-
schutzes. Dabei muß, wie bei allen anderen staat-
lichen Aufgaben, ein Kompromiß zwischen dem sach-
lich Wünschenswerten und dem finanziell Möglichen 
gefunden werden. 

Bei der Knappheit der verfügbaren Mittel muß sich 
der Bund zunächst auf die Maßnahmen beschränken, 
die der Erhaltung der Substanz dienen und dabei 
Schwerpunkte nach der Dringlichkeit bilden. Vor-
dringlich ist nach den Erkenntnissen bei den Wald-
brandkatastrophen in Niedersachsen insbesondere 
die Beschaffung von Schwer- und Spezialgerät; hier-
auf ist bei der Beschaffungsplanung für das Jahr 
1976 Rücksicht genommen worden. Danach sollen für 
das Technische Hilfswerk in Niedersachsen 6 Geräte-
kraftwagen, 9 Mannschaftskraftwagen und 24 Last-
kraftwagen zur Verfügung gestellt werden. Darüber 
hinaus erhält das Land weitere Ausstattung für den 
Katastrophenschutz im Werte von rd. 3,5 Millionen 
DM, u. a. 1 053 ABC-Schutzmasken. 

Die Verteilung der Ausrüstungsgegenstände auf 
die kreisfreien Städte und Landkreise obliegt nach 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 KatSG den Innenministern der Län-
der. 

Ich werde den Innenminister des Landes Nieder-
sachsen bitten, aufgrund Ihres Hinweises den Aus-
stattungsbedarf des Technischen Hilfswerks im Raum 
Wolfsburg/Helmstedt besonders zu prüfen und ggf. 
bei der Stationierung zu berücksichtigen. 

Zu Frage B 12: 

Die Bundesregierung hält an der Konzeption des 
Katastrophenschutzes, die auf der Mitwirkung der 
öffentlichen und privaten Hilfsorganisationen auf-
baut, fest. 

Die ehrenamtlichen und freiwilligen Helfer dieser 
Organisationen haben bei der Bekämpfung der 
Schadensereignisse, die besonders hohe Anforderun-
gen an ihre Einsatzbereitschaft stellten, ihren Dienst 
in vorbildlicher Weise versehen. Die Bundesregie-
rung ist der Auffassung, daß dieses gemeinnützige 
Engagement der Bürger nicht hoch genug veran-
schlagt werden kann und nachhaltig gefördert wer-
den muß, beispielsweise durch eine intensive und 
dem Stand der modernen Technik entsprechende 
Ausbildung und eine angemessene Unterbringung 
der freiwilligen Helfer. Sie hat deswegen die Mit-
tel für Übungen und praktische Ausbildungsveran-
staltungen beträchtlich erhöht und gerade für das 
von Ihnen angesprochene Technische Hilfswerk 
15,3 Millionen DM aus den drei letzten Konjunktur- 
und Sonderprogrammen zusätzlich für den Neubau 
von Unterkünften eingesetzt. 

Von diesen Maßnahmen ist sowohl eine Steige-
rung des Leistungsniveaus als auch eine größere 
Breitenwirkung in der Öffentlichkeit zu erwarten. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 13) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerungen des frühe-
ren Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Nollau, 
über das Bundesverfassungsgericht im Spiegel vom 3. Mai 1976, 
Seite 62, wonach man vom Bundesverfassungsgericht „zwar kein 
Recht, sondern ein Urteil" erhält, unter strafrechtlichen (Beleidi-
gung eines Verfassungsorgans) und für einen Beamten im Ruhe-
stand geltenden dienstrechtlichen Gesichtspunkten? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß jeder 
Staatsbürger das Recht hat, sich kritisch mit der 
Rechtsprechung der Gerichte, auch der des Bundes-
verfassungsgerichts, auseinanderzusetzen und seine 
Auffassung dazu öffentlich zu äußern, auch wenn 
dies in polemischer Form geschieht. Das gilt auch 
für einen Beamten im Ruhestand, es sei denn, daß 
die durch das Strafrecht und durch § 77 Bundes-
beamtengesetz gesetzten Grenzen überschritten wur-
den. Dies trifft im vorliegenden Fall nicht zu. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Baum auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Frage B 14) : 

Hält die Bundesregierung Äußerungen, wie sie vom früheren 
Regierenden Bürgermeister von Berlin, Pfarrer Albertz, laut Pres-
semeldungen gefallen sind, nämlich die Formierung eines Poli-
zeistaates im freien Teil Deutschlands sei ein objektiver Tatbe-
stand" für geeignet, dem Terrorismus Auftrieb zu geben, und 
was wird sie gegebenenfalls dagegen unternehmen? 

Der frühere Regierende Bürgermeister von Berlin, 
Pfarrer Albertz, hat in der ARD-Sendung vom 
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31. Mai 1976 „Der Tod in Stammheim" folgendes 
ausgeführt: 

„In den ersten Phasen ist ja ganz deutlich gewe-
sen, daß sie (gemeint ist die „Rote Armee Frak-
tion") die jeweiligen Reaktionen dann wieder zu 
einer Erhärtung der Fronten und zu einem immer un-
möglicher werdenden Gespräch geführt haben. Und 
daß sie natürlich, auch als sie sahen, daß nun der 
Polizeistaat begann sich zu formieren, und das ist 
ja doch wohl der objektive Tatbestand, sie ihre 
eigene Rechtfertigung bekamen für das, was sie 
unter Gewalt verstanden haben." 

Die Bundesregierung vermag diese Auffassung, 
die mit den Tatsachen nicht übereinstimmt, nicht 
zu teilen. Sie wendet sich gegen jeden Versuch, 
Aufgaben, Verantwortung und Pflichten der Polizei 
in einem freiheitlichen Rechtsstaat in Zweifel zu 
ziehen. 

Die Bundesregierung sieht sich andererseits nicht 
als Zensor über Meinungsäußerungen von freien 
Bürgern in diesem Land. Sie ist nicht der Meinung, 
daß diese Äußerung, so wenig ihr auch zuzustimmen 
ist, geeignet ist, dem Terrorismus Auftrieb zu ge-
ben und die Sicherheit in unserem Lande zu gefähr-
den. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Rainer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 15) : 

Inwieweit ist das Ansteigen der Kriminalität und insbesondere 
des nicht aufgeklärten Anteils darauf zurückzuführen, daß immer 
weniger Straftäter eine Freiheitsstrafe verbüßen müssen, und 
welchen Stellenwert mißt der Bundesjustizminister dem Ge-
danken der Abschreckung in der Kriminalität bei? 

Zu der von Ihnen angesprochenen Frage der Ent-
wicklung der Kriminalität darf ich folgendes mittei-
len. 

Die Entwicklung der Kriminalität und insbeson-
dere der nicht aufgeklärte Anteil daran entzieht sich 
weitgehend der statistischen Erhebung. Der nicht 
aufgeklärte Anteil der Kriminalität — das Dunkel-
feld — kann nur anhand von Bevölkerungsbefragun-
gen und Erfahrungswerten von Sachverständigen 
geschätzt werden. Der Gesamtumfang der jährlich 
begangenen Straftaten kann bei dieser Methode nur 
ungenau ermittelt werden. Über Veränderungen der 
Gesamtkriminalität lassen sich überhaupt keine ver-
läßlichen Angaben machen. 

Ein gewisses Ansteigen der polizeilich erfaßten 
Kriminalität läßt sich feststellen, doch kann man 
daraus nicht ohne weiteres Rückschlüsse auf die 
Veränderung der wirklichen Kriminalität ziehen, da 
man annehmen muß, daß bei manchen Delikten das 
Dunkelfeld sehr groß ist und es sich gegenläufig zu 
der der Polizei bekannten Kriminalität entwickelt. 

Nach alldem kann ich nicht bestätigen, daß die 
Kriminalität — wovon Sie in Ihrer Frage ausgehen 
— stark ansteige. 

Die von Ihnen weiter vorausgesetzte Tatsache, 
daß immer weniger Straftäter eine Freiheitsstrafe 
verbüßen müssen, kann ich auch nicht bestätigen. 
Nach den mir zur Verfügung stehenden statistischen 
Unterlagen ist die Zahl derjenigen, die eine Frei-
heitsstrafe verbüßen, eher leicht angestiegen. Seit 
1970 ist der Anteil der Verurteilten zur Freiheits-
strafe ohne Aussetzung zur Bewährung nahezu kon-
stant geblieben. Daneben hat die Anzahl der ver-
büßten Ersatzfreiheitsstrafen sowie die Anzahl der 
infolge eines Widerrufs einer Strafaussetzung zur 
Bewährung verbüßten Freiheitsstrafen zugenommen. 

Da wie dargelegt durch die statistischen Unterla-
gen ein Ansteigen der Kriminalität als feststehendes 
Ergebnis weder bestätigt noch widerlegt wird und 
die Zahl der Straftäter, die eine Freiheitsstrafe ver-
büßen müssen, in den letzten Jahren nicht abgenom-
men hat, kann ich auch die mit der Frage angespro-
chene Ursächlichkeit nicht bestätigen. 

Ein Strafrecht, das sozialschädliches Verhalten 
verhindern will, wird nach wie vor auf die abschrek-
kende Wirkung von Strafdrohungen nicht verzichten 
können. Es wird auf diesem Wege vor allem diejeni-
gen Tätergruppen anzusprechen suchen, die nüch-
tern Strafrisiko und Gewinn gegeneinander abzu-
wägen in der Lage sind. Namentlich im Bereich des 
Umweltschutzes und der Wirtschaftskriminalität 
wird dieser Gesichtspunkt auch künftig von erheb-
licher Bedeutung sein. 

Im Blick auf die Gesamtkriminalität wäre es ver-
fehlt, allein auf die generalpräventive Wirkung 
der Strafdrohungen zu vertrauen. Die Erfahrungen 
der Vergangenheit haben gezeigt, daß die Andro-
hung selbst schärfster Strafarten Verbrechen nicht 
zu verhindern vermochten. Heute erscheint jeden-
falls gesichert, daß es Formen der Kriminalität gibt, 
auf die Strafdrohungen von geringem oder letztlich 
ohne Einfluß sind. Dies gilt etwa für Tötungsdelikte, 
die in einer als ausweglos empfundenen Konflikt-
situation begangen werden. 

Mitunter wird sich sozialschädliches Verhalten 
nur verhindern lassen, wenn ihm bereits im Vorfeld 
der Kriminalität durch entsprechende soziale Maß-
nahmen begegnet wird. Ist der Täter schon straffäl-
lig geworden, wird es darauf ankommen, ihn wieder 
derart in die soziale Gemeinschaft einzugliedern, 
daß er in Zukunft als ihr vollwertiges Mitglied in 
ihr zu leben vermag. Denn seine Resozialisierung 
bietet den sichersten Schutz der Allgemeinheit vor 
weiteren kriminellen Handlungen durch ihn. 

Der Gedanke der Abschreckung kann auch im 
Rahmen der Strafzumessung von Bedeutung sein, 
wie bereits das generalpräventiv ausgerichtete 
Merkmal der „Verteidigung der Rechtsordnung" 
(§ 47 Abs. 1 StGB; s. auch § 56 Abs. 3 StGB) anzeigt. 
Die Abschreckung muß aber im Zusammenhang mit 
den vor allem in § 46 StGB geregelten Grundsätzen 
der Strafzumessung gesehen werden. Danach ist die 
Schuld des Täters Grundlage für die Zumessung der 
Strafe (§ 46 Abs. 1 S. 1 StGB); eine generalpräven- 
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tive Strafschärfung ist mithin nur im Rahmen der 
Schuldangemessenheit zulässig. Als Zielvorstellung 
des Richters bei dem Zumessungsvorgang hebt das 
Gesetz die Wirkungen hervor, die von der Strafe 
für das künftige Leben des Täters in der Gesell-
schaft zu erwarten sind (§ 46 Abs. 1 S. 2 StGB). 

Die Rechtsprechung hat dem Gedanken der Ab-
schreckung in der Vergangenheit vor allem dann 
Raum gegeben, wenn Taten der abgeurteilten Art so 
häufig begangen wurden, daß es als kriminologi-
sches Anliegen erschien, andere mögliche künftige 
Täter durch Art und Höhe der ausgesprochenen 
Strafe davon abzuschrecken, Gleiches zu tun. 

Das Gesetz hat sich einer Aussage über Sinn und 
Zweck der Strafe ebenso wie einer Entscheidung 
über die Rangordnung der miteinander konkurrie-
renden Strafzwecke enthalten. Also muß es auch 
weiterhin der Rechtsprechung überlassen bleiben, 
die im Gesetz vorgezeichneten Ziele der Strafzumes-
sung zu vollziehen und in diesem Rahmen den Stel-
lenwert des Abschreckungsgedankens zu konkreti-
sieren. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 7/5290 Frage 
B 16): 

Wann ist damit zu rechnen, daß die Verordnung nach § 23 
Abs. 3 des Patentgesetzes (neu) vorgelegt wird? 

§ 23 Abs. 3 (neu) des Patentgesetzes, der durch 
Artikel V Nr. 1 des Gesetzes über internationale 
Patentübereinkommen in das Patentgesetz eingefügt 
wird, soll nach Artikel XI § 3 Abs. 1 des Gesetzes 
über internationale Patentübereinkommen am 
1. Oktober 1976 in Kraft treten. Der Bundesminister 
der Justiz wird bis dahin die Prüfung abgeschlossen 
haben, in welchem Umfang und unter welchen Vor-
aussetzungen von der in § 23 Abs. 3 (neu) des 
Patentgesetzes enthaltenen Ermächtigung Gebrauch 
gemacht werden kann, und nach Abschluß dieser 
Prüfung eine entsprechende Verordnung erlassen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 7/5290 Frage B 17): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, angemessene 
Vorauszahlungen auf die in der Drucksache 7'4558 angekündigten 
Ausgleichszahlungen für Sonderbelastungen, die durch vom Bund 
veranlaßte Einrichtung in den Gemeinden entstanden sind, und 
die noch im Laufe des Jahres 1976 abgegolten werden sollen, zu 
leisten? 

Die Zahlung von Ausgleichsleistungen nach Arti-
kel 106 Abs. 8 GG setzt eine für jeden Einzelfall  

erforderliche Prüfung nach Maßgabe der verfas-
sungsrechtlichen Kriterien voraus. Zur einheitlichen 
Anwendung der Verfassungsvorschrift auf Grund-
steuermindereinnahmen arbeitet das Bundesfinanz-
ministerium Grundsätze aus, die z. Z. in der End-
abstimmung mit den Bundesressorts sind. Es ist —
wie die Bundesregierung in der von Ihnen genann-
ten Drucksache 7/4558 ausgeführt hat — damit zu 
rechnen, daß alle zur Zeit vorliegenden Anträge 
der Gemeinden auf Ausgleichsleistungen noch im 
Laufe dieses Jahres bearbeitet werden. 

Erst nach Fertigstellung der Grundsätze für die 
Gewährung von Ausgleichsleistungen wird im Ein-
zelfall darüber entschieden werden können, ob und 
in welcher Höhe Ausgleichsleistungen für Grund-
steuermindereinnahmen in Betracht kommen. Bei 
dieser Sachlage sind Vorauszahlungen auf Aus-
gleichsleistungen nicht möglich. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Sprung (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Frage B 18) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die Verwendung 
des zur Heizölkennzeichnung dienenden Farbstoffs Furfurol an 
den Heizöltankanlagen erhebliche Schäden auftreten können und 
daß das Furfurol krebserregend ist, und hält die Bundesregie-
rung, wenn dies zutreffend sein sollte, entsprechende Maßnah-
men für erforderlich? 

Seit dem 1. April 1976 wird das steuerbegünstigte 
Heizöl zur Verhinderung mißbräuchlicher Verwen-
dung in der Bundesrepublik Deutschland mit Kenn-
zeichnungsstoffen versehen, und zwar mit 5 g eines 
roten Farbstoffs zum visuellen Erkennen und mit 
10 g Furfurol als chemischem Indikator auf 1 000 kg 
(= ca. 1 200 Liter) Heizöl. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß durch 
die Verwendung des zur Heizölkennzeichnung die-
nenden Furfurols Schäden an Heizöltankanlagen auf-
treten können. Eine Firma der kunststoffverarbei-
tenden Branche und der Bundesverband Behälter-
schutz e. V., Freiburg, haben dieser Tage überra-
schend behauptet, daß der Indikator Furfurol Kunst-
stoffe angreife, mit denen Heizöltankanlagen ausge-
kleidet werden. Die Tanks sollen dadurch angeb-
lich schneller rosten. 

In anderen Ländern wird Furfurol schon jahrelang 
und z. T. in stärkerer Dosierung zur Heizölkenn-
zeichnung verwendet (Frankreich, Vereinigtes Kö-
nigreich, Belgien, Luxemburg, Österreich). Schäden 
an Tankanlagen sind dabei bisher nicht aufgetreten. 
Das haben Erörterungen mit Regierungsvertretern 
dieser Länder ergeben, die der Einführung der Heiz-
ölkennzeichnung in der Bundesrepublik Deutschland 
vorangegangen sind. 

Auch die beteiligten Fachverbände der chemischen 
Industrie, der Mineralölindustrie und des Mineral-
ölhandels sowie des Mineralöltransport- und -lage-
reigewerbes, die während der Vorarbeiten zum Ge- 



17868e 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 251. Sitzung. Bonn, Freitag, den 11. Juni 1976 

setzentwurf über die Heizölkennzeichnung gehört 
worden sind, haben nicht auf angeblich mögliche 
Schäden durch Furfurol hingewiesen. Schließlich hat 
die Herstellerfirma der Heizöl-Kennzeichnungslö-
sung (Konzentrat aus Farbstoff, Furfurol und Lö-
sungsmittel) in ihrer Gebrauchsanweisung für die 
Dosierung dargelegt, daß gekennzeichnetes Heizöl 
Teflon, Viton, Polyäthylen, Polypropylen, Nylon 
u. ä. Polyamide, die zur Beschichtung von Tankanla-
gen verwendet werden, nicht angreife. Dieser Hin-
weis bezieht sich auf industriell hergestellte Konzen-
trate, in denen Furfurol im Verhältnis 1 : 3 zu ande-
ren Bestandteilen ( 1 /2 Teil Rotfarbstoff und 2 1 /2 
Teile Lösungsmittel) enthalten ist. Demgegenüber 
enthält gesetzlich gekennzeichnetes Heizöl, wie es in 
Tankanlagen gelagert wird, Furfurol im Verhältnis 
1 : 100 000. Es ist danach nicht wahrscheinlich, daß 
ein so geringer Anteil zu nennenswerten Schäden an 
Heizöltankanlagen führen wird. 

Der Bundesregierung ist bis heute auch kein Scha-
den an Tankanlagen bekannt, der auf die Kennzeich-
nung des Heizöls mit Furfurol zurückgeführt werden 
könnte. 

Die gesundheitsgefährdenden Eigenschaften von 
Furfurol in konzentrierter Form als Haut- und Atem-
gift sind während der Vorbereitungen des Gesetz-
entwurfs begutachtet worden. Danach ist Furfurol 
nicht als krebserregend bekannt. Gewisse Vorkeh-
rungen für den Umgang mit reinem Furfurol bei der 
Herstellung von Kennzeichnungslösungen (Konzen-
trate zur Kennzeichnung des Heizöls) wurden jedoch 
für erforderlich gehalten, um den Schutz an den Ar-
beitsplätzen zu gewährleisten. Bedenken wegen des 
gesetzlich vorgeschriebenen Gehalts von 10 g Fur-
furol in einer Tonne Heizöl wurden vom Bundes-
gesundheitsamt nicht erhoben, da dieser geringe 
Gehalt sich bei den allenfalls gelegentlich vorkom-
menden Benetzungen der Haut mit gekennzeichne-
tem Heizöl nicht auswirkt. 

Wenn sich auf Grund der gegenwärtigen Unter-
suchungen wider Erwarten eine schädliche Wirkung 
des Furfurols in Tankanlagen ergeben sollte, müßte 
nach einem anderen Indikator gesucht werden, zu 
dessen Einführung als Kennzeichnungsstoff es auf 
Grund einer besonderen Ermächtigung keiner Ge-
setzesänderung bedürfte. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 19) : 

Ist der Bundesregierung das Ergebnis einer Untersuchung des 
Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) bekannt, die besagt, 
daß sich die Eigenkapitaldecke der mittelständischen Unterneh-
men in der Bundesrepublik Deutschland seit 1969 in bedrohlicher 
Weise verringert hat (von 1969 36,9 % auf 1974 26,4 %) und 
daß die übrigen EG-Länder eine wesentlich bessere Kapitalstruk-
tur aufweisen, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der Kapitalauszehrung Einhalt zu gebieten, und ist sie bereit, 
durch Maßnahmen der Steuerpolitik dazu beizutragen, die daraus 
entstehende Krisenanfälligkeit der Unternehmen zu verringern, 
insbesondere durch Änderung der Abschreibungsbedingungen, da  

hier die größten Benachteiligungen der deutschen Unternehmen ge-
genüber vergleichbaren Konkurrenten bestehen (siehe Handels-
blatt Nr. 76 von Dienstag, dem 20. April 1976, Seite 2)? 

Zahlenmäßige Angaben über den durchschnitt-
lichen Eigenkapitalanteil kleiner und mittlerer Un-
ternehmen sind — abgesehen von dem Mangel an 
repräsentativem statistischen Material — schon we-
gen der starken Unterschiede zwischen den einzel-
nen Bereichen der mittelständischen Wirtschaft sehr 
problematisch. Auch die von Ihnen angeführte Ver-
öffentlichung des Instituts der deutschen Wirtschaft, 
die der Bundesregierung bekannt ist, enthält keine 
nach Unternehmensgrößenklassen gegliederten Da-
ten. Untersuchungen einer Arbeitsgruppe aus Ver-
tretern des Bundesministeriums für Wirtschaft, eini-
ger Länderwirtschaftsministerien, der Deutschen 
Bundesbank und mehrerer Banken bzw. Bankenver-
bände haben ergeben, daß die Situation in den ein-
zelnen Branchen und Regionen so verschieden ist, 
daß eine empirisch belegbare globale Aussage über 
die Kapitalstruktur kleiner und mittlerer Unterneh-
men nicht möglich ist. Die vielfach aufgestellte Be-
hauptung, daß kleine und mittlere Unternehmen 
ein geringeres Eigenkapital als Großunternehmen 
aufzuweisen hätten, läßt sich danach jedenfalls nicht 
belegen. Darauf hat die Bundesregierung auch in 
ihrem Mittelstandsbericht (BT-Drucksache 7/5248) 
hingewiesen. 

Anhaltspunkte für eine fallende Tendenz in der 
Eigenkapitalausstattung aller Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft können sich u. a. aus der 
Unternehmensbilanzstatistik der Deutschen Bundes-
bank ergeben. Isoliert betrachtet ist die Eigenkapi-
talquote allerdings nur von beschränktem Aussage-
wert. Sie muß vielmehr im Zusammenhang mit den 
in den Unternehmen langfristig gebundenen Ver-
mögensteilen gesehen werden. Die Ausstattung mit 
Anlagevermögen ist jedoch weniger von der Unter-
nehmensgröße als von branchenstrukturellen Ge-
gebenheiten abhängig. 

Wegen der Vergleichbarkeit etwa vorhandener 
Kapitalstrukturdaten im europäischen Rahmen darf 
ich Sie auf meine Antwort vom 15. Mai 1975 auf 
Ihre entsprechende Frage verweisen (Anlage 28 
zum Protokoll der 171. Sitzung des Bundestages). 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Mittel-
standsbericht zum Ausdruck gebracht, daß sie in der 
Steuerpolitik weiterhin dafür Sorge tragen wird, daß 
das Ziel der Erhaltung der Leistungskraft kleiner 
und mittlerer Unternehmen durch eine entspre-
chende Steuergesetzgebung — im Rahmen der Prin-
zipien der Gleichmäßigkeit und der Wettbewerbs-
neutralität der Besteuerung — angemessen berück-
sichtigt wird. So stellt die Einführung eines auf 
5 Millionen DM begrenzten Verlustrücktrags bei der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer eine auf die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen gerichtete Maßnahme dar. 
Durch die Reform der Körperschaftsteuer sollen 
gerade auch die Möglichkeiten der Eigenfinanzie-
rung kleiner und mittlerer Kapitalgesellschaften 
durch Aufstockung des haftenden Kapitals verbes-
sert werden. 
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Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU] 
(Drucksache 7/5290 Frage B 20) : 

Ist es zutreffend, daß die Sowjetunion das Projekt über den 
Bau eines deutsch-sowjetischen Atomkraftwerks in Königsberg 
deswegen scheitern ließ, weil die Sowjetunion bei den Verhand-
lungen so viele Einzelheiten über die westliche Technologie er-
fuhr, daß sie den Atommeiler nun allein bauen kann? 

Das Projekt des Baus eines Kernkraftwerkes in 
der UdSSR unter Verwendung von Ausrüstungen 
von Firmen der Bundesrepublik Deutschland mit 
nachfolgender Stromlieferung nach Berlin und ins 
Bundesgebiet ist aufgegeben worden, da die Ex-
perten beider Seiten nicht zu einer übereinstimmen-
den Beurteilung über die Wirtschaftlichkeit des Vor-
habens gekommen waren. 

Das Angebot deutscher Firmen für das Kernkraft-
werk enthielt die bei derartigen Projekten üblichen 
allgemeinen technischen Angaben. Die für den Bau 
von Kernkraftwerken dieses Typs erforderlichen 
technischen Einzelheiten sind hingegen nicht mitge-
teilt worden. Ich darf im übrigen insoweit auch auf 
meine Antwort an den Herrn Abgeordneten Jäger 
(Wangen) am 13. Februar 1974 im Deutschen Bun-
destag (7. Wahlperiode, 78. Sitzung, Seite 4982) 
verweisen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 7/5290 Frage B 21) : 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob die in der An-
lage zum Pflichtversicherungsgesetz festgelegte Mindestversiche-
rungssumme ausreichend hoch bemessen ist, um Ansprüche deut-
scher Geschädigter aus Kraftfahrzeughaftpflichtschäden gegen Aus-
länder abzudecken, und ist sie gegebenenfalls bereit, die Min-
destversicherungssummen zu erhöhen? 

Ich darf zunächst auf meine Beantwortung einer 
entsprechenden Frage des Herrn Kollegen Dr. Sper-
ling in der 232. Sitzung am 31. März 1976 hinweisen. 
Dort hatte ich bereits Gelegenheit auszuführen, daß 
die Bundesregierung zur Zeit keinen Anlaß zu einer 
Heraufsetzung der Mindestdeckungssummen sieht. 

Die Mindestdeckungssummen, die zuletzt durch 
die Verordnung vom 23. Juli 1971 auf die jetzt gel-
tende Höhe von 500 000 DM für Personenschäden, 
dabei aber 750 000 DM bei mehreren Geschädigten, 
100 000 DM für Sachschäden und 20 000 DM für Ver-
mögensschäden festgesetzt worden sind, gelten nach 
§ 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Haftpflichtversiche-
rung für ausländische Kraftfahrzeuge und Anhänger 
vom 24. Juli 1956 auch für ausländische Kraftfahr-
zeuge, die auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland verkehren. Mit diesen Mindestdek-
kungssummen ist sichergestellt, daß in aller Regel 
ein ausreichender Schutz der Geschädigten bei 
Kraftfahrzeugunfällen gewährleistet ist. Der Um-

stand, daß in seltenen Ausnahmefällen die Mindest-
deckungssummen zur Deckung des gesamten Scha-
dens nicht ausreichen, rechtfertigt nicht eine gene-
relle Heraufsetzung der Mindestdeckungssummen, 
da es nicht Zweck der Pflichtversicherung ist, für 
alle, auch die extremsten Schadensfälle eine volle 
Entschädigung sicherzustellen, sondern nur die Ent-
schädigung der Verkehrsopfer im Regelfall und die 
Vermeidung von unbilligen Härten. 

Für eine Heraufsetzung der Mindestdeckungs-
summen speziell für Ausländer besteht kein recht-
fertigender Grund. Es geht keine größere Gefahr von 
ausländischen Kraftfahrzeugen aus als von ver-
gleichbaren inländischen Fahrzeugen. 

Wie ich bereits in der eingangs erwähnten Ant-
wort zugesagt habe, beobachtet die Bundesregierung 
jedoch laufend die Entwicklung. Sie wird die erfor-
derlichen Schritte unternehmen, wenn die verkehrs-
technische Lage oder die wirtschaftlichen Verhält-
nisse eine Heraufsetzung der Mindestdeckungs-
summen in der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung 
erfordern. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 22) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß im 
deutsch-schweizerischen Grenzgebiet zunehmend deutsche Grund-
stücke von Schweizer Landwirten gepachtet oder gekauft wer-
den, wofür die Schweiz beachtliche Prämien bezahlt, und sieht 
die Bundesregierung einen Weg, um im Einvernehmen mit 
der Schweiz diese Wettbewerbsverzerrung als Folge des Auf-
einandertreffens zweier verschiedener Agrarsysteme zu beseiti-
gen? 

Es trifft zu, daß schweizerische Landwirte im süd-
lich des Rheins gelegenen Teil der Bundesrepublik 
Deutschland landwirtschaftliche Grundstücke pach-
ten. Allein im Bezirk des Landwirtschaftsamts 
Waldshut soll es sich dabei um 500 Hektar handeln. 

Der schweizerische Staat fördert die Pacht von 
landwirtschaftlicher Fläche für Schweizer Betriebe, 
auch wenn diese Flächen in der Bundesrepublik 
Deutschland liegen. 

Gegen die Anpacht von landwirtschaftlichen Nutz-
flächen im süddeutschen Grenzgebiet durch schwei-
zerische Bauern können deutscherseits keine Ein-
wände erhoben werden. Auch können die schweize-
rischen Bauern die auf diesen Flächen erzeugten 
Agrarprodukte frei von Abgaben in die Schweiz aus-
führen, was im deutsch-schweizerischen Abkommen 
über den Grenz- und Durchgangsverkehr aus dem 
Jahre 1959 ausdrücklich festgestellt wird. 

Bedenken ergeben sich aber aus der Tatsache, 
daß die schweizerischen Behörden eine derartige 
Anpacht subventionieren und dadurch den Wett-
bewerb zwischen deutschen und schweizerischen 
Bauern bei der Anpacht derartiger landwirtschaft-
licher Nutzflächen zuungunsten der deutschen 
Bauern beeinflussen. 
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Die Frage der Pacht von landwirtschaftlicher 
Nutzfläche durch schweizerische Bauern im süd-
deutschen Grenzgebiet wird bei den Besprechungen 
im Rahmen des deutsch-schweizerischen Regierungs-
ausschusses, der am 10. und 11. Juni 1976 in Bonn 
stattfinden wird, erörtert werden. Hierbei wird ver-
sucht werden, eine für beide Seiten zufriedenstellen-
de Lösung zu finden. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Geldner (FDP) 
(Drucksache 7/5290 Fragen B 23 und 24) : 

Wieviel Magermilchpulver ist seit Beginn der sogenannten 
Kautionsregelung aus den Interventionsbeständen abgeflossen, 
und wie sind die Auswirkungen dieser Regelung auf die deut-
sche Landwirtschaft? 

Müssen bei der Beurteilung der Ausgabenentwicklung im Agrar-
strukturbereich, die ja im Gefolge der Haushaltsentscheidungen 
z. Z. heftig diskutiert wird, nicht auch Preis-, Sozial- und Kon-
junkturpolitik einschließlich der sogenannten Brüsseler Rück-
flüsse mitberücksichtigt werden, und wenn ja, wird sich die 
Bundesregierung entsprechend verhalten? 

Zu Frage B 23: 

Am 3. Juni 1976 war der Stand der Abgabe von 
Magermilchpulver im Rahmen der Kautionsrege-
lung wie folgt: 

kontrahiert 
abgenom

-

men 

Europäische Gemeinschaft 81 000 t 52 000 t 

davon Deutschland 32 000 t 19 000 t 

Niederlande 30 000 t 19 000 t 

Frankreich 6 000 t 4 000 t. 

Auf die deutsche Landwirtschaft wirkt sich die 
Maßnahme vor allem in einer Verteuerung der 
Mischfuttermittel aus. Von der Wirtschaft sind fol-
gende Mehrbelastungen genannt worden: 

bei Hühnerfutter 	1,40 bis 2,— DM/100 kg 

bei Schweinefutter 	0,90 bis 1,40 DM/100 kg 

bei Rindviehfutter 	3,70 bis 5,— DM/100 kg. 

Nach meinen Berechnungen führt diese Mehr-
belastung bei Veredelungsprodukten beispielsweise 
zu einer Erhöhung der Futterkosten von ca. 3,—
bis 5,— DM je Schwein (100 kg Lebendgewicht) 
und von 3,9 bis 5,6 Pf je Brathähnchen. 

Diese Zahlen sind allerdings nur als vorläufig zu 
betrachten. Die tatsächlichen Mehrbelastungen 
werden von den Marktverhältnissen bestimmt wer-
den. 

Zu Frage B 24: 

Ziel der Agrarstrukturpolitik ist die Entwicklung 
des ländlichen Raumes. Dabei zielen die überbe-
trieblichen Maßnahmen vorwiegend auf die Ver-
besserung der allgemeinen Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen der im ländlichen Raum tätigen, woh

-

nenden und erholungsuchenden Menschen ab. Sie 
schaffen die wesentlichen Voraussetzungen für die 
Entwicklung der Erwerbs- und Infrastruktur. Die 
einzelbetrieblichen Maßnahmen dienen demgegen-
über vorwiegend der Verbesserung der Produk-
tions- und Arbeitsbedingungen und leisten dabei 
gleichzeitig einen Beitrag zur Erfüllung der raum-
funktionalen Aufgabenteilung zwischen städtisch 
und ländlich geprägten Gebieten. 

Die umfassende Zielsetzung macht die Berück-
sichtigung von Preis-, Sozial- und Konjunkturpoli-
tik bei der Aufgabenentwicklung im Agrarstruk-
turbereich zwingend notwendig. Die Aufgabenent-
wicklung wird sich stärker an Prioritäten orientie-
ren, um den haushaltsmäßigen Möglichkeiten ge-
recht zu werden. 

Effizienzüberlegungen treten dabei immer stärker 
in den Vordergrund. Die Maßnahmen im Bereich 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" werden zur 
Zeit einer besonderen Prüfung unterzogen. Das 
gleiche gilt auch für die europäische Agrarstruk-
turpolitik. Bund und Länder werden demnächst 
einen Bericht über die Verbesserung der Agrar-
struktur vorlegen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Fragen B 25 und 26) : 

Wie hoch sind die Subventionen, die der niederländische Staat 
den Gartenbaubetrieben für Erdgas, leichtes und schweres Heizöl 
im Winter 1975/1976 gezahlt hat, und beabsichtigt die Bundes-
regierung eine ähnliche Regelung für den deutschen Gartenbau 
anzustreben? 

Gibt es nach Meinung der Bundesregierung Auswirkungen auf 
die Versorgung der Bevölkerung der EG durch die katastrophale 
Lage auf dem Nahrungsmittelsektor in der UdSSR? 

Zu Frage B 25: 

Aufgrund der mir vorliegenden Berichte der Bot-
schaft der Bundesrepublik Deutschland in Den Haag 
und den Auskünften der niederländischen Regie-
rung, gewähren die Niederlande für die Heizperiode 
1975/76 Beihilfen auf dem Energiesektor für Garten-
baubetriebe mit Unterglasanlagen auf der Basis fol-
gender Beträge: 

— 3,45 cts je kg schweren Heizöls, 

— 3,70 cts je Ltr. leichten Heizöls, 

— 1,40 cts Steuerrückerstattung je kg schweren 
Heizöls, 

— 3,26 cts Steuerrückerstattung je Ltr. leichten 
Heizöls. 

Die vorgenannte Steuerrückerstattung ist bis Ende 
1975 in Höhe von 75 % der erwähnten Beträge 
durchgeführt worden. Gegen die Erhöhung der Rück-
erstattung auf 100 % hat die Kommission der EG 
das Verfahren nach Art. 93 Abs. 2 EWG-Vertrag 
eingeleitet. Bis zum Abschluß dieses Verfahrens 
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werden daher die direkten Beihilfen um den Erhö-
hungssatz gekürzt ausgezahlt. 

Bei Erdgas wird keine direkte Beihilfe gewährt. 
Hier ist für Gartenbaubetriebe mit Unterglasanlagen 
in der Regel von einem tariflich bedingten Preisvor-
teil von ca. 4 cts je m 3  auszugehen. 

Wie Ihnen bekannt sein dürfte, führt die Bundes-
regierung für die Heizperiode 1975/76 eine Aus-
gleichsmaßnahme durch, für die mit Zustimmung des 
Deutschen Bundestages Bundesmittel in Höhe von 
18 Millionen DM im Haushaltsjahr 1976 bereitge-
stellt wurden. Ausschlußfrist für das diesbezügliche 
Antragsverfahren war der 4. Juni 1976. Die Höhe 
des Ausgleichsbetrages je Ltr./kg Heizöl bzw. je m 3 

 Gas ist vom Ergebnis des Antragsverfahrens abhän-
gig. 

Die vom Berufsstand geforderte Rückerstattung 
der Heizölsteuer ist aus Präjudizgründen nicht mög-
lich. Die Einnahmen aus der Heizölsteuer sind für 
den Kohlebergbau und für andere energiewirt-
schaftliche Zwecke bestimmt. Dies ist im Rahmen 
einer langfristigen Energiepolitik festgelegt. 

Um die Anpassung der Gartenbaubetriebe an die 
gestiegenen Energiekosten zu ermöglichen, werden 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe auch 1976, 
wie in den Vorjahren, Beihilfen für wärmedämmen-
de Maßnahmen gewährt. 

Zu Frage B 26: 

1. Nach vorliegenden Informationen bestehen der-
zeit in der UdSSR beträchtliche Schwierigkeiten in 
der Nahrungsmittelversorgung, insbesondere bei 
Getreide und Fleisch. 

Bei Getreide kann nach dem gegenwärtigen Stand 
davon ausgegangen werden, daß bei normalem Wit-
terungsverlauf das angestrebte diesjährige Produk-
tionsziel von 205 Millionen t Getreide nicht ganz er-
reicht werden wird. Daraus würde sich ein Einfuhr-
bedarf zwischen 5 bis 10 Millionen t Getreide er-
geben. 

Dieser Einfuhrbedarf an Getreide kann nach den 
Erntevorschätzungen der USA und im Hinblick 
auf die dort erwartete Bestandserhöhung bis zum 
Ende des Wirtschaftsjahres 1976/77 ohne Schwierig-
keiten auf dem Weltmarkt gedeckt werden. 

Im laufenden Wirtschaftsjahr beliefen sich die 
Käufe der UdSSR, hauptsächlich in USA, in Kanada 
und Australien, bisher auf etwa 17 Millionen t Ge-
treide. 

Nach den neuesten Schätzungen dürfte die Fleisch-
versorgung 1976 um etwa 1,5 bis 2 Millionen t unter 
der Vorjahresproduktion von 15,2 Millionen t lie-
gen. Als Folge der schlechten Getreideernte im Vor-
jahr wurden die Bestände an Schweinen um etwa 
20 % und die Geflügelbestände um etwa 10 % re-
duziert. Die UdSSR wird in den nächsten Monaten 
voraussichtlich größere Mengen Fleisch auf dem 
Weltmarkt kaufen müssen. Allerdings hat sie bisher 
argentinische und australische Offerten nicht ange-
nommen. 

2. Mit nachteiligen Auswirkungen auf die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln in 
der EG (insbesondere mit Getreide und Fleisch) 
durch die Situation in der UdSSR ist nicht zu rech-
nen. 

Die EG-Getreideernte 1976 wird auch bei durch-
schnittlichen Erträgen infolge der Anbauflächenaus-
weitung möglicherweise höher ausfallen als im vor-
angegangenen Jahr. Wegen des voraussichtlich nicht 
in gleichem Umfange zunehmenden Verbrauchs 
wird sich der langjährige Trend eines steigenden 
Selbstversorgungsgrades mit rückläufigen Nettoein-
fuhrmengen fortsetzen. 

Die Rindfleischproduktion in der EG (9) wird — 
anders als in der Bundesrepublik Deutschland — 
leicht rückläufig sein, aber auch der Verbrauch 
dürfte nicht den Umfang wie in den vorhergehenden 
Jahren erreichen. Außerdem belaufen sich — bei 
z. Z. noch leicht steigender Tendenz — die EG-Inter-
ventionsbestände (Ende Mai) auf rund 250 000 t 
Rindfleisch, davon etwa 100 000 t in der Bundes-
republik Deutschland. Andererseits ist bei Schweine-
fleisch im ersten Halbjahr 1977 aufgrund zyklischer 
Entwicklungen wieder mit einem Überangebot zu 
rechnen, was verstärkte Absatzbemühungen erfor-
derlich machen wird. Für Rind- und Schweinefleisch 
zusammen wird sich 1976 der Selbstversorgungsgrad 
kaum ändern und 100 % nicht wesentlich unter-
schreiten. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Thürk (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Fragen B 27 und 28) : 

Aus welchem Grund hat die Bundesregierung den Gesetzent-
wurf über die kostenlose Beförderung Schwerbehinderter im öf-
fentlichen Personennahverkehr, nachdem die Finanzminister der 
Länder wegen der ihnen überbürdeten erheblichen Kosten im 
Bundesrat Bedenken erhoben hatten, nicht dem Bundestag zu-
geleitet und es nicht — wie üblich — gegebenenfalls auf ein 
Vermittlungsverfahren ankommen lassen, hat sie zwischenzeitlich 
Überlegungen angestellt, wie ihre eigene Gesetzesinitiative mit 
Bundes- statt mit Länderfinanzmitteln bezahlt werden kann, und 
welche weiteren Initiativen hat die Bundesregierung vorgesehen, 
um den Behinderten doch noch ohne Abwälzung der Kosten auf 
Dritte zu ihrem Recht zu verhelfen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um neben 
den berufstätigen sowie den nicht berufstätigen Kriegsbeschädig-
ten und neben den berufstätigen Zivilbehinderten auch den nicht 
berufstätigen Schwergehbehinderten den gesetzlichen Anspruch 
auf einen Zuschuß zum Kauf eines Kraftfahrzeugs und zur Än-
derung der Bedienungseinrichtungen — jeweils nach fünf Jahren 
— zu verschaffen, wobei zu berücksichtigen wäre, daß Rollstühle 
und Elektromobile auf größere Entfernungen und bei Steigungen 
sowie bei ungünstigen Wetterlagen ungeeignet, die öffentlichen 
Verkehrsmittel aber auf die Beförderung Gehbehinderter nicht ein-
gerichtet sind, ein Kraftwagen deshalb sicher kein Luxusgegen-
stand, sondern ein notwendiges Gerät ist, um auch die zivilen 
Schwergehbehinderten in die Gesellschaft zu integrieren? 

Zu Frage B 27: 

Nach Ablehnung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personenverkehr (UnBefG) durch den 
Bundesrat hat die Bundesregierung eingehend ge-
prüft, ob der Entwurf gleichwohl dem Deutschen 
Bundestag zur weiteren parlamentarischen Behand-
lung zugeleitet werden sollte. Angesichts der nach 
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wie vor äußerst angespannten Haushaltslage des 
Bundes und der Länder sah und sieht sich die Bun-
desregierung vorerst hierzu nicht in der Lage. 

Zu Frage B 28: 

Durch das Gesetz über die Angleichung der Lei-
stungen zur Rehabilitation, das am 1. Oktober 1974 
in Kraft getreten ist, wurde eine weitgehende Har-
monisierung der von den verschiedenen Rehabili-
tationsträgern zu gewährenden Eingliederungshilfen 
erreicht. Zu den Rehabilitationsleistungen gehören 
im Rahmen der sogenannten „sonstigen Leistungen" 
im Sinne des § 20 Rehabilitations-Angleichungsge-
setz auch finanzielle Hilfen zur Beschaffung eines 
Kraftfahrzeuges. 

In aller Regel ist Voraussetzung für die Kraftfahr-
zeughilfe, daß der Behinderte das Fahrzeug zur Aus-
übung seines Berufes braucht. Ausnahmen von die-
sem Grundsatz sind im Bundesversorgungsgesetz 
und im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung 
vorgesehen. 

Auch nach dem Bundessozialhilfegesetz wird bei 
Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen Hilfe 
zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges in angemes-
senem Umfang gewährt, wenn der Behinderte we-
gen Art und Schwere seiner Behinderung zum Zwek-
ke seiner Eingliederung, vor allem in das Arbeitsle-
ben, auf die Benutzung eines Kraftfahrzeuges ange-
wiesen ist (§ 40 Abs. 1 Nr. 2 Bundessozialhilfegesetz 
in Verbindung mit § 8 der Verordnung zu § 47 Bun-
dessozialhilfegesetz). Daraus folgt, daß die Gewäh-
rung der Hilfe auch zu einem anderen Zweck der 
Eingliederung als zur Eingliederung in das Arbeits-
leben möglich ist. Voraussetzung für derartige Lei-
stungen ist aber, daß die Hilfe nicht nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften zu gewähren ist (§ 2 Bun-
dessozialhilfegesetz) und der Behinderte die gesetz-
lichen Einkommens- und Vermögensvoraussetzungen 
erfüllt. Soweit es dabei auf den Einsatz des Einkom-
mens ankommt, gilt die besondere Einkommensgren-
ze des § 81 Bundessozialhilfegesetz, hinsichtlich 
des Einsatzes des Vermögens gilt § 88 Bundessozial-
hilfegesetz. 

Die Bundesregierung ist mit Ihnen der Auffassung, 
daß es sich bei einem Kraftfahrzeug für einen schwer 
Gehbehinderten nicht um einen Luxusgegenstand 
handelt. Die Bundesregierung sieht sich jedoch in 
Anbetracht der derzeitigen allgemeinen Haushalts-
situation nicht in der Lage, eine Erweiterung der 
nach den derzeitigen gesetzlichen Regelungen mög-
lichen Kraftfahrzeughilfen in Aussicht zu stellen. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Löher (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Fragen B 29 und 30) : 

Welche sozialpolitischen Überlegungen waren maßgebend da-
für, den Beitritt Schwerbehinderter zu anderen Kassen als den 
Ortskrankenkassen nur unter bestimmten — nur selten gegebe-
nen — Voraussetzungen zuzulassen und somit eine breite Streu-

ung der Risiken aus der Krankenversicherung der Schwerbehin-
derten zu vermeiden? 

Wenn die Bundesregierung der Auffassung ist, daß den Schwer-
behinderten alle Kassen (Ersatzkassen) offenstehen, was ge-
denkt sie zu unternehmen, um die unrechtmäßige Rückweisung 
von Aufnahmeanträgen bzw. die Verweisung an die allgemeinen 
Ortskrankenkassen zu verhindern? 

Es ist Ziel des Gesetzes über die Sozialversiche-
rung Behinderter, alle Kassen an der Krankenver-
sicherung der Schwerbehinderten zu beteiligen. Auch 
die Ersatzkassen sind nach § 514 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 176 c der Reichsversicherungsordnung 
verpflichtet, Schwerbehinderte mit einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 vom Hun-
dert als freiwillige Mitglieder aufzunehmen. 

Ich werde Ihre Fragen zum Anlaß nehmen, die 
Versicherungsträger erneut auf diese Rechtslage hin-
zuweisen. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Krampe (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 31) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ersatzkassen die 
Aufnahme von Schwerbehinderten als freiwillige Mitglieder 
(I 176 c RVO) ablehnen oder von früherer Zugehörigkeit zu 
ihrer Kasse abhängig machen und dieser Personenkreis, der für 
sich allein eine äußerst defizitäre Versicherungsgruppe bildet, so-
mit fast ausschließlich von den durch die Risikoauslöse anderer 
Kassen und den Rentneranteil stark belasteten Ortskrankenkassen 
aufzunehmen ist, und wenn ja, ist die Bundesregierung der Auf-
fassung, daß eine solche Verhaltensweise der Rechtslage und der 
Zielsetzung des Gesetzes über die Sozialversicherung der Behin-
derten entspricht? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Schwerbe-
hinderte, die von ihrem Beitrittsrecht zu einer Er-
satzkasse Gebrauch machen wollten, in Einzelfällen 
Schwierigkeiten hatten. Diese konnten aber im all-
gemeinen ausgeräumt werden. Die Einzelbeschwer-
den lassen teilweise Anfangsschwierigkeiten bei der 
Einführung des Gesetzes über die Sozialversicherung 
Behinderter erkennen. 

Generell möchte ich noch darauf hinweisen, daß 
nach dem Ziel des Gesetzes über die Sozialversiche-
rung Behinderter alle Kassen an der Krankenver-
sicherung der Schwerbehinderten zu beteiligen sind. 
Auch die Ersatzkassen sind nach § 514 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 176 c der Reichsversicherungsord-
nung verpflichtet, Schwerbehinderte mit einer Min-
derung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 vom 
Hundert als freiwillige Mitglieder aufzunehmen. Ich 
werde Ihre Frage zum Anlaß nehmen, die Versiche-
rungsträger erneut auf diese Rechtslage hinzu-
weisen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5290 Frage B 32) : 
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Wie viele Bürger im Rentenalter sind seit 1961 mit Genehmi-
dung der dortigen Behörden aus der DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland übergesiedelt, und wie hoch sind die Rentenleistun-
gen der verschiedenen Rentenversicherungsträger in der Bundes-
republik Deutschland für diesen Personenkreis bisher gewesen 
und werden in den kommenden Jahren voraussichtlich sein? 

Von ,1961 bis 1975 sind 214 279 Rentner aus der 
Deutschen Demokratischen Republik in die Bundes-
republik Deutschland übergesiedelt. 

Über die finanziellen Aufwendungen der Renten-
versicherungsträger für den von Ihnen genannten 
Personenkreis liegen statistische Unterlagen nicht 
vor. Allgemein kann jedoch folgendes gesagt wer-
den. Versicherungszeiten in der Deutschen Demo-
kratischen Republik werden nach den generellen 
Vorschriften des Fremdrentengesetzes rentenstei-
gernd berücksichtigt. Nach Auskünften der Versiche-
rungsträger werden sie auf den für die elektronische 
Datenverarbeitung und -speicherung verwendeten 
Datenträgern (Magnetbändern) jedoch nicht durch 
bestimmte Merkmale gekennzeichnet, so daß eine 
nachträgliche maschinelle Auswertung nicht möglich 
ist. Die einzige Möglichkeit, zu einem statistisch ge-
sicherten Ergebnis zu gelangen, wäre, die Renten-
akten aus dem Rentenzugang und dem Rentenbe-
stand auf die gewünschten Informationen hin zu 
überprüfen. Aber selbst bei einer nur 1prozentigen 
Stichprobe wären gegenwärtig mehr als 100 000 Ren-
tenakten zu sichten, was zu einer erheblichen Bela-
stung der Träger der gesetzlichen Rentenversiche-
rungen führen würde. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Wörner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Fragen B 33 und 34) : 

Treffen Gerüchte zu, wonach die Absicht ,besteht, die Bundes-
wehrhochschule Hamburg noch vor den Bundestagswahlen in die 
Hochschule Hamburg zu integrieren? 

Ist es richtig, daß die von Professoren der Bundeswehrhoch-
schule gewünschte Aufnahme berufsbezogener Fächer, wie 
Waffen- und Munitionstechnik und Ballistik, in den Lehrplan 
der Bundeswehrhochschule abgelehnt wurde, und welches sind 
gegebenenfalls die Gründe für diese Entscheidung? 

Zu Frage B 33: 

Es ist nicht beabsichtigt, die Hochschule der Bun-
deswehr Hamburg vor den Bundestagswahlen in die 
Hochschule Hamburg zu integrieren. Das wäre schon 
deshalb nicht möglich, weil die Hochschule Ham-
burg noch nicht errichtet ist. Dazu muß zunächst die 
weitere Hamburger Hochschulgesetzgebung abge-
wartet werden, die nach der Planung der Freien und 
Hansestadt Hamburg nicht vor 1979 abgeschlossen 
sein wird. 

Zu Frage B 34: 

Es ist nicht richtig, daß die Aufnahme berufsbezo-
gener Fächer, wie Waffen- und Munitionstechnik so-
wie Ballistik im Lehrplan der HSBw Hamburg abge-
lehnt wurde. Diese Lehreinheiten sind in den Vor-

lesungsverzeichnissen enthalten und im Entwurf der 
Vorläufigen Diplomprüfungsordnung für den Fach-
bereich Maschinenbau der Hochschule der Bundes-
wehr Hamburg berücksichtigt. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Handlos (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Fragen B 35 und 36) : 

Trifft es zu, daß die bauseitige Planung und geräteseitige 
Ausstattung der Mensen der Hochschulen der Bundeswehr in 
Hamburg und München von dem Konzept einer hochschulüblichen 
Mensa ausgingen, und wenn ja, welche Investitionen sind für 
die beiden Mensen getätigt worden? 

Trifft es zu, daß der Bundesverteidigungsminister nunmehr 
die Nutzung der Hochschulen nicht entsprechend einer mensaübli-
lichen Betriebsform, sondern entsprechend einer Truppenküche or-
ganisieren will, und wenn ja, wie hoch sind die Fehlinvestitionen 
zu veranschlagen, die dadurch entstehen, daß eine den Planungs-
vorstellungen nicht gerecht werdende Nutzung herbeigeführt 
wird, und ist die Bundesregierung dabei der Ansicht, daß ein 
derartiges „System der Voranmeldung", wie dies hei Truppen-
küchen der Fall ist, dem üblichen Ablauf einer Hochschule ent-
spricht? 

Es ist richtig, daß die bauseitige Planung und ge-
räteseitige Ausstattung der Mensen HSBw vom 
Konzept einer hochschulüblichen Mensa ausgingen. 

Die baulichen Investitionen einschließlich Küchen-
einrichtung für die beiden Mensen betragen 36,7 Mil-
lionen DM. 

Die Mensen dienen nicht nur der Essenein-
nahme, sondern sie bilden zugleich das Kommuni-
kationszentrum für die Angehörigen der HSBw und 
deren Besucher. 

Es trifft zu, daß der Bundesminister der Verteidi-
gung die Nutzung der Mensa der HSBw Hamburg 
nicht entsprechend einer mensaüblichen Betriebs-
form, sondern zunächst entsprechend einer Truppen-
küche mit einer davon getrennt bewirtschafteten 
Cafeteria organisiert hat. Eine Entscheidung über 
das Bewirtschaftungssystem der Mensa HSBw Mün-
chen ist noch nicht getroffen worden. 

Von der ursprünglich vorgesehenen mensaüb-
lichen Bewirtschaftungsform, bei der die Studieren-
den ohne Voranmeldung mit einem gegenüber der 
Truppenverpflegung reichhaltigeren Speiseangebot 
verpflegt werden, mußte Abstand genommen wer-
den, weil bei dieser Form die Essenspreise für die 
studierenden Soldaten unzumutbar hoch gewesen 
wären und der Bundesminister der Finanzen es ab-
lehnte, die Mensen mit einem der Truppenküche 
entsprechenden Wertansatz zu subventionieren. 

Darüber hinaus ist für die Studierenden die preis-
günstigere Truppenverpflegung gerechtfertigt, weil 
diese ohnehin zum Wohnen in der Gemeinschaftsun-
terkunft verpflichteten Soldaten nach den geltenden 
Bestimmungen (auf der Grundlage des § 6 des Sol-
datengesetzes) zur Teilnahme an der Truppenver-
pflegung verpflichtet sind. Dementsprechend ist der 
Bund gehalten, für diesen Personenkreis so lange 
Truppenverpflegung bereitzustellen, bis eine andere 
Lösungsmöglichkeit gefunden worden ist. 
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Von Fehlinvestitionen kann nicht gesprochen wer-
den, da die vorhandenen Betriebseinrichtungen ver-
wendet werden können. 

Auf die Voranmeldung der Verpflegungsteilneh-
mer kann im Interesse eines kostensparenden und 
ordnungsgemäßen Betriebs einer Truppenküche nicht 
verzichtet werden. Dabei wird nicht verkannt, daß 
dies beim Studienbetrieb zu gewissen Schwierigkei-
ten führt. Die Bundesregierung ist aber der Auffas-
sung, daß diese Schwierigkeiten nicht zu einer ernst-
haften Beeinträchtigung des Studienbetriebs führen 
und deshalb so lange hingenommen werden müssen, 
wie keine andere Bewirtschaftungsform gefunden ist, 
die zu jeder Tageszeit preisgünstige und qualitativ 
gute Verpflegung gewährleistet. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schrift

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5290 Fragen B 37 und 38) : 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, welche 
finanziellen Belastungen insbesondere den ländlichen Ge-
meinden im Durchschnitt durch die in der am 15. Februar 1976 
in Kraft getretenen Trinkwasserverordnung vorn 31. Januar 
1975 vorgeschriebenen Wasseruntersuchungen entstehen, und 
sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, insbesondere die 
kleinen Gemeinden insoweit zu entlasten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die in § 11 Abs. 3 der Trink-
wasserverordnung genannte jährliche Entnahmehöchstgrenze bei 
eigener Versorgung von 1000 cbm auf mindestens 1200 chin zu 
erhöhen, um so ländlichen Betrieben die kostspieligen jähr-
lichen Untersuchungen nach § 9 Nr. 3 und 4 der Verordnung zu 
ersparen? 

Zu Frage B 37: 

Der Bundesregierung liegen bislang keine Er-
kenntnisse darüber vor, ob insbesondere in länd-
lichen Gemeinden durch die Trinkwasserverordnung 
zusätzliche finanzielle Belastungen entstanden sind. 
Die Zeit, seitdem die Trinkwasserverordnung am 
16. Februar 1976 in Kraft getreten ist, ist dafür auch 
noch zu kurz. Gerade kleine Gemeinden müssen ihr 
Trinkwasser nach dieser Verordnung nur wenige 
Male im Jahr untersuchen. Die Bundesregierung 
ist seinerzeit beim Erlaß der Trinkwasserverord-
nung davon ausgegangen, daß das Trinkwasser 
auch in ländlichen Gemeinden schon bisher im In-
teresse der Gesundheit der Verbraucher durch re-
gelmäßige Untersuchungen überwacht worden ist, 
so daß keine wesentlichen zusätzlichen Kosten an-
fallen. Die Bundesregierung geht ferner davon aus, 
daß die Kosten für die vorgeschriebenen Wasser-
untersuchungen angesichts der sonstigen Kosten 
der Wassergewinnung, Aufbereitung und Vertei-
lung kein wesentlicher Kostenfaktor sind. 

Zu Frage B 38: 

Ob es notwendig und vertretbar ist, die jährliche 
Entnahme-Höchstgrenze des § 11 Abs. 3 Trinkwas-
serverordnung vom 16. Februar 1976 von 1 000 auf 
1 200 m3  zu ändern, wird sich erst nach Vorliegen 
entsprechender Erfahrungen beurteilen lassen. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Früh (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 39) : 

Kann die Bundesregierung angeben, ob es dem § 3 des Ge-
setzes über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Bundesgesetz-
blatt 1972, Teil I, Seite 2) vergleichbare nationale Rechtsnormen 
in anderen EG-Länderen gibt, und teilt die Bundesregierung 
meine Auffassung, daß für den Fall, daß es in anderen EG-Län-
dern derartige Rechtsnormen nicht gibt, die Bestimmungen des 
§ 3 des Betäubungsmittelgesetzes, soweit sie das Verbot des 
Anbaus von Hanf zum Schutz solcher Personen enthalten, die 
sich Pflanzenteile von Hanf unrechtmäßig aneignen, wenig 
wirkungsvoll sind, weil diese Personen sich Teile von Hanf

-

pflanzen in anderen EG-Ländern leicht beschaffen können, und 
was gedenkt die Bundesregierung hiergegen zu tun? 

Der Bundesregierung liegen z. Zt. keine genauen 
Angaben darüber vor, in welchen EG-Ländern ver-
gleichbare gesetzliche Regelungen erlassen worden 
sind oder vor ihrer Verabschiedung stehen. In der 
Kürze der für die Beantwortung verfügbaren Zeit 
war es leider nicht möglich, aussagefähige Fest-
stellungen hierüber zu treffen. 

Das internationale Einheits-Übereinkommen von 
1961 über Suchtstoffe (Bundesgesetzblatt 1973, II. S. 
1353) ist inzwischen von allen EG-Staaten — mög-
licherweise steht aber noch Irland aus — ratifiziert 
worden. Die Verpflichtungen der Vertragsstaaten 
dieses Übereinkommens zur Kontrolle des Hanfan-
baues ergeben sich aus den Artikeln 22 und 28. 
Selbst wenn andere EG-Staaten den Hanfanbau zur 
Gewinnung von Cannabis und Cannabisharz gestat-
ten (Artikel 28 Absatz 1), sind sie gemäß Artikel 
28 Absatz 3 verpflichtet, Maßnahmen zu treffen, 
daß ein Mißbrauch der Blätter der Hanfpflanzen und 
der unerlaubte Verkehr damit verhindert wird. 

Die Bundesregierung ist deshalb nicht der Auf-
fassung, daß die Bestimmungen des Betäubungsmit-
telgesetzes wenig wirkungsvoll sind, wenn sich alle 
Vertragsstaaten des Einheits-Übereinkommens um 
dessen exakte Durchführung bemühen. Darüber 
hinaus tritt die Bundesregierung in internationalen 
Gremien und auch in bilateralen Gesprächen immer 
wieder dafür ein, daß im Hinblick auf die Solidari-
tät der Vertragsstaaten der internationalen Sucht-
stoffabkommen eine liberale Betäubungsmittelge-
setzgebung in einem Staat nicht zu einer Gefahren-
quelle für die Volksgesundheit in den Nachbarstaa-
ten werden und deren Bemühungen zur Bekämp-
fung des Drogenmißbrauchs nicht beeinträchtigen 
darf. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5290 Frage B 40) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Unbedenklichkeit des 
Cyclamats hinsichtlich krebserregender und erbverändernder 
Stoffe unter dem Gesichtspunkt des Verbots in den USA? 
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Der Bundesregierung ist noch nicht bekannt, auf 
Grund welcher Untersuchungen in den USA eine 
Zulassung des Süßstoffs Cyclamat weiterhin abge-
lehnt wird. 

Aufgrund wissenschaftlicher Untersuchungen der 
letzten Jahre ist jedoch davon auszugehen, daß 
eine gesundheitliche Gefährdung durch Cyclamat 
nicht gegeben ist. Das Deutsche Krebsforschungs-
zentrum in Heidelberg hat in sehr eingehenden Un-
tersuchungen, die durch verschiedene Wissen-
schaftler im In- und Ausland bestätigt worden sind, 
festgestellt, daß Cyclamate keine kanzerogenen 
Wirkungen besitzen. 

Der Beschluß der amerikanischen Food and Drug 
Administration (FDA) ist vom Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit zum Anlaß 
genommen worden, erneut das Bundesgesundheits-
amt und das Deutsche Krebsforschungszentrum um 
eine Stellungnahme zu bitten. Nach dem augen-
blicklichen Stand besteht aber kein Anlaß, die 
Zulassung der Verwendung von Cyclamat für diäte-
tische Lebensmittel in der Diätverordnung in Frage 
zu stellen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Zander auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Fragen B 41 und 42) : 

Wie hat sich die Einsetzung des neuen Präsidenten des BGA, 
Herrn Prof. Fülgraff, auf die Arzneimittelsicherheit ausgewirkt 
und wie häufig ist bei der Anmeldung neuer Darreichungs- oder 
Zubereitungsformen bereits im handel befindlicher oder re-
gistrierter Arzneimittel des Indikationsspektrums gemäß den 
wiederholten Darlegungen des Präsidenten in der Öffentlichkeit 
beschnitten worden, um welche handelt es sich? 

Welche konkreten Schäden durch Anwendung von Arznei-
mitteln mit nicht gesicherter Wirksamkeit zur Behandlung der 
sexuellen Übererregbarkeit sind der Bundesregierung bekannt, 
wo wurden sie veröffentlicht, so daß das BGA gezwungen war, 
bei einem pflanzlichen, mild wirkenden Sedativum aus der 
Hypoxiswurzel einen Doppelblindversuch zum Nachweis der 
Wirksamkeit zu verlangen, wie wird dieser Versuch mit dieser 
Indikation konkret im einzelnen durchgeführt, so daß sich die 
Dämpfung der sexuellen Übererregbarkeit mit naturwissen-
schaftlich einwandfreien Methoden messen läßt? 

Zu Frage B 41: 

Die Berufung des neuen Präsidenten des Bundes-
gesundheitsamtes, Herrn Prof. Fülgraff, hat sich 
sehr positiv auf die Tätigkeit des Bundesgesund-
heitsamtes auch im Bereich der Arzneimittelsicher-
heit ausgewirkt. Durch Konzentration der Kräfte 
innerhalb des Amtes, z. B. durch die Errichtung des 
Instituts für Arzneimittel, konnte die Arbeitseffek-
tivität stark erhöht werden. Das zeigt sich insbe-
sondere durch die seit 1975 sehr eindrucksvoll ge-
stiegene Zahl von Neuregistrierungen. So wur-
den 1974 747 Arzneispezialitäten registriert. 
1975 waren es dagegen 1 661 Neuregistrierungen. 

Das Bundesgesundheitsamt hat sich im Registrie-
rungsverfahren bemüht, übertriebenen Indikations-
angaben entgegenzutreten. So wurde im Jahre 1975 
bei einer Gesamtzahl von 606 medizinischen Frei-

gaben zur Registrierung in 203 Fällen Anmelder und 
Landesbehörde mitgeteilt, daß die therapeutische 
Wirksamkeit nicht als nachgewiesen angesehen 
werden könne. Im Jahre 1976 ist das bisher 73mal 
bei einer Gesamtzahl von 330 Freigaben der Fall 
gewesen. Hierbei stützt sich das Bundesgesundheits-
amt auf § 8 des zur Zeit noch gültigen Arzneimittel-
gesetzes, der es verbietet, Arzneimittel unter Täu-
schung und Irreführung in den Verkehr zu bringen 
— darunter fallen auch übertriebene Wirksamkeits-
angaben — und auf die Richtlinie über die Prü-
fung von Arzneimitteln vom 11. Juni 1971. 

Ich hoffe auf Ihr Verständnis, daß ich auf einzelne 
Präparate und beanstandete Indikationen hier nicht 
eingehen kann. 

Ich möchte außerdem bemerken, daß es bei ge-
meinsamen Anstrengungen und Leistungen, wie 
hier dargestellt, problematisch ist, den Beitrag ein-
zelner Personen messen und bewerten zu wollen. 

Zu Frage B 42: 

Der Bundesregierung sind konkrete Schäden 
durch Anwendung von Arzneimitteln mit nichtge-
sicherter Wirksamkeit zur Behandlung der sexuel-
len Übererregbarkeit nicht bekannt. 

Die Bundesregierung kann Ihre Angabe, das Bun-
desgesundheitsamt habe bei einem pflanzlichen 
mildwirkenden Sedativum aus der Hypoxis-Wurzel 
einen Doppelblindversuch zum Nachweis der Wirk-
samkeit bei der Behandlung sexueller Übererreg-
barkeit verlangt, nicht bestätigen. Dem Bundesge-
sundheitsamt ist eine therapeutische Wirksamkeit 
der afrikanischen Hypoxis-Wurzel bisher weder bei 
der Hypersexualität noch als Sedativum bekannt-
geworden. Möglicherweise liegt Ihrer Anfrage in-
soweit ein Mißverständnis zugrunde. Das Bundes-
gesundheitsamt hat mir mitgeteilt, daß es keinen 
Fall kennt, auf den Ihre Angaben zutreffen. 

Die Sachverständigen des Bundesgesundheitsam-
tes vertreten die Auffassung, daß dem Vertrieb 
eines als mildes Sedativum bekannten Medikamen-
tes zur Anwendung bei Hypersexualität Einwände 
dann nicht entgegenstehen würden, wenn der Her-
steller dem Mittel keine weitere Wirksamkeit bei-
legt. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Zebisch (SPD) (Druck-
sache 7/5290 Fragen B 43 und 44) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob der Vorstand der Deut-
schen Bundesbahn die Bundesbahnversicherungsanstalt angewie-
sen hat, rechtswidrig Leistungen zu kürzen, und wird sie auf 
die Deutsche Bundesbahn einwirken, an die betroffenen Ver-
sicherten wieder die satzungsgemäßen Leistungen zu erbringen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche Bundes-
bahn in erster Instanz in dieser Sache 14 Musterprozesse ver-
loren hat, und wird sie darauf hinwirken, daß durch den Ver-
zicht auf das Rechtsmittel der Berufung diese Urteile rechts-
kräftig werden, damit die Versicherten alsbald in den Genuß der 
vorenthaltenen Leistungen kommen werden? 
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Zu Frage B 43: 

Aufsichtliche Weisungen des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbahn (DB) in seiner Eigenschaft als 
Aufsichtsbehörde gem. § 32 der Bundesbahnversiche-
rungsanstalts-Satzung an die Bundesbahnversiche-
rungsanstalt (BVA) sind der Bundesregierung be-
kannt. Sie fallen in die ausschließliche aufsichtrecht-
liche Zuständigkeit des Vorstandes der DB. Ange-
sichts der angespannten Finanzlage der DB und der 
hohen Fehlbeträge der BVA-Abt. B erscheint es 
auch nicht länger hinnehmbar, daß die bei der BVA-
Abt. B versicherten Rentner in einem wesentlichen 
Umfang höhere Gesamtversorgungen erhalten als 
die bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL) versicherten Arbeitnehmer des Bun-
des und hierfür zu Lasten des Bundes nicht unerheb-
liche Haushaltsmittel bereitgestellt werden. 

Zu Frage B 44: 

Aufgrund der von der BVA-Abt. B im Vollzug der 
vorläufigen aufsichtlichen Weisungen des Vorstan-
des der DB getroffenen Maßnahmen wurde in 14 
Fällen gegen die BVA-Abt. B Leistungsklage erho-
ben. Die BVA-Abt. B ist in den am 29. März 1976 
verkündeten Urteilen der ersten Instanz unter-
legen. Eine schriftliche Urteilsbegründung liegt noch 
nicht vor. Zur Frage der behaupteten Rechtswidrig-
keit der vorläufigen aufsichtlichen Weisung sowie 
der Einlegung von Rechtsmitteln gegen die ergan-
genen Urteile kann daher bis auf weiteres noch nicht 
Stellung genommen werden. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Frage B 45) : 

Treffen Pressemeldungen (Abendzeitung vom 25. Mai 1976) zu, 
wonach hei der Münchner S-Bahn künftig etwa 80 Zugbegleiter 
eingespart werden sollen, wodurch die Abfertigung der S-Bahn-
züge an den Bahnsteigen von den Triebzugführern allein vor-
genommen werden müßte, und daß infolge der dadurch verur-
sachten Überbelastung der Lokführer bei Voll- oder Lang-
zügen ein erhebliches Sicherheitsrisiko für die S-Bahn und ihre 
Fahrgäste entsteht? 

Nach der Eisenbahn-Bau- und -Betriebsordnung 
(§ 46 Abs. 3 Nr. 1 EBO) ist zugelassen, daß Reise-
züge im Stadt- und Vorortverkehr bei einmänniger 
Besetzung des führenden Fahrzeugs ohne Zugbe-
gleiter verkehren dürfen, wenn diese Züge mit 
Sicherheitsfahrschaltung und induktiver Zugbeein-
flussung ausgerüstet sind und die Wagentüren vom 
Triebfahrzeug aus geschlossen werden. Diese Re-
gelung, deren Zweckmäßigkeit durch jahrelange po-
sitive Erfahrungen im Bereich anderer S-Bahn-
Netze im In- und Ausland erwiesen ist und die im 
übrigen bereits auch im Bereich der U-Bahn Mün-
chen Anwendung findet, führt keineswegs zu einer  

unzumutbaren Belastung der Triebfahrzeugführer. 
Sie beeinträchtigt weder die Sicherheit des S-Bahn-
Betriebes noch die der Fahrgäste. 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat im übrigen 
erklärt, daß sie die vorerwähnte Regelung der EBO 
zunächst nur bei Kurzzügen der Linien S 1 bis S 6 
und bei Vollzügen der Linie S 6 im Rahmen eines 
Versuchs anwendet, nachdem ein Vorversuch, bei 
dem Zugschaffner ohne Abfertigungsaufgaben beim 
Zughalt an Bahnsteigen in den Züge belassen wur-
den, mit positivem Ergebnis abgeschlossen werden 
konnte. Die Durchführung von Langzügen ohne Zug-
schaffner ist nicht vorgesehen. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5290 Frage B 46) : 

Ist das Bundesverkehrsministerium bereit dafür Sorge zu 
tragen, den Durchgangsverkehr in Vernich und Weilerswist 
dadurch zu entlasten, indem eine Umgehungsstraße der B 51 
gebaut wird, und wann kann gegebenenfalls mit einer Ver-
wirklichung dieses Straßenbauvorhabens gerechnet werden? 

Der Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen weist 
für die B 51 im Bereich Weilerswist/Vernich keinen 
Ausbaubedarf aus. Durch die z. Z. im Bau befindliche 
A 1 ist eine wirksame Entlastung der beiden Orts-
durchfahrten vom Durchgangsverkehr zu erwarten. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/5290 Fragen B 47 und 48) : 

Ergehen sich aus der Verwirklichung der von der Bundes-
regierung vorgelegten Konzeption für die Flugsicherung Kompli-
kationen für die Abwicklung des zivilen Luftverkehrs während 
der bevorstehenden Sommermonate? 

In welcher Weise erfolgt die Abstimmung zwischen der zivilen 
und der militärischen Flugsicherheit? 

Zu Frage B 47: 

Die Abwicklung der von der Flugsicherung kon-
trollierten zivilen Flüge wird durch die im Mai 1976 
in Kraft getretene Neuordnung des Luftraumes nicht 
beeinträchtigt. Dies trifft auch für den Urlaubs-
verkehr zu. 

Zu Frage B 48: 

Die Zusammenarbeit zwischen der zivilen und 
militärischen Flugsicherung sowie mit dem zivilen 
und militärischen Flugbetrieb ist in Betriebsabspra-
chen im einzelnen geregelt. 
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Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Fragen B 49 und 50) : 

Zu welchem Ergebnis sind die Verhandlungen der beteiligten 
Behörden einschließlich der US-Army in Europa (USAREUR) 
zur Führung der B 3 und der A 49 im Stadtteil Darmstadt-Eber-
stadt gekommen? 

Wann kann mit dem Baubeginn besonders der Trasse der B 3 
im Bereich Eberstadt gerechnet werden? 

Die amerikanischen Streitkräfte lehnen eine Li-
nienführung der A 49 durch die freigehaltene Bau-
lücke in der von den Amerikanern bewohnten Lin-
coln-Siedlung nach wie vor ab. Sie schlagen eine 
Abrückung der Trasse nach Süden und damit eine 
Umgehung der Lincoln-Siedlung vor. 

Eine solche Lösung erscheint möglich und auch 
vertretbar. Über die neue Planung, bei der beabsich-
tigt ist, die ursprüngliche Trassenführung durch die 
Lincoln-Siedlung aufzugeben, besteht mit der hes-
sischen Straßenbauverwaltung in grundsätzlicher 
Hinsicht Einvernehmen. Durch die Verschiebung der 
Linie ändert sich auch der Anschluß der B 3 an die 
A 49. 

Sobald der neue Vorschlag als Vorab-Entwurf zu 
Papier gebracht und mit der Stadt Darmstadt abge-
stimmt ist, sollen die Verhandlungen mit USAREUR 
erneut aufgenommen werden. 

Der Baubeginn der A 49 und der B 3 im Bereich 
von Darmstadt-Eberstadt hängt im wesentlichen vom 
Ausgang dieser Verhandlungen sowie von dem dann 
noch erforderlichen Planfeststellungsverfahren und 
dem Grunderwerb ab. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) 
(SPD) (Drucksache 7/5290 Fragen B 51 und 52) : 

Unter der Voraussetzung, daß die Fertigstellung der Rhein-
brücke Neuwied-Weißenthurm fristgerecht erfolgt und die Ab-
leitung der Brückenauffahrt in den innerstädtischen Verkehrsbe-
reich der Stadt Neuwied innerhalb des ersten Bauabschnittes 
liegt, kann die Bundesregierung verbindlich erklären, innerhalb 
welchen zeitlichen Stufenplans die Anbindung an das Neuwieder 
Kreuz Richtung Bendorf realisiert wird? 

Inwieweit ist gewährleistet, daß der Bau der Umgehungs-
straße Altenkirchen (Westerwald) nicht verzögert und die Fertig-
stellung gemäß Zeitplan entsprechend der Terminierung von 
Ausschreibung und Mittelbereitstellung erfolgt? 

Zu Frage B 51: 

Nach den derzeitigen Dispositionen sowohl hin-
sichtlich der Finanzierung als auch der Baudurch-
führung ist beabsichtigt, die Rheinbrücke Neuwied 
mit den Brückenanschlüssen und dem Anschluß an 
die Bundesstraße 9 im Jahre 1979 fertigzustellen. 
Daran anschließend soll mit der Umgehungstraße 
Neuwied im Zuge der B 256 begonnen werden. Die 
Baudurchführung des Abschnitts von der Rhein-
brücke bis zur B 42 alt ist im 2. Fünfjahresplan und  

die des Abschnitts von der B 42 alt bis zur B 42 neu 
(Umgehungsstraße Neuwied—Bendorf) im 3. Fünf-
jahresplan vorgesehen. 

Zu Frage B 52: 

Zwischen dem Bundesminister für Verkehr und 
dem Land Rheinland-Pfalz als Auftragsverwaltung 
des Bundes besteht Einvernehmen, die Umgehungs-
straße Altenkirchen entsprechend den vorgesehenen 
Bauterminen und der möglichen Mittelbereitstel-
lung ohne Verzögerung fertigzustellen. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 7/5290 Frage B 53) : 

Hat die Bundesregierung inzwischen die ihr vom Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn Ende März 1976 zugeleitete Unter-
suchung zu Bahnpolizei und Fahndungsdienst ausgewertet, und 
zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung hinsichtlich der 
Organisation beider Dienste gekommen? 

Der Ihnen auf Ihre Fragen in der Fragestunde vom 
7./8. April 1976 (Bundestagsdrucks. 7/4963, Teil A, 
Nr. 61) mitgeteilte Sachstand ist unverändert. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Frage B 54) : 

Wann ist mit einem verkehrsgerechten Ausbau der Autobahn-
anschlußstelle Melsungen zu rechnen, und welche vorläufigen 
Maßnahmen zu einer Verbesserung der Beschilderung der Aus-
fahrt aus südlicher Richtung können ergriffen werden? 

Der Entwurf für den Ausbau der Anschlußstelle 
Melsungen liegt gegenwärtig dem Bundesverkehrs-
ministerium vor und wird geprüft. Nach einer Ge-
nehmigung des Entwurfes sind noch das Planfest-
stellungsverfahren und der Grunderwerb durchzu-
führen. Es wird damit gerechnet, daß mit den Bau-
arbeiten 1978 begonnen werden kann. 

Nach Informationen der zuständigen hessischen 
Straßenbauverwaltung ist eine Verbesserung der 
Beschilderung der Ausfahrt aus südlicher Richtung 
bis zum Ausbau der Anschlußstelle nicht erforder-
lich. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/5290 Fragen B 55 und 56) : 
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Welche Zielplanung hat die Bundesregierung im Rahmen der 
Neuregelung der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung bezüglich 
des Wasser- und Schiffahrtsamts Regensburg, das für den ganzen 
ostbayerischen Raum eine große Bedeutung besitzt? 

Zu welchen Ergebnissen ist die Deutsche Bundesbahn bei 
ihren bisherigen Untersuchungen über die Bahnlinie Wiesau- 
Waldsassen gekommen, welche Absichten verfolgt sie weiter-
hin insbesondere im Rahmen der Stillegungspläne angesichts 
einer möglichen Wiedereröffnung des Bahngrenzübergangs Wald-
sassen—Eger? 

Zu Frage B 55: 

Im Rahmen des ersten Schrittes zur Neuordnung der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes ist 
mit Wirkung vom 1. Januar 1976 die Anzahl der Was-
ser- und Schiffahrtsdirektionen (WSDn) und zwölf 
auf sechs verringert worden. Die Neuordnung der Un-
terinstanz (Wasser- und Schiffahrtsämter — WSÄ — 
mit Aufsichtsbezirken und Bauhöfen) erfolgt in ei-
nem zweiten Schritt. Zur Vorbereitung der Entschei-
dungen über die im zweiten Schritt durchzuführen-
den organisatorischen Maßnahmen sind die Präsi-
denten der WSDn beauftragt worden, bis Mitte 1977 
Vorschläge für die Neugliederung der Ämter ein-
schließlich der Aufsichtsbezirke und Bauhöfe vorzu-
legen. Hierbei sind das Gutachten des Bundesbeauf-
tragten für die Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 
und der Bericht der Projektgruppe des Bundesver-
kehrsministeriums „Wasser- und Schiffahrtsverwal-
tung/Organisation —WSV/Org—" zu beachten. Die 
Entscheidung über die Vorschläge zur Neuordnung 
der Unterinstanz und damit über die Erhaltung des 
Wasser- und Schiffahrtsamtes (WSA) Regensburg 
wird voraussichtlich Ende 1977 und die Durchfüh-
rung erst ab 1978 erfolgen. 

Auch dieser zweite Schritt wird begleitet sein von 
einem Gedankenaustausch mit den Betroffenen und 
Beteiligten, um bei der Entscheidung über Anzahl 
und künftige Standorte der WSÄ alle die vorliegen-
de Konzeption verbessernden Anregungen einbe-
ziehen zu können. 

Zu Frage B 56 

Die Bundesbahnstrecke Wiesau–Waldsassen ist in 
dem von der Deutschen Bundesbahn ermittelten be-
triebswirtschaftlich optimalen Netz nicht enthalten. 
Streckenbezogene Untersuchungsergebnisse liegen 
dem Bundesminister für Verkehr noch nicht vor. 

Im Rahmen der Überlegungen, welches Netz ge-
samtwirtschaftlich notwendig ist, wird auch die 
Frage der Wiedereröffnung des Eisenbahngrenz-
übergangs Waldsassen–Egern geprüft werden. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 57): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, durch 
Fahrpreisverbilligungen die Benutzung von Nahverkehrsver-
bindungen der Deutschen Bundesbahn attraktiver zu machen, 
und würde durch die stärkere Benutzung der Strecken die 
Rentabilität dieser Strecken nicht sogar gesteigert werden kön-
nen? 

Angesichts eines Kostendeckungsgrades von rund 
25,5 % im Schienenpersonennahverkehr und einer 
weitgehend unelastischen Nachfrage ist gegenüber 
generellen Fahrpreisverbilligungen Skepsis ange-
bracht. In bestimmten Bereichen — z. B. Einkaufs-
oder Ausflugsverkehr — können solche Maßnahmen 
allerdings betriebswirtschaftlich sinnvoll sein und 
sich damit positiv auf die Rentabilität einzelner 
Strecken auswirken. Die Deutsche Bundesbahn trägt 
solchen Möglichkeiten des Marktes schon jetzt 
Rechnung. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Mick (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5290 Fragen B 58 und 59) : 

Trifft es zu, daß der Bundespostminister Mieterhöhungen von 
54 % für die im Eigentum der Deutschen Bundespost befindlichen 
Studentenwohnheime der Fachhochschule in Dieburg beabsichtigt? 

Wie gedenkt die Bundesregierung, soziale Härtefälle zu ver-
meiden angesichts der Tatsache, daß die Studienförderung seit 
1973 stagniert und auch das Wohngeld nicht mehr geeignet ist, 
seine soziale Ausgleichsfunktion zu erfüllen? 

Seit 1968 ist das Nutzungsentgelt für einen Wohn-
heimplatz unverändert mit 68 DM monatlich festge-
setzt gewesen, obwohl das Nutzungsentgelt für die 
Wohnplätze neben der reinen Miete zusätzlich fol-
gende — bei vergleichbaren Wohnheimen nicht üb-
liche — Leistungen der Deutschen Bundespost um-
faßt: 

— Heizung, Beleuchtung und Reinigung des gut aus-
gestatteten Zimmers 

— Gestellung und Reinigung der Bettwäsche und 
der Handtücher 

— Benutzung der in jedem Zimmer installierten 
Haustelefonanlage 

— Benutzung zahlreicher Hobbyräume 

— Benutzung der umfangreichen Sportanlagen wie 
z. B. Hallenbad, Sportplätze, Turnhalle usw. 

— Benutzung der Kfz-Abstellplätze. 

Die beabsichtigte Mietanpassung wird sich in 
ihrer Höhe auf ein nach dem Gesetz zur Regelung 
der Miethöhe vom 18. Dezember 1974 noch einzu-
holendes Sachverständigengutachten stützen. 

Eine in diesem Zusammenhang von den Studen-
tenvertretungen geforderte prozentuale Erhöhung 
der von der Deutschen Bundespost gezahlten Stu-
dienbeihilfe, die sich nach vom Bundesminister des 
Innern für den Bereich der Bundesverwaltungen 
festgelegten Grundsätzen richtet, kann nicht erfol-
gen; sie liegt schon heute an der Obergrenze der 
Leistungen des Bundesausbildungsförderungsgeset-
zes (BAFÖG). Die Studienförderung soll im übrigen 
nicht den Lebensunterhalt sicherstellen, sondern 
ist als Beihilfe zum Studium anzusehen. 
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Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 60) : 

Ist für die Bundesregierung die Auffassung, „das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Grundvertrag mit der DDR (sei) 
in Teilen seiner Begründung wirklichkeitsfremd, insbesondere 
die Definition der innerdeutschen Grenze als ähnlich denen, die 
zwischen den Ländern der Bundesrepublik verlaufen", im Wider-
spruch zum Grundgesetz und seiner verbindlichen Auslegung 
durch das Bundesverfassungsgericht als Verfassungsorgan, oder 
teilt sie die diesbezügliche Auffassung des früheren Bundeskanz-
lers Willy Brandt (vgl. „Spiegel" vom 17. Mai 1976)? 

Der von Ihnen zitierte Text ist einem redaktio-
nellen Artikel des SPIEGEL vom 17. Mai 1976 ent-
nommen, in welchem auf den Vorabdruck eines 
neuen Buches von Willy Brandt aufmerksam ge-
macht wird. 

Unbeschadet der Tatsache, daß der genaue Wort-
laut dessen, was Willy Brandt gegebenenfalls in 
seinem neuen Buch zum Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 31. Juli 1973 sagen wird, noch 
nicht veröffentlicht ist, darf ich Ihnen versichern: 

- - Die Bundesregierung verfolgt zwar einerseits mit 
Interesse die wissenschaftliche und politische 
Diskussion zu den Urteilen des Bundesverfas-
sungsgerichts, so auch die Stellungnahmen zum 
Urteil über den Grundlagenvertrag, 

— andererseits beachtet die Bundesregierung selbst-
verständlich das den Grundlagenvertrag vom 
21. Dezember 1972 bestätigende Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts so, wie es der verfas-
sungsmäßigen Bedeutung dieses Gerichtes ent-
spricht. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Ahrens (SPD) 
(Drucksache 7/5290 Fragen B 61 und 62) : 

Treffen Feststellungen der Europäischen Rektorenkonferenz zu, 
wonach das Auslandsstudium der Studenten in den europä-
ischen Staaten in den vergangenen Jahren stark nachgelassen 
hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls eine solche 
Entwicklung, welches sind ihre Ursachen, und in welcher Weise 
könnte einem Nachlassen des Auslandsstudiums entgegenge-
wirkt werden? 

Zu Frage B 61: 

Nach den vorliegenden Unterlagen kann noch 
nicht abschließend beurteilt werden, ob die auf der 
12. Halbjahresversammlung der Europäischen Rek-
torenkonferenz am 8. April in München getroffenen 
Feststellungen zutreffen, daß das Auslandsstudium 
der Studenten in den europäischen Staaten in den 
vergangenen Jahren nachgelassen hat. Die letzten 
offiziellen Zahlen der UNESCO-Statistik zum Aus-
landsstudium in Europa stammen aus dem Jahre 
1971.   

Danach studierten 70 % aller europäischen Stu-
denten, die sich zu einem Auslandsstudium ent-
schlossen, in anderen westeuropäischen Staaten. In 
der Bundesrepublik kamen 45 % aller ausländischen 
Studenten aus Europa. Nur 1,2 % der deutschen 
Studenten, 1,4 % der französischen und 1,8 % der 
englischen Studenten studierten damals im euro-
päischen Ausland. Für das Wintersemester 1971/72 
weist das Statistische Bundesamt eine Gesamtzahl 
der aus europäischen Ländern kommenden auslän-
dischen Studenten an wissenschaftlichen Hochschu-
len der Bundesrepublik von 12 793 (47,3 % aller 
ausländischen Studenten) auf. Eine im Sommerseme-
ster 1975 von der Westdeutschen Rektorenkonfe-
renz bei den Mitgliedshochschulen durchgeführte 
Umfrage ergab eine Anzahl von 18 091 ausländi-
schen Studenten aus Europa an wissenschaftlichen 
Hochschulen der Bundesrepublik bei einer Gesamt-
zahl von 39 091 ausländischen Studierenden. 

Für Frankreich ergibt sich für das Winterseme-
ster 1974/75 bei einer Gesamtzahl von 756 954 Stu-
dierenden eine Zahl von 14 146 Studenten aus an-
deren europäischen Ländern. Bei den aus der Bun-
desrepublik kommenden Studenten ergibt sich eine 
Zuwachsrate von 22 %. 

In Großbritannien studierten im Wintersemester 
1973/74 (Vergleichszahl 1971/72) aus Frankreich 
4 203 (3 779); aus der Bundesrepublik 2 524 (2 212) 
und aus der Schweiz 2 163 (2 111) Studenten. 

An den Hochschulen in der Bundesrepublik ha-
ben sich die absoluten Zahlen der ausländischen 
Studenten nach oben verändert, der prozentuale 
Anteil an der Gesamtheit der Studierenden ist aber 
wegen der starken Zunahme der Zahl der deutschen 
Studenten geringfügig zurückgegangen (WS 1972/73 
6,15 %, WS 1976/77 5,8 %). 

Zu Frage B 62: 

Die Bundesregierung würde jede rückläufige Ent-
wicklung des Auslandsstudiums bedauern, denn 
nach ihrer Ansicht ist das Auslandsstudium auf 
lange Sicht für die politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Beziehungen zum Ausland von außer-
ordentlicher Bedeutung. Ein Auslandsstudium be-
deutet außerdem für den jungen Menschen eine 
große persönliche Bereicherung. Darüber hinaus ist 
ein Auslandsstudium im Rahmen der internationa-
len Zusammenarbeit, vor allem im europäischen Be-
reich zur Förderung der Freizügigkeit von Perso-
nen und Ideen notwendig und wünschenswert. Die 
Bundesregierung hat daher ein starkes Interesse 
daran, daß die Zahl derjenigen, die einen Teil ihres 
Studiums im Ausland verbracht haben, nicht sinkt, 
sondern, wenn auch nicht in vollem Umfange, mit 
der Erhöhung der Studentenzahl steigt. Einem 
Rückgang des Interesses am Studium im euro-
päischen Ausland und dem sich dadurch anbahnen-
den Hang zum Provinzialismus muß gegebenen-
falls durch geeignete Maßnahmen begegnet werden. 

Um eine sichere Beurteilung der Entwicklung des 
Auslandsstudiums zu erhalten, hat die Bundesregie-
rung ein Institut beauftragt, Motivation und Inter-
esse der deutschen Studenten für ein Auslandsstu- 
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dium zu untersuchen. Diese Studie wird Ende des 
Jahres abgeschlossen und soll dann der Bundes-
regierung und den mit dem akademischen Aus-
tausch befaßten Organisationen — vor allem dem 
Deutschen Akademischen Austauschdienst — vor-
gelegt werden, damit die nötigen Konsequenzen 
daraus gezogen werden können. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schweitzer (SPD) 
(Drucksache 7/5290 Frage B 63) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung zur Zeit die Aktivitäten der 
verschiedenen kommunistischen Gruppen an den wissenschaft-
lichen Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland? 

Die Bundesregierung hat die Aktivitäten der ver-
schiedenen kommunistischen Gruppen an den wis-
senschaftlichen Hochschulen der Bundesrepublik 
in ihrem am 4. Juni 1976 vorgelegten Verfassungs-

schutzbericht 1975 beurteilt. Die Studentenschafts-
wahlen, die nach dem Berichtszeitraum stattfanden, 
lassen nach den vorliegenden Informationen keine 
wesentlichen Veränderungen der dort dargestellten 
Entwicklung erkennen. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Vogt (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/5290 Frage B 64) : 

Erhält der ostafrikanische Staat Malawi von der Bundesrepu-
blik Deutschland wirtschaftliche Hilfen, und im bejahenden Fall, 
in welchem Rahmen und in welcher Höhe? 

Malawi wurden bisher im Rahmen der bilateralen 
Entwicklungshilfe rund 81 Millionen DM Kapital-
hilfe überwiegend für die Sektoren Landwirtschaft 
und Infrastruktur sowie etwa 33 Millionen DM 
Technische Hilfe mit Schwerpunkt in den Bereichen 
Landwirtschaft zugesagt. 
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